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Präsci!dent Dr. Dr. Hundhammer eröffnet d:ie 
Sitz11mg um 9 Uhr 3 il.Y.[.inuten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich eröffne die 151. 
Vollsitzung dies Bayerischen Land1:Jaigs. 

Ich ibitte den H,errn Schriftführer, dte Liste der 
vorlie1gemden Entschruldtgungen zu verlesen. 

Gräßler, Schri.ftführier: Nach Artikel 5 Aibsatz 2 
des A:ufwandsentschädd!gungsig,esetzes s:ind · entschul­
digt oder :berurlau1bt d.:ire Abgeordneten Bachmann 
Georg, Dr. Baumg,artner, iBehringer, Grosch, Jun­
ker, Dr. K;el1er, Op iden Orth, Pittroff, von Rludolph, 
Sittiig, :Svain, Stock. · 

Präsident Dr. Uundhammer: Ich rufe auf Ziffer 
2 der Tugesordniung: 

Interpellation der Abgeordneten Bezold, Dr. 
Brücher und Fraktion, Dr. Lippert und Frak­
tfon betreffend Einleitung von Maßnahmen 
auf Grund der im_ Bericht des Obersten Rech­
nungshofs für das Rechnungsjahr 1950. er­
hobenen Beanstandungen (Beilage 4134). 

Die Interpellation wJrd diurch ·den Herrn Ab­
g,eoridneten iBezoM verlesen; ich ertei~e :ihm das 
Wort. 
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Bezold (FiDiP), Interpellant: Di!e Interpellation 
tautet: . 

Wiann ibeahsichti:gt rlie Staiatsreg!ieruhg, den 
lim Bericht des Obersten Riechnllillgshofs für 
das Rechnungs~1ahr 1950 erhobenen Beanstan­
dungen Rechnung zu tra1gen, linslbesondere 

a) die ·erforider:Lichen Genehmigungen des 
Landtags heribeizuführen, 

ib) di:e vorp. Obersten Rech'l:llungshof g.eforder­
ten Auskünfte ·zu e:rte!ilen, 

c) in den gegebenen Fällen idiie V:eI1antwort­
Hch:en ·ZJUr Rechensch1aft zu 2'ii:ehen? 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich fuage die 
Staatsregierung, ob sie bereit ist, d1e Interpellation 
sofort :ZiU ibeiantworten. 

Zietsch, StaatsmiTIJister: !Die StaatsTeg!ierung ist 
bereit, die Interpellation sofort zu beantworten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wiünscht 1dei' Ver­
treter der Interpellanten die Interpe.J.:ltation ZJU be­
gründen? 

Bezold 1(FDP), Interp1el!Jant: !Ich wünsche sie zu 
begründen. Ich darf aber ergebenst die Frage an 
Sie richten: Jch we!iß nicht, ob 1rue Fraktion der 
OSiU noch :mit ihTer Sitrung ibeschäfägt ist -­
sie ihat heute vormittag F•:miktionssüzrung - oder 
db sie a1bsicht1Jich we1gb1ei:bt. Wenn S•ie absichtlich 
wegib:Leilbt, 1bin ich igrerne lbeTelit, anzu:fiangen; ich 
~ann 1aiuch ohne· sie sprechen. llY.illr scheint 'a:ber 
·doch wichtig ·zu sein, daß :alle Fraktionen bei 
einer Interpellation v·ertreten sind, die, wie ich 
glaube, wetite K11efa·e der Bevö:IJkemmg inte11essiert. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordne­
ber, ich mache darauf 1aufmel'kJS1am, daß die Friak­
tion rder CSU llih·re Friaktiornssi tZJUntg elben beendet 
hat; •ein T·eil der Abgreorid:neten list 1anwesend. Im 
ü1brigen !ist Ihr·e elig·ene Fraktion nicht einmal zur 
Hälfte v.ertreten. Ich g1aJUJbe, •es whid ·aiber ;auch 
Z·ug.ewartet werden können, wenn es der Herr 
Interpe11ant wünscht. - Ich seihe, 1d!aß dii!~ F:raktion 
dte:r CSiU tiihre Stärke lim Saial in21wischen v1ermehrt 
biat. Es dürfte richtLg sedn, dlie Beg:rü!l!dung der 
lnterpel1atfon 1Z1U :gelben. 

Bezold (FDiP), Interpellant: Heu Präsident, 
meine Damen und (Herren! Es ist außero1dentlich 
UI1!a~g1enehm - :S~e se!hen es !bereits am Beginn-, 
eine Ang1elegenihedt zur Diskussfon zru ibdngen, 'die 
für die Reg·ie•rung und für die Reg1eritmgsparteieh 
<:;e]Jbstverständlich runangenehm ist,, von der aber 
diile ibeiden Oppositlionspiartetien, dU,e . BP 'tmd die 
'FDP, ·erwiartet hätten, daß si1e von der Re1gie:rung 
.\l•elbst ziur Diskiuss:ion gestent wiü:ride. 

Sie wlissen, id:aß •es sich um den Bericht des 
Obersten Rechnungshofs über dlie tDurchftiihrung 
der Rechnungsprüfung für das RechTI:ungsjiahr 1950 
4a!lldelt. Es ist unangenehm, sage ich, die Finger 
aiuf ·eine Reiihe von Wunden iu Legen, die der 
Ber.icht des Obersten !Rechnungshofs aiu:liweiist, und 
über d:1ese Wunden Aruskunft zu v·e:r1angen. Ich 
ha!be heute namens der ibeilden Oppositionspiarte·ien 

die Ehre, da!l!ach ru fragen. Es ist deshal!b unan­
g·enehm, weil vielleicht dem einen oder anderen' 
ilie trockenen Zahlen un!d <lie trockenen f.achHchen 
Arusf<ü:hrungen dieses Berichts durchaus nicht in 
die politi:sch•e Sphäre uns•eres Staratsleibens hinein-
21ureichen scheinen, weH vieHeicht der eine oder 
der andere der Meinung sein könnte, diese Z1ahlen 
S'eien gegenüber den Riesenzahlen des Etats nicht 
von einer solchen Bedeutung, d!aß sie iins Gewicht 
fallen könnten, und die Dinge lägen so weit zu­
rück, rd!aß man mit Schweigen fuber sie hinweg­
gehen könnte. 

Meine Damen urid Herren! Geben wir uns keinem 
Irrtum hin: Es !ist nicht nur so, daß diese Zahlen 
und die F:rage, w:i:e sie in Ihrer Aufstellung stim­
men, mit dem Vertriauen zusammenhängen, das 
das 1bayerd!Sche Volk z.u seiner Vertretung haben 
wird, sond:ern der Umstand, daß eine Reihe von 
Ziah1en nicht stimmt oder daß in der AufsteHung 
Fehler vorhanden sind, bedeutet, daß das erste 
und wesentlichste Recht des Landtags, über die 
Aus~aben des Staates zu verfügen und sie einZIU­
teilen, verletzt wird. Es ist auch so, 1daß in edner 
Zeit, deren Finanzlage den Staat wie den Privat­
mann zu äußerster Vo:rsicht und Spars•amkeit 
zwingt, 1alles, was mit solchen Erwägungen zu 
tun hat, das Volk, das j•a dre Geil.der, d!ie die 
Zahlen beinhalten,' durch Steuern hereinbringen 
muß, brenne!lld interessiert. 

Sie wissen, in Artikel 80 der bayerischen Ver­
fassung ist ·ausdrücklich n!:i.ederg,el•egt, daß über die 
~erwendung aliler Staatseinnahmen der Staats­
minlister der Finanzen im folgenden Rechnungsjahr 
Z'UT Entllistung der Staratsreglierung dem l.:andtag 
Rechnung zu legen hat. Es ist weiter festgelegt, 
daß die Rechnungsprüfung durch einen mit richter­
licher Unabhängigkeit ausgestatteten Rechnungshof 
zu erfolgen hat. Das Nähere ist, wie· Sie wissen, 
·2urch das Gesetz üiber die staatliche Rechnungs-, 
Verwaltungs- und WiTtschiaftspTüfung ·vom 6. Ok-

. toiber 1951 g.eregelt. Es bestehen arso zunächst 
1e!inmal sehr woh1 •gesetz.lich·e, ja sogar verfassungs­
gesetzliche Grund1agen für das, worüber wir heute 
spr.echen. Es ibestehen die geset~l~chen und . ver­
fassungsgesetzlichen Grundlagen dafür, ,dJaß der 
Oberste Rechnungshof, der ja insoweit ein unab­
hängiges Gremium ist, di•e Einwendungen machen 
mußte, von denen ich heute spreche. 

Meine Damen und Herren! Wk hätten damals· 
ge1glaubt, daß auf den außero:rident1ich eingehenden 
Be!I'icht des Obersten Rechnungshofs hin rin de:r 
Piress·e oder im La!lldtarg von seiten der Regierung 
:~um mindest·en !irgendw~e der V,ersuch eiiner weit­
gespannten Disikussion gemacht worden wäre, einer 
Diskussion, in der im einz;elnen vom Fiachlichen 
!n:e!I' zu den Vorwfufen und Aus1assungen des 
Rechnungshofs. Stellung g•enommen worden wäre. 
Das :ist rnicht der F·all gewesen. Man hat im Gegen­
teil in Nummer 12 des „Bayerischen Staatsanzei­
gern" einen A:rtikel üiber td:i!e Arlbeit des Rechnungs~ 
hofä wesen können, der offensichtlich 1a:uf die Fr.age 
abzielte, wieweit der Rechnungsho.f das Recht hatte, 
seine Prüfung und seine A!us1a:ssungen auf ein 
Ge1bi:et ausziudehnen, , das 'heireits ein pofüisches 
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Gebiet ist und aus dem engsten Rahmen der 
fachlichen Arbed.t der Rechnungsprftfung heraus.., 
fällt. D:1e meisten von Ihnen we:riden rdiesen Ar­
tikel kennen. Wenn in diesem Artikel g1eschrie1ben 
wird, daß der Rechnungshof durch seine Art der Be­
richterstattung dem Grundsiatz der Gewaltented.lung 
der Le.gisl!ative und Erxekiutive w1dersprochen habe, 
daß ·er als 1ein dem Volk nicht verantwortlicher 
Träger ·etwas g1et1an habe, w.as nur der L1andtaig 
tun dürfe, nämHch Kritik innerhalb der pcilitischen 
Sphäre zu ühen, so :ist durch d~esen Artikel, der 
ja immerhin im offi.ztellen Blatt unserer Regierung 
:m J.esen war, ganz deutlich die Richimng auf­
gezeigt, in der die Reg:icer1ung gehen will. 

Es ist nach unserem Rechnungshofgesetz vollstän­
dig ausgeschlossen, daß der Oberste Rechnungs­
hof; wenn er seine Pflicht tun will, nur rückschau­
end, was gewesen ist, und nkht auch vorwärts­
:schauend, was getan werden kann und wie eine 
größere Sparsamkeit zu erreichen ist, in dem einen 
oder anderen Fall Fragen des politischen Kreises 
nicht streift. Wenn Sie das verbieten wollten, wür-

. - den Sie den Rechnungshof zu einer rein fachlichen 
Rechnungsmaschine herabwürdigen und ihm die 
Stellung eines Buchhalters in einem großen Unter­
nehmen geben, der nichts anderes zu tun hat als 
nachzuweisen, ob dieses Unternehmen sein Wirt­
schaftsjahr aktiv oder passiv. abgeschlossen hat. Ich 
glaube, keiner von uns wird dieser Ansicht sein 
·-:- auch das Gesetz über den Rechnungshof ist ja 
nicht dieser Ansicht - und keiner von uns, zum 
mindesten nicht wir von der Opposition, wird etwa 
:in der Arbeit des Rechnungshofs, wie sie hier vor­
liegt und wie sie der Rechnungshof offensichtlich 
auCh in Zukunft zu leisten gedenkt, el.n Eingreifen 
:in die Legislative, in die Rechte der Volksvertre­
tung sehen. Ich kann den Rechnungshof nicht als 
Gegenspieler dieser Volksvertretung in all' den 
Fragen empfinden, die er hier geklärt hat. Ich bin 
vielmehr der Auffassung, daß er nur als Gehilfe 
des Landtags verstanden werden kann. Wenn wir 
überhaupt an die Fragen der Staatsvereinfachung, 
an eine Verbilligung der Staatsverwaltung heran­
gehen wollen - und Sie wissen ja, daß dazu ein 
eigener Ausschuß bestellt worden ist -, wird das 
niemals möglich sein ohne die Hilfe eines Rech­
nungshofs von einem geistigen Format, wie es sein 
Bericht erkennen läßt. 

(A!hg. Dr. Brücher: Sehr richtig!) 

Mit Buchhaltungsarbeiten allein kann und wird 
nichts gedient sein. 

Es wäre also nach. unserer Auffassung doch wohl 
besser gewesen, die Staatsregierung h~tte sich 
wenigstens an der einen oder anderen Stelle zu 
einer sachlichen Diskussion herbeigelassen und uns 
und dem Volke erklärt, wie sie sich zu den Ausfüh­
rungen des Rechnungshofs stellt. 

Es ist ja auch nicht so, als wenn diese Dinge in 
der Luft hängen würden, als wenn · es an den 
gesetzlichen Grundlagen für die Arbeit des ReCh­
nungshofs und für unsere Kritik fehlen würde .. 
Der Gesetzgeber hat genau gewußt, daß er das 

Vertrauen zum Staat - und darum geht es letz­
ten Endes und aus der Sorge um dieses Vertrauen 
haben wir die Interpellation eingebracht - auch 
durch eine entsprechende Gesetzgebungsarbeit 
sichern mußte. So bestehen als Wegweiser in der 
Frage der Würdigung der Etats, der Rechnungs­
legung und des Rechnungsabschlusses der einzel­
nen Rechnungsjahre nicht nur die Verfassung und 
das Rechnungshofgesetz, sondern vor allem zwei 
weitere Gesetze mit ganz bestimmten Anordnun­
gen, die, wie wir in dem Bericht des Obersten 
Rechnungshofs lesen können, an einer Reihe von 
Stellen vernachlässigt, wenn nicht absichtlich ver­
absäumt w4rden. Es handelt sich zunächst um die 
Reichshaushaltsordnung und zum zweiten um die . 
Reichswirtschaftsbestimmungen. Wenn die letzte­
ren gewisse praktisch-juristische Vorschriften ge­
ben, in § 69 vor allem Vorschriften, wie die Kritik 
an der Rechnungsführung zu üben ist, und wenn 
sie gefordert haben, daß die einem Minister t.m­
mittelbar nachgeordneten Behörden diesem nach 
Ablauf jedes Rechnungsjahres auf Anforderung 
zu einem von ihm bestimmten Zeitpunkt und nach 
den von ihm hierüber getroffenen näheren Be­
stimmungen das Ergel;mis der Wirtschaftsführung 
innerhalb ihres Geschäftsbereichs in dem abgelau­
fenen Rechnungsjahr auf Grund des Titelbuchs als 
Unterlagen für einen Beitrag zur Haushaltsrech­
nung anzuzeigen haben, wenn sie weiter vor allem 
in § 71 Absatz 3 bestimmen, daß dem Minister der 
Finanzen von den Behörden eine Erklärung. zu 
übersenden ist, daß in dem abgelaufenen Rech­
nungsjahr keine weiteren Einzahlungen, als nach­
gewiesen, angenommen worden Sind, so haben die 
Gesetzgeber ganz genau gewußt, was sie damit ge­
wollt haben. Es ist peinlich, daß der Bericht des 
Obersten Rechnungshofs in seiner Einleitung da­
mit beginnen muß, daß zum mindesten für die 
Haushaltsrechnung des Jahres 1950 diese Vor­
schriften nicht beachtet wurden, weil gegen ihre 
Beachtung bestimmte Hindernisse sprachen. 

Es kann sich bei dieser Interpellation natürlich 
nicht nur darum handeln, in die Vergangenheit zu 
sehen, sondern sie kann nur einen Erfolg und 
einen Nutzen haben, wenn uns die Regierung sagen 
kann und wir im Laufe der Diskussion heraus­
arbeiten können, was in der Zukunft geschehen 
soll. Ich glaube, das wi,.rd der er.ste Punkt sein, 
über den wir uns klar werden müssen. Denn wir 
müssen zunächst einmal die sachlichen und for­
malen Grundlagen einer Rechnungsleg<mg und 
einer Nachprüfung dieser Rechnungslegung haben. 
Dann können wir uns überlegen, wie diese Rech­
nungslegung in Zukunft geschehen soll, was im 
einzelnen vermieden oder geändert werden muß. 

Wenn diese beiden Vorschriften nicht beachtet 
werden, werden die Vorschriften der Reichsharn:i·­
haltsordnung schon etwas illusorisch. Dann. ent­
stehen jene Risse und Lücken, die zu einer Wirt­
schaftsgebarung des Staates führen, die in der 
Presse und in Diskussionen des Landtags immer 
wieder eine ungute Kritik hervorgerufen hat. 
Wenn es endlich so weit geht, wie Ihnen der Be­
richt des Obersten Rechnungshofs zeigt, daß - sei 
es aus Unfähigkeit, sei es aus bösem Wcillen. -

2 
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schwere Verstöße gegen die Paragraphen der 
Reichshaushaltsordnung vorgekommen sind, und 
wenn es so weit geht, daß diese Verstöße eine Ver­
wirrung oder sogar eine Fälschung in dem Zahlen­
material der Haushaltsrechnung zur Folge haben, 
die durchaus nicht so gering ist, wie sie vielleicht 
dem einen oder dem anderen erscheinen mag, dann 
ist, glaube ich, die Stunde gekommen, sich darüber 
zu unterhalten, was geschehen kann, damit solche 
Vorkommnisse in Zukunft vermieden werden. 

§ 33 der Reichshaushaltsordnung, einer der wich­
tigsten Paragraphen, die sie enthält, bestimmt, daß 

· Haushaltsüberschreitungen und außerplanmäßige 
Ausgaben einschließlich der Mehrausgaben aus 
übertragbaren Mitteln, desgleichen Maßnahmen, 
durch welche dem Staat Verbindlichkeiten ent­
stehen könnten, für die Mittel im Haushaltsplan 
nicht vorgesehen sind, der vorherigen Genehmi­
gung des Ministers der Finanzen bedürfen, daß 
diese Genehmigung nur ausnahmsweise im Falle 
eines unabweisbaren Bedürfnisses erteilt werden 
darf und daß immer dann, wenn über- und außer­
planmäßige Ausgaben im Betrag von 10 000 Mark 
und darüber geleistet worden _sind, diese Über­
schreitungen dem Landtag vierteljährlich mitzu­
teilen sind. Ich glaube, über die Wichtigkeit und 
die Bedeutung dieser Vorschrift braucht nicht be­
sonders gesprochen zu werden. 

Ich möchte aber meine Ausführungen im einzel­
nen mit dem Hinweis beginnen, daß der Oberste 
Rechnungshof seinem Bericht eine eigene Anlage 
anhängen mußte, um Platz für die Tatsachen zu 
finden, die eine Überschreitung der genannten 
Vorschrift bedeuten. Im Rechnungsjahr 1950 sind 
Vorgriffe im Sinne des § 33 vielfach ohne die Zu­
stimmung des .Finanzministers gemacht worden, 
zum mindesten ist in vielen Fällen die Zustim­
mung nicht in voller Höhe eingeholt worden. Ich 
brauche Ihnen nicht zu erklären, daß natürlich 
mittelbar das Recht des Landtags, auf die Haus­
haltsgebarung einzuwirken, außerordentlich ge­
schmälert wird, wenn die unteren Verwaltungs­
behörden es schon unterlassen, den gesetzlich not­
wendigen Gleichkl~ng zwischen ihnen und ihrem 
Ministerium herzustellen. Erst recht, wenn sie es 
unterlassen, ihrem Ministerium von den Tatsachen 
zu berichten, für die nach dem Gesetz die Not­
wendigkeit der Zustimmung besteht. 

Weiter ist es nach den Behauptungen dieses Be­
richts vorgekommen, daß das Staatsministerium 
der Finanzen verschiedentlich seine Zustimmung 
erst nachträglich, nach Ablauf des Rechnungsjahrs 
erteilt ):1.at, obwohl nach dem § 33, den ich Ihnen 
vorgelesen habe, die Erteilung von nachträglichen 
Zustimmungen überhaupt ausgeschlossen ist. 

Meine Damen und Herren, man könnte darüber 
hinwegsehen, wenn das der einzige grundlegende 
Fehler des Verhaltens der Verwaltung im Jahre 
1950 gewesen wäre. Es ist aber nicht nur das, son­
dern es sind eine Reihe überplanmäßiger und 
außerplanmäßiger Ausgaben, das heißt Ausgaben, 
die bei richtiger Buchung voll oder zum Teil als 
über.:. oder außerplanmäßige Ausgaben nachzu-

weisen gewesen wären, nicht richtig gebucht wur­
den. Auch hier hat sich der Oberste Rechnungshof_ 
veranlaßt gesehen, zu seinem Bericht eine eigene 
Anlage, nämHch die Anlage 2 zu bilden, um diese 
Fehler im einzelnen nachzuweisen. Und wenn zu 
diesen Unterlassungen noch der Fehler der Titel­
verwechslungen dazukommt, dann kommen Sum­
men heraus, wie sie der Oberste Rechnungshof 
nachgewiesen hat; denn es ist immerhin eine ganz 
schöne Summe, wenn er nachweist, daß - verteilt 
auf die einzelnen Ressorts - ein Betrag von 
734 684 DM vorhanden ist, der in Titelverwechslun­
gen enthalten ist. 

Vielleicht sagt auch hier der eine oder der 
andere: Was bedeuten schon Titelverwechslungen? 
Ausgegeben mußten die Gelder offensichtlich auf 
jeden Fall werden, und es kann dem Landtag ganz 
gleich bleiben, ob einige 10 000 DM an dieser oder 
an jener Stelle als auszugebende Summe genannt 
waren. - Aber wenn Sie so argumentieren, dann 
kommen Sie damit ganz eindeutig in die Gefahr, 
die ein solches Verhalten in sich schließt, in die 
Gefahr nämlich, daß es dem Landtag dann nicht 
mehr möglich ist, sich zu den einzelnen Posten 
politisch und sachlich zu äußern und zu bestim­
men, ob er den betreffenden Posten als auszu­
gebende Summe genehmigen will oder nicht .. Der 
Landtag wird dann in seinem Recht, allein über 
die Gelder des L_andes zu verfügen und sie zu ver­
teilen, unter Umständen dadurch geschmälert, daß 
Ausgaben unter falschen Titeln und an falscher 
Stelle in die Haushaltsrechnung eingestellt werden. 
Das kann weiter i;ioch zur Folge haben, daß da­
durch die Ergebnisse der Staatshaushaltsrechnun­
gen in den begünstigten Ansätzen zu hoch und in . 
den benachteiligten Ansätzen zu niedrig ausge­
wiesen werden, daß sich also dem Haushaltsaus~ 
schuß und den;i Landtag von der Finanzlage des 
Staates überhaupt ein falsches Bild darbietet. Dies 
wird dann so aussehen, als seien die Finanzen des 
Staates günstiger, als sie tatsächlich sind. Es kann 
nicht erstaunen, daß gerade auf einem Gebiet Ti­
telverschiebungen und -verschreibungen und -ver­
wechslungen vorhanden sind, auf dem Gebiet der 
Kraftfahrzeugbeschaffung wie auf dem der Hal­
tung von Kraftfahrzeugen nämlich, das so sehr 
zu der Notwendigkeit der: Sparsamkeit und zu der 
Steuernot unserer Zeit im Widerspruch steht. 

Meine Damen und Herren, ich werde nachher 
Gelegenheit haben, noch kurz von der Tatsache zu 
·sprechen, daß offensichtlich auch bei den Behörden 
des Staates eine Liebe zur Motorisierung und zur 
Benützung des Kraftfahrzeugs Platz greift, die 
in unserer Zeit einfach nicht zu rechtfertigen ist. 

(Abg. Dr. Brücher: Sehr richtig!) 

Ich möchte hier aber nur deswegen davon spre­
chen - die Dinge haben ja alle ihren Hinter­
grund -, um Ihnen zu zeigen, daß solche Titelver­
wechslungen offensichtlich nicht nur aus der Sphäre 
des Rechnerischen kommen, sondern daß sie sehr 
wohl mit der Sphäre eines falschen, uhrichtigen 
Gedankengangs der einzelnen Ressorts verbunden 
sind, der sich vor dem Landtag abdecken will und 
den Landtag dann mit dieser Art der Sachbehand­
lung bedient. 

0 
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Damit komme ich zum Vierten und Schlimmsten, 
was im Staat überhaupt passieren kann, weil es 
die meisten Gefahren enthält und weil man hier 
von Verwechslung und von Versehen wirklich nicht 
mehr sprechen kann, sondern weil hier die ganz 
klare Absicht offenkundig wird, dem Landtag 
durch ein gefälschtes Bild der Finanzlage des Staa­
tes Sand in die Augen zu streuen. Ich meine das 
Gebiet der schwarzen Fonds. 

(Abg. Dr. Brücher: Sehr richtig!) 

rn § 26 Absatz 2 der Reichshaushaltsordnung heißt 
es: 

Der Minister der Finanzen soll den zur Aus­
zahlung nicht sofort erforderlichen Kassen­
bestand der Hauptkasse so anlegen, daß ein 
Verlust ausgeschlossen erscheint und im Be­
darfsfall jederzeit über den Betrag verfügt 
werden kann. Hiervon abgesehen ist die An­
legung von Mitteln bei Banken, bei Sparkassen 
oder sonstigen Geldanstalten nicht zulässig. 
Der Minister der Finanzen kann in besonderen 
Fällen Ausnahmen zulassen. Für die Haftung 

··· - der Beamten, die dieserVorschrift entgegen"'-
handeln, gilt § 33 Absatz 3. 

Nach dieser Vorschrift dürfte es schwarze Fonds 
:nicht geben, also Geldrücklagen, die sich irgend­
eine Verwaltungsbehörde oder irgendein Ressort 
schafft, um sie dann benützen zu können, ohne an 
das Bewilligungsrecht des Landtags gebunden zu 
sein. Das ist genau dasselbe, wie wenn die Haus­
frau Haushaltsgelder beiseitelegt, um ihrem Ehe­
mann irgend etwas Nettes zum Geburtstag zu 
kaufen. 

(Zuruf von der CSU: Das ist doch in Ordnung!) 

- Sehr richtig, nur mit dem Unterschied, Herr 
Kollege - ich habe gewußt, warum ich dieses Bei­
spiel gebrauche -, daß das, was hier geschaffen 
wird, für den Staat durchaus nichts Nettes ist und 
daß der steuerzahlende Bürger seinem Staat gegen­
über zumindest bis heute leider Gottes noch immer 
nicht das Gefühl hat, mit ihm in einer erträglichen, 
wohl abgeklärten Ehe zu leben, in der die Dinge 
letzten Endes doch gut ausgehen. Das ist der Unter­
schied. Abgesehen davon: Selbst wenn das alles der 
Fall wäre, bleibt der schwere Verstoß gegen das 
Gesetz und bleibt die Tatsache, daß die schwarzen 
Fonds nicht nur dieser Vorschrift widersprechen, 
sondern daß sie natürlich weiter - und das wird 
jedem klar - die große Gefahr in sich schließen, 
daß Veruntreuungen vorkommen können, ohne daß 
man sie überhaupt nachprüfen kann und ohne daß 
sie gegenüber dem Obersten Rechnungshof und 
damit dem Landtag in Erscheinung treten. Denn 
wenn Sie sich vergegenwärtigen, daß ein Behörden-

c leiter solche schwarzen Fonds anlegt, also bereits 
in einen Widerspruch zum Gesetz gerät, wodurch 
die entsprechenden Beamten unter Umständen so­
gar haftbar werden, sq ist es nur natürlich, daß zu 
dem ersten Schweigen auch. ein zweites Schweigen 
kommt, wenn dann von diesen Mitteln ein falscher 
Gebrauch gemacht wird, ja wenn unter Umständen 
durch Veruntreuung sogar bestimmte Summen von 

diesen Mitteln verschwinden. Denn in dem Augen­
blick, in dem der verantwortliche Mann zur Staats­
anwaltschaft gehen und dieses Verschwinden an­
zeigen würde, müßte er ja gestehen, daß er gesetz­
widrig gehandelt hat und er wüßte, daß er unter 
Umständen haftbar gemacht wird. Er wird also 
wohl oder übel schweigen müssen und die· eine 
Gesetzesverletzung wird dann unter Umständen 
Gesetzesverletzungen anderer Personen auf straf­
rechtlichem Gebiet abdecken. Sie wissen, daß einige 
Fälle von solchen Unterschlagungen vom Obersten 
Rechnungshof aufgedeckt worden sind. Es bleibt in 
solchen Fällen nichts weiter übrig, als daß sich der 
Landtag auf die Findigkeit und die Tüchtigkeit des 
Obersten Rechnungshofs verläßt, und daß dieser 
ObersteRechnungshof durch außerordentlich schwie­
rige, zeitraubende und teuere Nachprüfungsarbeit 
vielleicht in dem einen oder anderen Falle auf das 
Vorhandensein eines schwarzen Fonds und unter 
Umständen sogar auf den Mißbrauch der Gelder 
dieses Fonds kommen kann. 

Meine Damen und Herren! Wir sind uns alle 
darüber einig: Es ist das eine Art des Ablaufs, 
die das Vertrauen des Staatsbürgers zu seinem 
Staat, zu seiner Regierung und zu seinen Verwal­
fongsbehorde_n_ bestimmt. nid:lt vergrößern·. wird. 
Abgesehen aber von diesen durch das Gesetz um­
rahmten eindeutigen Übertretungen ist es doch 
wohl so, daß der Oberste Rechnungshof mit Recht 
sich auf den Standpunkt gestellt hat, daß es Auf­
gabe seines Berichtes ist, .damit auch Aufgabe der 
Regierung und des Landtags, für die der Bericht 
erstellt wurde, sich zu überlegen, ob nicht an der 
einen oder anderen Stelle, Sparmaßnahmen ergrif­
fen werden könnten, die die Verwaltung des Staa­
tes angleicht an jene gesunde Verwaltung des ein­
zeln Wirtschaftenden und des einzeln wirtschaften­
den Betriebes, der nun einmal - ob er will oder 
nicht - von der Erkenntnis ausgehen muß: Ich 
kann und darf nicht mehr ausgeben als ich ein­
nehme und als ich habe, sonst kommt der Gerichts­
vollzieher und unter Umständen der Konkurs­
richter. Wir müssen in der Frage der Ausgabe der 
Staatsgelder uns von dem rein fiskalisch-kamerali­
stischen Standpunkt in der heutigen Zeit frei­
machen, der Staat müsse das ausgeben, was not­
wendig ist und was er als notwendig erachtet; es 
. sei Sache des Finanzministers und des steuer­
zahlenden Staatsbürgers, einfach die Gelder her­
zubringen, die nach dem Staatshaushalt ausgegeben 
werden müssen. 

Ich komme hier zurück und beginne damit, als 
besonders in die Augen fallend und als auch im 
Bericht des Rechnungshofes an erster Stelle 
stehend, ob es nicht doch notwendig und annehm­
bar wäre, daß auf dem Gebiet der Kraftfahrzeug­
haltung Einsparungen und Rationierungen vorge­
nommen werden_, die die ·außerordentlich große 
Summe des Kraftfahrzeugefats auf ein erträgliches 
Maß herabdrücken würden. Ich brauche nicht auf 
Einzelheiten eingehen, ich verweise Sie insoweit 
nl\r auf Ziffer 39 des Berichts des Obersten Rech­
nungshofs. Aber ich glaube, viele von Ihnen sind 
mit mir der Meinung, daß man sich doch überlegen 
müßte, ob eine Reihe von Fahrten nicht dadurch 
eingespart werden könnte, daß öffentliche Ver-
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kehrsmittel benützt würden, ob es nicht möglich 
wäre, durch eine genaue Führung von Fahrten­
büchern zu vermeiden, daß hier immer wieder 
Fehlhandlungen erfolgen, die dann nachher zu Un­
zuträglichkeiten führen. Ja, es wäre zu überlegen, 
ob man nicht sogar so weit gehen könnte, was vor 
dem Krieg, vor dem ersten Krieg, vor allem für 
die Staatsregierung eine Selbstverständlichkeit 
war, nämlich durch Einrichtung öffentlicher Fahr­
bereitschaften und durch Zusammenlegung der 
Notwendigkeiten und Wünsche der einzelnen Mini­
sterien die Wagen voll auszunützen und damit zu 
erreichen, daß eine Reihe von Wagen unnötig wird. 
Ich glaube, die Stunde ist zu ernst, um hier bos­
haft zu werden, aber ich möchte eines bemerken: 
Die Debatten, die bisher über die Fragen der Kraft­
fahrzeughaltung im Landtag geführt wurden, hat­
ten anscheinend nur zur Folge, daß in einer Reihe. 
von Ressorts jetzt vom Mercedes zum noch teue­
reren BMW übergegangen wu~de. Das ist ein 
Tatsache, die den Staatsbürger draußen in vielen 
Fällen vom Erstaunen zu einem sehr ehrlichen und 
verständlichen Unwillen gebracht hat. Ich glaube, 
es muß betont werden, so klein sich diese Dinge 
zunächst ansehen, so ist doch mit ihnen das Ge­
schick einer Staatsform verflochten, die noch eine 
sehr junge Staatsform ist und die, wie Sie wissen, 
von allen Seiten und mit allen Mitteln, auch mit 
dem Hinweis auf solche „luxuria" bekämpft wird. 

Meine Damen und Herren, es ist klar, daß die 
zweite Möglichkeit zu sparen, vom Obersten Rech­
nungshof dort gesehen wird, wo am meisten Gel­
der ausgegeben worden sind und wo sich immer 
wieder gezeigt hat, daß diese Gelder in einer Weise 
ausgegeben wurden, der der vernünftige rechneri­
sche Verstand des Hausvaters, das Gefühl dafür. 
nämlich, was man sich zu bestimmter Zeit und auf 
Grund einer bestimmten Wirtschaftslage leisten 
kann, in außerordentlichem Maße gefehlt hat: bei 
der Bewirtschaftung der Haushaltsmittel für die 
staatlichen :Hochbauten. Ich will auch hier nicht auf 
das einzelne eingehen. Es ist ja hier bereits so weit 
gekommen, daß der Landtag sich genötigt gesehen 
hat, in bestimmten Fällen einen eigenen Unter­
suchungsausschuß einzusetzen, der nun zusammen 
mit dem Obersten Rechnungshof sich in stunden­
langen Sitzungen bemüht, wenigstens einige Helle 
in eine Dunkelheit zu bringen, von der niemand 
weiß, wer sie erzeugt hat oder wer dafür verant..:. 
wortlich ist. Aber ich möchte doch auf eines hin­
weisen, was auch. für denjenigen, der nicht von 
vorneweg alles überschauen kann, und auch für 
den, der für bestimmte großzügige Wünsche ein 
Herz hat, von Bedeutung ist. Es müßte beachtet 
werden, daß bestimmte Luxusbedürfnisse, wie zum 
Beispiel Einbauwannen, oder die Tatsache, daß in 
einem Haus mit vier Wohnungen die Etagen­
heizungen jeweils in den einzelnen Kellern stehen, 
anstatt eine einheitliche Dampfheizung zu schaffen, 
dann nicht mehr zu verantworten sind, wenn die 
Allgemeinheit diese Ausgaben bezahlen muß. 
Meine Damen und Herren, jeder von Ihnen, der 
derartige Wünsche hat, wird in seinen eigenen 
Säckel greifen und diese Überbedürfnisse selbst 

bezahlen müssen. Jedem von Ihnen wird sein 
Hausherr erwidern: „Wenn Sie Luxus wünschen, 
machen Sie es ruhig, ich habe nichts dagegen, aber 
bezahlen Sie es auch." Es ist außerordentlich pein­
lich, daß ausgerechnet in der Staatsverwaltung 
derartigen Wünschen Rechnung getragen wurde, so 
daß dadurch der Mietpreis einer Wohnung, wenn 
er nach dem aufgewendeten Kapital berechnet 
würde, bei weitem, manchmal fast um das Dop­
pelte 

(Abg. Beier: Um ein Vielfaches!) 

- öder um ein Vielfaches das übersteigen würde, 
was der Beamte, der die Wohnung bezahlt, leisten 
kann und leisten will. 

Man müßte an der Stelle schon eines sagen -
und ich, der ich einer alten Beamtenfamilie ent­
stamme, glaube das Recht zu haben, das zu 
·sagen -: Bis nach dem Kriege waren die deut­
schen und waren die bayerischen BeamteJ.?. stolz 
auf ihre Sparsamkeit 

~Beifrall bei der BP - Dr. Korff: 'Sehr richtig!) 

und stolz darauf, daß sie immer achtgegeben 
haben, daß auch nicht ein Pfennig im Staat zu-

,viel ausgegeben wurde. Ich erinnere mich noch an 
die Zeit, in der ich Staatsanwalt war, und in der 
der ·Staatsrat Schmitt, wenn irgendwohin eine 
Reise zu machen war, sich hingesetzt und gerechnet 
hat, und wenn die Reise mit dem Auto um 
20 Pfennig teuerer war, als die Fahrt mit der 
Bahn, hat er seinen Herren erklärt: „Das tut mir 
sehr leid, das kann ich nicht verantworten, ich 
verwalte ja nicht meine Geld,er, ich verwalte 
Staatsgelder; Sie müssen mit der Eisenbahn fah­
ren, denn mit dem Auto ist es um 20 Pfennig 
teurer." Wir wissen, daß die Prüfung der Aus­
gaben heute geg,eriwartsna!h sein soll, und ich 
glaube, dieser Vorschrift hat der Oberste Rech­
nungshof genügt. Niemand wird heute verlangen, 
daß man in derartige subtile Überlegungen ein­
tritt, aber zwischen dieser Art der Geisteshaltung 
und zwischen dem, was Sie hier lesen, was zum 
Beispiel bei den Forstviilen und anderen Staats­
bauten ausgegeben worden ist, besteht ein so 
himmelweiter Unterschied, daß einem Angst wer­
den könnte und man sich fragen muß, wie man 
eigentlich in die heutige Auffassung hineinge­
rutscht ist. 

(Abg. Dr. Brücher: Sehr richtig!) 

Es muß Mittel und Wege geben, und seien es auch 
Wege der Strenge, diese Auffassung wieder zu 
korrigieren und auf ein Maß zurückzuschrauben, 
das nicht nur dem Staat das Vertrauen seiner 
Steuerzahler, sondern auch dem Beamten das 
Vertrauen und die Achtung des Staatsbürgers 
wieder und in vermehrtem Maße ei11!bringen wird.' 

Der Oberste Rechnungshof hat in seinem Be­
richt endlich an einer ganzen Reihe von Stellen 
auf § 33 Absatz 3 der Reichshaushaltsordnung und 
auf die Möglichkeit, daß Beamte unter Umständen 
in Haftung genommen werden, hingewiesen. § 33 
Absatz 3 lautet: 
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Beamte oder Angestellte, die schuldhaft ent­
gegen den Vorschriften des Absatzes 1 und 2 
eine Maßnahme anordnen oder eine Zahlung 
anweisen, zu der das Reich nicht rechtlich 
verpflichtet ist, sind der Reichskasse zum 
Schadenersatze verpflichtet. 

Sie müssen das auf die Landesebene umstel-
len. -

Das gleiche gilt für Beamte oder Angestellte 
der Länder und sonstiger öffentlich-recht­
licher Körperschaften, soweit diese Haushalts­
mittel des Reichs für Rechnung des Reichs 
bewirtschaften ... 

Wenn der Oberste Rechnungshof so. weit gehen 
muß, daß er an einer Reihe von Stellen ausdrück­
lich auf diese Haftung hinweist, so sehen Sie, wie 
ernst die Dinge sind und .wie weit es bereits ge­
kommen ist. 

Es ist natürlich vollständig überflüssig, wenn 
in Untersuchungsausschüssen des Landtags, nach 
langwierigen Untersuchungen des Obersten Rech-

- nungshofs, nach endlosen Debatten des Haushalts-···· 
ausschusses die Folge aller Bemühungen die ist, 
daß festgestellt wird, es sind irgendwelche Miß­
leitungen oder sogar Verfehlungen vorgekommen. 
\A.Tenn sich die Regierung nicht zur letzten Konse­
quenz durchringt, zugunsten des Vertrauens, das 
sie beim VoJk haben muß und das sie ebenso 
nötig hat wie ihre Volksvertretung, mit aller 
Härte zuzugreifen und auch die Schuldigen zur 
Verantwortung zu ziehen, dann wird es immer 
ein Spiel mit Sand bleiben. Und die Gebilde, die 
mit Sand aufgerichtet sind, wird der . nächste 
Sturm wegwehen und bei denjenigen, die es an­
g·elht, muß sich rallmälhlich das Berwußtsein fostigen: 
Es gibt zwar einen Sturm, es· wird zwar viel ge­
redet werden, aber auf meinen Lebensnerv wird 
es mir nicht gehen; denn das Schlimmste wird sich 
nicht ereignen. Auch aus dieser Tatsache ·heraus 
ist im Volk diesen Dingen gegenüber eine Ver­
ärgerung entstanden, die Sie nur dadurch korri­
gieren können, daß Sie dafür sorgen, daß unser 
steuerzahlendes Volk das Vertrauen haben kann, 
. es wird genau •so wie in der Wirtschaft !dort, wo 
falsche oder sogar gesetzw~drige wirtschaftliche 
Dinge vorgekommen sind, eine Haftung und eine 
Verantwortung eintreten. 

Bisher ist es ja immer noch so, daß zwischen 
der Haftung und den Verursachenden eine große 
Mauer liegt, die den Verursachenden vor der Ha.f­
tung schü,tzt: der Staat, seine Gelder und eine 
bestimmte laxe Behandlung der Dinge, wie man 
sie bisher geübt hat. .Schon bei den Titelver­
wechslungen weist der Oberste Rechnungshof auf 
Seite 16 auf folgendes hin: 

Der Oberste Rechnungshof wird sich künftig 
mehr als bisher die Weiterverfolgung jener 
Fälle in Richtung des bewußten Verstoßes 
besonders angelegen sein lassen, in denen 
beim beanspruchten Titel im Zeitpunkt der 
unrichtigen Buchung noch Mittel zur Ver-

fügung standen, während der Ansatz beim 
richtigen Titel hätte überschritten werden 
müssen. Es wird in solchen .,Fällen bei Vor­
liegen eines ent~prechenden Verschuldens ins­
besondere auch auf die zivilrechtliche und 
strafrechtliche Inanspruchnahme des Verant­
wortlichen hinwirken. 

Das gleiche kommt auf Seite 20 Nr. 34 - Erstat­
tung von Fehlbeträgen -, wo der Oberste Rech­
nungshof ausführt: Beamte haben für nicht be­
legte Beträge zu haften, wenn sie Ausgaben ge­
macht haben, ohne diese Ausgaben durch die rich­
tigen Belege beweisen zu können. Er weist weiter 
darauf hin bei der wahrheitswidrigen Bescheini­
gung über Lieferungen und Leistungen auf 
Seite 35 Nr. 74. Er weist endlich hin auf die Haf­
tung des Intendanten - wir haben die Dinge ja 
hier schon bespro.chen - beim· Residenztheater 
und bei der Oper dafür, daß teuere Solokräfte auch 
entsprechend beschäftigt werden. 

Ich will meine Zeit aber nicht damit ausfüllen 
und Sie nicht allzu lange damit aufhalten, daß 
ich jetzt - was man machen könnte - auf be­
sonders gravierende Fehler der Ressorts eingehe. 
Vielleicht wfrd irl der Diskussfon der eine oder 
andere der Redner Gelegenheit haben, auf diese 
Fehler zu sprechen zu kommen und sie zu brand­
marken. 

Der Oberste Rechnungshof weist weiter hin auf 
die schuldhafte Verletzung der Amtspflichten des 
Dienststellenleiters durch Unterzeichnung von 
Verträgen auf Seite 58 Nr. 136. Er weist hin auf 
die Haftung bei der bayerischen Lagerversorgung 
auf Seite 76 Nr. 173 und endlich ·auf jenes so viel 

. besprochene Dienstgebäude des Herrn Regierungs­
präsidenten in Augsburg, das so viel böses Blut 
gemacht hat und das durchaus in den Rahmen 
dessen paßt, was ich geschildert habe. 

Wie gesagt, ich will mich nicht mit Einzelheiten 
aufhalten, weil uns ferne lag, als wir uns zu der 
Interpellation entschlossen haben, daraus etwa 
einen Wahlschlager zu machen oder irgendwie 
agitatorisch und marktschreierisch mit dieser In­
terpellation wirken zu wollen. Es war vielmehr 
die ernste Sorge für den Bestand und die Zukunft 
unseres Staates, die die Oppositionsparteien ver­
anlaßt hat, diese Interpellation einzubringen. 

Ich bin m~r sehr wohl bewußt, meine Herren 
von der Regierung, daß Sie, wenn Sie wollen, 
diese Interpellation sehr leicht beantworten kön­
nen, indem Sie sagen: Bitte, das sind alles Dinge, 
die dem Landtag vorliegen werden und ihn an­
gehen werden, und es ist Sache des Haushalts­
ausschusses und Sache des Landtags, die entspre­
chenden Korrekturen zu schaffen. Ich glaube aber, 
auch Sie werden der Auffassung sein, daß der Be­
richt des Obersten Rechnungshofs es notwendig 
gemacht hat, daß über die Grundlagen und über 
die verschiedenen Einzelheiten hier im Landtag 
diskutiert wird. 

Meine Herren von der Regierung, wenn Sie mich 
fragen, wie die Dinge abgestellt werden sollen 
und wie ich· mir eigentlich das Verhältnis der Ver-

3 
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waltung, der ei!l.zelnen Ressorts zum Landtag und 
zu seinem Haushaltsausschuß vorstelle, dann darf 
ich mit einem schließen: Ich glaube, je ehrlicher 
die Zahlen sind, die dem Haushaltsausschuß des 
Landtags und dem Landtag vorgelegt werden, und 
je unangefochtener sie bleiben, desto besser ist es 
für die Demokratie, für unseren Staat und .für 
unsere Regierung. Wahrscheinlich wäre es das 
Erstrebenswerteste, daß der Haushaltsausschuß an 
den Zahlen, die vorgelegt werden, und an dem 
Haushaltsplan überhaupt keine Einwendungen zu 
machen hätte, daß sie also so abgeglichen und so 
ehrlich wären, daß der Haushaltsausschuß zu den 
einzelnen Fragen nur ja oder nein zu sagen hätte. 
Meine Herren VQn der Regierung, ehrlich nicht in 
dem Sinne, daß durch geschickte Machenschaften 
und durch geschicktes Placieren der einzelnen 
Ausgabenotwendigkeiten etwa dem Ausschuß 
seine Arbeit erschwert wird. Jeder weiß ja, daß 
die Aufstellung eines 'Haushaltsplans eine Kunst 
ist, die sich unter Umständen für das einzelne 
Ressort in sehr fühlbarer Weise bezahlt macht. 

· Aber ich glaube, sie darf niemals zu einem Kunst­
stück werden, etwa so, daß so viele Vorhänge und 
Schleier vor die Tatsachen gezogen werden, daß 
sie das aufmerksamste Auge eines Parlamenta­
riers nicht mehr durchdringen kann. Es kommt 
doch immer die Zeit, wo sich ergibt, daß nicht das 
geschehen ist, was auch durch die Aufstellung des 
Haushaltsplans wie durch alle Dinge, die die Re­
gierung tut, geschehen müßte, nämlich daß ein 
Vertrauensverhältnis zwischen der Regierung und 
cle1· Volksvertretung geschaffen wird. Ein Ver­
trauensverhältnis, wie es aber durch Fehler, wie 
dieser Bericht des Obersten Rechnungshofs sie 
aufzeigt, in keiner Weise ·gefördert wird. 

(Lebhafter Beifall bei FDP und BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
de.r Interpellation erteile ich das Wort dem Herrn 
Staiatsminister der Finanzen. 

Zietsch, Silaatsminiister: Hohes Ha.rUs! Der Bericht 
ides Obersten Rechnungshofs wber die DUTchfüh­
rung der Rechnungsprüfung für das Rechnungsjahr, 
1950 d.st der Sta:atsreg.i:erung im Apriil 1953 zuge­
igaingen. Den Beanstandungen des Obersten Rech­
nungsihofs 1bJat die Regierung 1be['eits in weitestem 
Umfang entsprochen. JJi:e Einz;eliheiten siind li.n einer 
schr.iftlichen SteliLungruaihme :z;um Bel'icht des Ober­
sten Rechnungshofs niedergelegt, die dem Herrn 
Präsidenten des Bayerischen Landtags am 20. Juni 
1953 zugeleitet worden ist. Von den 151 darin be­
handelten Punkten sind 81 bereits vollkommen 
erledigt, 28 davon laut ausdrücklicher Anerken­
nung des Obersten Rechnungshofs bereits in sei­
nem iPrüfungsibericht. In 34 de:r unerledtgten 70 Fälle 
geht die Verwaltung mit dem Obersten Rechnungs­
hof einig und wird seinen Wünschen entsprechen, 
sobald die zur Zeit noch bestehenden Hindernisse 
beseitigt sind. In 36 Fällen bestehen Meinungs­
verschiedenheiten zwischen der Auffassung der 
Regierung und der des Obersten Rechnungshofs. 

Meine sehr vereih:rten Damen und Henen, ich 
darf g1anz kurz eine Bemerkung ülber die äußere 
Form der Sachbehandlung machen. Nach § 21 Abs. 
1 Satz 2 des \Rechniungshofsgesetz;es von 1951 be­
schlteßt der Landtag auf' Anfo:'iag des Sta1atsmini­
sterhuns deir Finanzen nach Anhö!I'ung des Senats 
auf Grund der Staatshaushaltsrechnung und des 
iBe:richtes des Obersten ·Rechnungshofs über die 
Entliastung der Staatsregierung. !Das vor1ausge- . 
schickt, darf !ich nun zu den ·d!l'ei gesteil ten Fragen 
folgendes f1eststeB.en: 

Zu Frage 1, diie da lautet: W1ann beaibsichtigt die 
Staatsl'legierung, di:e erfordeDlichen Genehmigungen 
des Landtags he:ribeizufüh:ren? Das Staiatsministe­
rium der F!i.nianzen ihat am 25. August 1952 unter 
BerücksichtiguIJJg des Artikels 80 der bayerischen 
. Verfassung dlie Staatooausib.1alrtsrechnrung für das 
Jahr 1950 dem L1andtag vorgelegt und ibe:i. dieser 
Vorlage gleichzeitig die Erteilung der Entlastung 
beantragt. Ich darf das Datum wiederholen: Am 
25. August 1952 ist dieser Antrag auf Entlastung 
mit den entsprechenden Unterlagen dem Landtag 
zugegangen. Der Antrag auf Erteilung der Ent­
lastung umfaßt wie die Entlastung selbst die 
Staatshaushaltsrechnung und die dazu aufgestell­
ten Bemerkungen des Obersten Rechnungshofs als 
Ganzes, 

VVienn im Bericht 1des Olbersten Rechnungshofs 
an melh11eren Stellen davon die Rede ist, daß zu 
ibestimmten Maßnaihmen deir Staatsreg;i.eruTIJg noch 
die Geneihm!i.gung des Landtags einzuholen sei, so 
;bedeutet drl.·e:S lediglich, daß ibei der Eirteilung der 
Entlastung auch diese wirklichen oder vermeint­
lichen Verstöße g,egen Bestimmungen des. Haus­
halts't'echts ig·ewfrrrugt weroen müssen. Es bedeutet 
aibe:r nicht, diaß ne1ben der ErteilUil!g id:eir !Entlastung 
noch besondere Geneihmigrungen ffu: einz·elne Maß­
nahmen auszusprechen wären. Der vom Finanz­
ministerium gestellte Antrag auf Erteilung der 
'.Entl1astung heinha:ltet demnach zug1eich die unte,r 
Buchstabe a) der InterpeHation geforderten An­
träge. 

Zur Frage 2, die da l1a.utet: Wann beabsichtigt 
die Staiatsregieru111g, die vom Obersten Rechnungs­
hof geforderten Auskünfte zu erted!len? k1ann ich 
sagen, daß Sä:e aus der schriftlichen Stellungnahme 
g·eg,enIÜlber dem Hel'll'n Lia:r1dtagspräs:iJdenten er­
sehen wern:l!en, daß eine Äußerung der Verwaltun­
gen zu Anfragen oder Am'egrungen des Obersten 
Rechnungshofs nrur da unter1blii<eiben d:st, wo sie 
noch nicht möglich wa!l'. Es ist allel!'dings zru diesen 
Anfragen zuzugie•ben, diaß ;i,n a'll den Fällen, in 
denen der Oberste Rechnungshof noch keine Stel­
lungn1aihme 1bekoi:nmen hat, diie Fürm eines Zwi­
schenbescheruds 'Ü!be:r den Stand der Angelegenheit 
hätte gewählt wel'lden müssen, um zum mindesten 
den Ober&ben Rechn1Ungshof vorläufig zu unter­
richten, daß an den Dingen gea:rbeitet wird. 

Zur Frage 3, die da lautet: W1as hat die Staiats­
.reg:iJerung 1getan, um in den gegeibenen ]fällen die 
V1e11antwortld.chen zur Rechensch1aft zu ziehen? darf 
!ich sagen: iDd:e Staatsregierung wird veriant:wort­
liche Beamte und Angesteillte z;ur Rechenschaft 
ztehen, sobald ihnen ein .gro1bes Verschulden bei 
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der Erfüllung i:hrer Dienstpflichten einwandfre!i. 
nach·gewiesen ist. Wie aus der schriftHchen Stel­
hmgnahme. zu ersehen ist, ist auch bereits in 
ednigen Fällen dras Diens·tstrafver:Dahren eingeleitet 
worden. Ob in den übrigen noch offenen Fällen 
ein AnLaß zur Einleitung eines Dienststrafverfah­
rens best•eht, lälli s·ich erst nach A1bschluß der 
entsprechenden Verhanrdlungen s1agen. 

Hohes Haus! Aus An[aß deT Interpelliation darf 
ich vieHeicht noch eindge grundsätzliche Bemerkun­
gen anschließen. Wie ich bereits •ausgeführt habe, 
.bestehen in 36 FäHen Meinungsversch·iedenheiten 
zwischen den Verwaltungen und dem Obersten 
Rechnrungshof. Dde Verwaltungen haben ihre ab­
weichende Auffassung dem Obersten Rechnungs­
hof 1belmnntgegeben, ohne daß es ihnen dadurch 
gelungen wäre, iihn zur Aufg,abe seines Stand­
punktes zu bewegen. iDd.ese Streitfragen zwischen 
der Vecrw1altung einerseH;s unid dem Obersten Rech­
nu111gsJ:iof •anJdeTerseits müssen daher vom Landtag 
entschieden weTden, rund zwar !in dem Verfahren, 
das der Erteilung deT Entliastung vorauszugehen 
bat. Da1hed wird die Staatsregi•erung Gelegenheit 
ha·ben-~ und ··sie-wfod--diese-Ge!legenheit ·wahr" -
nehmen -, ihre vom Standpunkt des Obersten 
Rechnungsihofs aibwe:i.chende Meinung vorzrutragen. 
D'ie Gründe für und wideT werden im dafür 
zuständiJgen Ausschuß - es ist wohl der Staats­
haushaltsausschuß - eine eingehende Aussprache 
notwendig machen, dra ja der Haushaltsiausschuß 
die ll3eschlußf.assunrg des Plenums über die Er­
teilung der Entlastung voTzrubereiten hat. Dort 
sind :a•lso d:i.e Einze'lheiten ·zu besprechen, Herr 
KoUege Bezo1d als HegründeT der InterpeUation; 
~l:enn die idahei zu entscheddenden Fr1agen sind 
viel ·zu weitläufig ullld zu schw:i!edg, als d:aß sie 
sich im Rahmen einer Interpellation behandeln 
ließen. Ich darf es mi!r daheT ersparen, im Augen­
b[ick auf solche E1nzefüeiten, die von Ihnen vor- · 
getragen worden sind, einzugehen. 

Meine Damen und {Herren! D!i.e Staiatsregierung 
hat das i:hre getan, um das Verfahren zur Erteilung 
der Entlastung !in Gang zu setzen, indem sie, wie 
ich ibereits sagte, durch den Staatsminister der 
Finanzen den Antmg nach Artikel 80 unserer 
Verf.assrung ih.:at steHen l1assen. Gegenstand dieses 
Vediahrens weTden übrigens nicht nUT die Haus­
haltsrechnrunig und die dazu aufgestellten Bemer­
kungen des Obersten Rechnungshofes für das 
Rechnungsjahr 1950, sondern auch die Vorlagen 
für die RechnU111gsj1ahre 1946 b!is 1949 sein müssen. 
Die dies1bezüglichen Rechnungen für ·die Jahre 
1946 bis 1949 sind mit dem Antriag auf ErteHung 
de;r Entlastung dem Hohen Hause e·inmal mit 
Schreiben vom 31. Juli :1951 und zum anderen 
Mal mit. Schreiben vom 21. Januar 1952 zuge­
g1angen. 

Ich darf am Schlusse noch feststeHen, daß die 
Srbaatsre:gieTung nicht im geringsten bestrebt ist, 
die gemachten Feh1er zu decken; es war aus den 
Ausführunigen des HerTn Aibgeordneten Bezold 
als Begründer cier Interpellation da und dort so 
·etwas herauszuihören .. Ich möchte· ausdrücklich be-

tonen, draß es der Staatsregierung daTauf ankommt, 
1die Prüfungsaribeit des Rechnungshofs, die j1a ins­
besoncl:er·e der federführende Ressortminister, deT 
Finanzminister, als e!i.ne 1ausgezeichnete Hilfe für 
die von ihm zu verantwortende Tätigkeit betrach­
tet, mit größter AufmeTksamkeit zu verfolgen. 

Ich gla:urbe, damit dem Hohen ff.ause eine Ant­
,wort gege•ben zru ihraben, d!i!e darlegt, daß von der 
Staatsreigier;u,ng aus Techtzeitig und unverzüglich 
·alles gescheihen ist, um den Forderungen, die 
unsere V:erfassung und 'Ullsere Gesetze stellen, zu 
entsprechen. 

{Beifall ibei der SPD, vereinzelt bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich frage das Hohe 
Haus, oib .es im Ansch:1uß an die von dem Herrn 
;Srbaatsminister der Finanzen rauf_ die Interpellation 
g·egeibene Antwort in eine <Besprechung einzutreten 
wünscht? 

Bezold {FDP): Ich beantrage, .in eine Besprechung 
der Antwort er.inzutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es r.ist der Antrag 
1gestell ( fo elne Besprechung d.er -JnierpeÜa tion -
einzutreten. Ich frage: Wer unterstützt diesen 
Antrag? - Die Unterstützung genügt; ·es findet 
ei'Il!e Besprechung statt. 

.Als •erster ,1Redner ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Lippert gemeldet; ich •erteile d.hm das Wort. 

Dr. Lippert (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Der Kommentar des Herrn Kollegen 
Dr. Bezold als Interpellant war so erschöpfend, so 
ausführlich, daß ich midi nun kürzer fassen kann. 
Gemessen an dem, was der Oberste Rechnungshof 
sagen und wie vielen er seine Meinung beibringen 
mußte, darf man aber zugeben, daß dieser Bericht 
außerordentlich schonend abgefaßt worden ist. Er 
erschöpft sich in Anregungen, Beanstandungen 
'und bringt selten ausgesprochene Vorwürfe. Er hat 
es sogar an einer sehr höflichen Geste nicht fehlen· 
lassen, wie wir im Haushaltsausschuß bei der Be­
ratung des Landwirtschaftsetats erfahren haben: 
Der Rechnungshof hat sich mit dem Hinweis, daß 
er die Beanstandungen zu veröffentlichen gedenke, 
an die Ministerien gewandt und ihnen einen Ter­
min zur Abhilfe gesetzt. Die Ministerien hätten es 
also inder Hand; gehabt, diese Veröffentlichung zum 
großen Teil zu vermeiden, wenn sie davon hätten 
Gebrauch machen wollen. Aber selbst zur Zeit de'r 
Beratung des.Etats sind.die ganz mißlichen Zustände 
noch nicht abgeändert gewesen und auf die An­
fragen des Obersten Rechnungshofs waren auch 
noch keine Antworten eingegangen. Wenn es noch 
eines weiteren Beweises für die Gleichgültigkeit 
oder vielleicht sogar für den schlechten Willen be­
durft hätte: hier war er gegeben! Welcher von den 
Gründen auch !Zutreffen mag - vielleicht auch 
beide -: jeder fordert dringend die öffentliche 
Rechnungslegung heraus. Dies um so mehr, als ·ja 
auch der Staat umgekehrt von seinen Bürgern 
wahrheitsgetreue Auskunft über das Einkommen 
und. Vermögen bei der Steuerveranlagung in An-



1654 Bayerischer Landtag - 151. Sitzung, Donnerstag, den 25. Juni 1953 

(Dr. Lippert [BP]) 

spruch nimmt. Der Staatsbürger aber betrachtet 
den Verwaltungsaufwand sehr kritisch und dar­
über hinaus auch mißtrauisch, wenn es an ent­
sprechenden Veröffentlichungen fehlt. Für die Exe­
kutive soll das Bewußtsein, d aß es eine Öffent­
lichkeit gibt, nicht nur eine Mahnung, sondern auch 
ein Ansporn s'ein - .was wir leider vermißt 
haben-, nicht auf diesen festgestellten schwachen 
Punkten einfach zu beharren. Dieses Hin- und Her­
fragen, diese Verzögerung der Antworten zeigt 
doch die Tendenz, von der vorgefaßten Meinung, 
die ·als falsch gerügt wird, nicht abweichen· zu 
wollen. 

Einzelne Ministerien sind trotz wiederholter 
Mahnung sogar bis heute noch nicht mit dem 
Material herausgerückt, das der Oberste Rech­
nungshof von ihnen angefordert hat. Gerade darin 
erblicken wir einen unhaltbaren Zustand, der wie­
der einmal bestäUgt, daß die Exekutive zwar den 
Bestand des Obersten Rechnungshofes anerkennt, 
ihm aber doch im Stillen einen verschleierten 
Widerstand entgegenbringt. Die Verwaltung hätte 
es nach unseren Beobachtungen überhaupt lieber, 
daß sich alles gefälligst nach ihr richtet, und sie 
wünscht sich wahrscheinlich weniger Klarheit im 
Budget und in den Erläuterungen - daher auch 
die Titelverwechslungen -, das. gibt ihr eine na­
türliche Überlegenheit, ein gewisses Übergewicht. 
Diese Geheimniskrämerei, dieses Alleinwissen 
macht sie besonders stark und beeindruckt den 
Nichteingeweihten. Je schwächer demnach der 
Oberste Rechnungshof, desto größer wird das 
Übergewicht der Exekutive und der Bürokratie 
und desto schwieriger auch die Kontrolle darüber, 
in welcher Weise die oft unter schweren Opfern 
aufgebrachten Steuergelder · verwendet worden 

· sind. Deshalb legen wir diesen großen Wert dar­
auf, daß die Volksvertretung, das heißt der jetzige 
Landtag die Verwaltungstätigkeit und die Wirkung 
des Rechnungshofs endlich einmal behandelt, nach­
dem man sich zweieinhalb Jahre lang mit dieser 
Frage nicht ernstlich befaßt hat. Wir dürfen näm­
lich nicht in den Fehler verfallen, die gesetzlich 
festgelegten Aufgaben des Obersten Rechnungs­
hofs - Herr Kollege Bezold hat die einzelnen Be­
stimmungen ja zitiert - einzuengen oder durch 
Angriffe ungerechtfertigter Art den Rechnungshof 
unter Druck zu setzen, so wie wir es kürzlich er­
lebt haben. Der letztere Umstand hat schließlich 
auch zu dieser Interpellation geführt. Wir müssen 
den Obersten Rechnungshof vielmehr ermuntern 
und stützen, alle Möglichk.eiten der Einsparung, 
soweit sie natürlich nicht den Verwaltungszweck 
nach § 3 des Gesetzes gefährden, auszuschöpfen. 
Teilweise ist das ja geschehen. Der Bericht, der 
uns vorliegt, zählt eine Reihe von Verstößen auf, 
nicht nur gegen die Reichshaushaltsordnung, son­
dern auch gegen die Einhaltung der Stellenpläne 
sowie geradezu krasse Fälle von schwarzen Fonds. 
So ist es zum Beispiel einfach untragbar, daß ein 
Landbauamt den nicht verbrauchten Betrag in 
Höhe von mehreren hunderttausend Mark am 
Ende des Geschäftsjahres in einer Sparkasse an­
legt, nach Beginn des neuen Geschäftsjahres den 

Betrag wieder abhebt und im Etat davon über­
haupt nichts vermerkt wird. 

Natürlich „d ü r f e n" in diesem Bericht auch 
Mißbräuche mit den Dienstkraftwagen nicht fehlen. 
Es tut mir fast 1eird, daß der He:i:r Koil:lege BezoLd 
dteses von mir immer schon sehr bevorzugte Thema 
so ausgiebig heihan1delt hat. Die Anregung, da und 
dort Fiaih.11bereitscha1ften einzurichten, die der 
Obe·rste Rechnungshof dankens1werterweise ge­
geiben !hat, soll in den meisten Fällen - mir ist 
überhaupt keiner bekannt - nicht befolgt worden 
sein. Ebenso ist den vielen Vorschlägen von Ein­
sparungsmaßnahmen, die ich auf diesem Gebiet im 
Haushaltsausschuß schon gemacht habe, nicht Rech­
nung getragen worden. Im Gegenteil! Es ist aber 
erfreulich, daß der Oberste Rechnungshof daran 
erinnert, daß es bei uns auch noch eine Bundes­
bahn gibt. 

Die Chefdienststellen werden als überbesetzt be­
zeichnet und die staatlichen Hochbauten wegen zu 
aufwendiger Bauweise ebenso beanstandet wie die 
viel zu geringen Mieteinnahmen aus diesen Dienst­
wohnungen. Die wiederholt gerügten Forstvilleh 
mit 62 000 DM Gestehungskosten je Wohnungsein­
heit - vom Bauplatz abgesehen -, das Haus für 
den Regierungspräsidenten von Augsburg, das 
rund 180 000 DM verschlungen hat, berechtigen 
zu der Frage, wann die Exekutive endlich damit 
aufhört, sich ohne ernsthafte Untersuchung nur 
mit der Androhung von persönlicher Haftung zu 
begnügen, statt die Verantwortlichen eindeutig zur 
Rechenschaft zu ziehen. Ich darf auf Seite 20 des 
Berichts aufmerksam maehen. Es heißt da aus­
drücklich: 

„Der Oberste Rechnungsho1f ist der Auf­
fassung, daß das die staatswirtschaftlichen In­
teressen schädigende Verhalten vieler Behörden 
nur dann geändert werden kann, wenn die wie­
derholten Androhungen bezüglich der Haftung 
in allen Fällen schuldhafter Handlung verwirk­
licht werden. Er hat deshalb die Dienstaufsichts­
behörden aufgefordert, die Schuldfrage in den 
genannten Fällen nachzuprüfen und verantwort­
liche haftbar zu machen." 

Was ist denn geschehen? Gehört haben wir noch 
nichts. Lediglich heute hat der Herr Finanzmini­
ster angedeutet, daß solche Untersuchungen ein­
geleitet sind. Wann kommen sie zum AbsclilUß? 
Sie liegen schon jaihrelang zurück! 

(Abg. Dr. Brücher: Wann erfahren wir 
etwas davon?) 

Ich nehme an, daß diese Interpellation dazu bei­
trägt, daß demnächst vom Ministerium dem Land­
tag mitgeteilt wird, was an Untersuchungsergeb­
nissen tatsächlich herausgekommen ist. Bis jetzt 
kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
eine gewisse Solidarität der Verwaltungen besteht, 
wenn es sich um die innere Abneigung gegenüber 
dem Obersten Rechnungshof handelt. Über das 
dürfen wir uns aber nicht hinwegtäuschen lassen. 
Die Beanstandungen müssen ernster genommen 
werden, als es bisher der Fall war. Sie dürfen 
nicht, wie wir es wiederholt im Haushaltsausschuß 
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erlebt haben, in gefälliger Weise ve~niedlicht oder, 
wozu der Herr Landwirtschaftsminister ein ganz 
besonderes Talent hat, recht gemütlich bagatelli­
siert werden. 

(Abg. Kiene: Das Talent hat er! -
Abg. Bezold: Ja, ja!) 

- Richtig; ich >habe :gesagt, ein :ganz ·bes o n de­
r es Talent, ·di.e P 0rütfungsbeanstandungen des Ober­
sten Rechnungshofs recht gemütlich zu ·bagatelli­
sier·en. 

(Abg. Bezold: Da darf der Haushaltsausschuß 
nicht drauf hereinfallen!) 

Andererseits - ich habe das im Haushaltsausschuß 
schon zitiert - sind die Prüfungsberichte der Bun­
desregierung als „ungeniert die Zeichen hochmüti­
ger Gereiztheit tragend" bezeichnet worden. Das 
hat sich zwar auf einen Prüfongsbericht der Bun­
desregierung bezogen, aber auch bei uns besteht in 
manchen Ministerien die Neigung, auf die Bean­
standungen des Rechnungshofs in dieser Weise zu 
reagieren. Ich gebe zu, daß die Rechnungsprüfung, 
Beratung und Entlastung. schneller ermöglicht 
werden sollten: In der fangen Zeit; die versffeicht;­
bis wir zu den Rechnungsprüfungsberichten kom­
men, geht nämlich nicht nur das Interesse der Be­
teiligten, sondern auch das der Öffentlichkeit ver­
loren und das Erinnerungsband wird immer dün­
ner, zumal soundso viele bei der Prüfung nicht 
mehr da sind, die seinerzeit die Beratung erlebt 
haben. Dennoch dürfen wir nicht in den Fehler 
verfallen, den Obersti::n Rechnungshof nur zur 
Rechenmaschine, zur technischen Hilfsapparatur, 
zum Anhängsel einer Verwaltung absinken zu las­
sen. Natürlich muß zunächst jede Kontrolle mit 
der rein rechnerischen Revision beginnen. Aber die 
Feststellung der· zahlenmäßigen Richtigkeit, Ver­
gleiche mit dem Haushalt' und Vergleiche mit der 
Verfassung dürfen keinesfalls das End z i e 1 der 
Arbeit des Obersten Rechnungshofs bilden. Ober­
ster Grundsatz muß bleiben, nicht nur auf die 
Sparsamkeit, sondern auch auf die Wirtschaftlich­
keit hin zu prüfen. Dieser Grundsatz findet in § 96 
der Reichshaushaltsordnung seine Stütze. Gerade 
die Untersuchung der Wirtschaftlichkeit stellt den 
Obersten Rechnungshof vor eine besonders schwie­
rige Aufgabe, da dieser Begriff in der Verwaltung 
nicht so meßbar ist, wie in der Privatwirtschaft, 
wo er durch die Bilanz erforscht werden kann. Der 
Wirtschaftlichkeitsbegriff der Verwaltung beinhal­
tet zwar das gleiche, nämlich: mit den geringsten 
Mitteln den größtmöglichen Erfolg zu erzielen. Es 
fehlen in der öffentlichen Verwaltung aber gewisse 
Anhaltspunkte für Gegenleistungen. Nehmen Sie 
das Beispiel der Gerichtskosten! Wir wissen nicht, 
ob wir für die Gerichtskosten ein gutes oder 
schlechtes Urteil bekommen, ob ein Prozeß lang 
dauert, oder kurzfristig erledigt werden kann. Im 
Staat ist nicht nur die Rentabilität maßgebend. Es 
muß ohne Rücksicht auf. den Aufwand die Erfül­
lung öffentlicher ·Aufgaben beachtet werden. Dar­
an gemessen erscheint es außerordentlich schwie­
rig, geradezu als eine Kunst, das Richtige· zu fin­
den. Gerade wegen der- Schwierigkeit dieser Auf-

gabe würde der Oberste Rechnungshof besondere 
Unterstützung verdienen. 

Ich kann allerdings nicht damit zurückhalten, 
dem Obersten Rechnungshof bezüglich der Abfas­
sung seines Berichtes einen - meines Erachtens 
psychologischen - Mißgriff vorzuhalten. Er lobt 
nämlich nicht, was er als gut befunden hat. Er teilt 
nur schwarze Punkte aus. Ich frage: warum nicht 
auch gelegentlich einmal weiße Punkte? Es sind. 
zwar alle diese Begriffe - Ordnung, Sparsamkeit 
und Sauberkeit - im öffentlichen Dienst ·eine 
Selbstverständlichkeit. Ich darf aber die Bemer­
kung auf Seite 8 des Prüfungsberichts zitieren. Es 
heißt da unter Bezugnahme darauf, daß nur stich­
probenweise Prüfungen vorgenommen werden 
können: „Behörden und Einrichtungen können des­
halb aus dem Unterbleiben einer Beanstandung 
nicht den Schluß ziehen, daß ihre Haushalts-, Kas­
sen- und Rechnungsführung in jeder Richtung ein­
wandfrei war." Diese Bemerkung ist etwas zu hart 
und distanziert sich doch zu sehr. Damit werden 
diejenigen, die sich wirklich Mühe geben, nicht nur 
vor den Kopf gestoßen, 

(Abg. Dr. Lenz: Sehr gut!) 

sondern sie . werden in die Ecke gestellt und ihre 
vorbildliche Arbeit überhaupt nicht gewürdigt. Ich 
glaube, das ist ein Fehler, der sich ohne große 
Kosten abstellen ließe. Ein kleines Lob zur rech­
ten Zeit wirkt oft Wunder. 

Andererseits haben wir. beim Obersten Rech­
nungshof einen erfreulichen Fortschritt in der Auf­
fassung seiner Aufgabe feststellen können. Er ist 
nämlich nicht mehr allein der negativ Prüfende, 
gleichsam der Kriminalist, der den kleinsten Feh­
lern nachschnüffelt, sondern er hat sich mit neuen 
Vorschlägen positiv kritisch eingestellt. Wir haben 
es zum Beispiel begrüßt, daß er Vergleiche mit dem 
Haushalt anderer Länder vorgenommen hat; uns 
erscheint das verdienstvoll und nicht als eine· -
wie der Herr Ministerpräsident im Haushaltsaus­
schuß mit besorgter Miene ausführte - „gefähr­
liche Sache". Es war ja nur eine Anregung, nur ein 
Vergleich, der uns wohl zur Diskussion heraus­
forderte, aber zu gar nichts verpflichtet, weil der 
Landtag souverän über seine eigenen Angelegen­
heit'en entscheidet. Aber keinesfalls darf ein sol­
ches Beispiel, wie diese Studie über Hannover, 
dazu führen, daß der Rechnungshof durch Angriffe 
eines Ministers in die Verteidigung gedrängt wird. 
Gerade diese. Tatsache zwingt uns zu der Frage, 
wie wir den Schutz des Rechnungshofs und eine 
wirkungsvolle Kontrolle gewährleisten. Meines Er­
achtens nur dadurch, daß diese Kontrolle nicht von 
einer unter- oder nachgeordneten Instanz ausgeübt 
wird, sondern nur von einer unabhängigen, die aus 
der übrigen Verwaltung ausgegliedert ist. Ich 

· spreche dabei nicht von einer „ vierten Gewalt", 
glaube aber, der Rechnungshof müßte ebenbürtig 
zwischen Legislative· und Exekutive stehen. Diese 
Unabhängigkeit schließt natürlich nicht eine sach­
liche Kritik aus. Aber in der von mir genannten 

. Forderung liegt die Voraussetzung dafür, daß nicht 
nur die unteren, nicht nur die mittleren, sondern 
auch die höheren und staatsleitenden Instanzen 

4 
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sorgfältigst geprüft werden. Es darf also keine Be­
grenzung nach oben bestehen; denn nichts ist so 
vollkommen, daß es darauf verzichten könnte, auf 
Wirtsc...liaftlichkeit und Zweckmäßigkeit überprüft 
zu werden. Wir erleben es ja immer wieder, daß 
gerade bei den Sac...h.kosten der Hebel angesetzt 
werden könnte, und es erscheint schon außer­
ordentlich bedenklich, wenn etwa ein kostbarer 
Fußboden als Werkzeug verrechnet wird usw. Wir 

·wissen schon: Es gibt sehr gute „Sachverständige" 
in Haushaltsfragen, es gibt geradezu Haushalts­
akrobaten, und denen muß ebe:h auf die Finger 
gesehen werden. Diese öffentliche Berichterstattung 
darf niemanden ausnehmen von unten bis oben. 
Im Haushaltsausschuß habe ich mich so ausge­
drückt, daß wir mit „Radfahrerberichten", die nur 
den Kleinen beanstanden, nichts anfangen können. 

(Abg. Dr. Strosche: Richtig!) 

Wir müssen auch dafür eintreten, daß sich der 
Rechnungshof durch seine Berichte nicht gefährdet, 
das heißt, er muß mit Befugnissen ausgestattet 
sein, ·die es ihm erlauben, überall hineinzuleuchten, 
ohne deshalb um seine Existenz oder wenigstens 
um das Verbleiben seiner Beamten besorgt sein zu 
müssen. Das setzt allerdings umgekehrt beim Rech­
nungshof wieder ein hohes Niveau an Wissen und 
Bildung seiner Beamten voraus, die auch moralisch . 
hochwertig sein und über ein gesundes Denken 
verfügen müssen. 

Meine Damen und Herren! Bei der beobachteten 
geringen eigenen Prüfungsenergie 
der Exekutive wird der Ruf nach dem Spar­
kommissar aus den Reihen der Bevölkerung, ver­
schiedener Organisationen usw. immer lauter. Ich 
habe seinerzeit·bei der Beantwortung der Etatrede 
des Herrn Finanzministers im September 1951 
selbst einen solchen verlangt, einen Sparkommis­
sar, der bei einem kleinen Apparat mit großen 
Vollmachten ausgestattet sein müßte. Dazu möchte 
ich aber sagen: Solange es uns nicht. gelingt, den 
Budgetkreislauf, also den Voranschlag, die Bewil­
ligung und die Entlastung, zu beschleunigen, das 
heißt auf den kürzestmöglichen Weg zusammenzu­
drängen, scheint mir die Forderung nach dem 
Sparkommissar zu verblassen. Denn die wichtigste 
Aufgabe der Exekutive, die pünktliche Vorlage des 
Haushaltsplans, kann auch ein Sparkommissar von 
der Exekutive nicht erzwingen. Um so mehr ver­
treten wir deshalb die Auffassung, daß der Oberste 
Rechnungshof als eine Art Ersatzsparkommissar 
gestärkt werden muß. Mag es nun dem einen oder 
dem anderen Ministerium gefallen oder den da 
und dort vorhandenen Außenseitern bequem sein 
oder nicht; denn wir ver,treten die Auffassung, daß 
der Rechnungshof die Gesundheit der Staatsfinan­
zen zu überwachen hat. Seine Aufgabe liegt auf 
einem hohen, materiell gar nicht meßbarenNiveau; 
sie gilt der Sauberkeit und Wirtschaftlichkeit der 
Staatsfinanzen. Daher verdient der Oberste Rech­
nungshof unsere volle Unterstützung, zumal er 
dazu berufen sein könnte, dem Staatsbürger ein 
wirkliches Verstehen des Staates zu ermöglichen. 

(Beifall bei BP und FDP) 

Vizepräsident Dr. Fischbacher: Als nächstem Red­
ner erteile ich das Wort der Frau Abgeordneten 
Dr. Brücher. 

Dr. JJrücher (FDP): Hohes Haus, meine sehr ver­
ehrten Kollegen! Meine beiden Vorredner haben 
schon sehr viel Wesentliches zu unserer Interpella­
tion gesagt, und ich möchte mich bemühen, nun 
noch einige andere Gesichtspunkte in die Diskus­
sion zu werfen. 

Bei den aus den Berichten des Obersten Rech­
nungshofs sich ergebenden Fragen, vor allem der 
Frage, inwieweit die gesetzlichen Bestimmungen 
in unserer Staatsführung und -verwa1tung einge­
halten worden sind; bei diesen sehr sachlichen Fra­
gen, in deren letzte Einzelheiten ja nur sehr wenige 
von uns einen genauen Einblick und sie zu kriti­
sieren die Möglichkeit haben, zumal sie ja nicht 
einmal von allen Beamten voll und ganz übersehen 
werden, bei all diesen Fragen handelt es sich doch 
im wesentlichen darum: Welches Ansehen genießt 
der Staat und die Verwaltung in einem demokra­
tischen Zusammenleben der Menschen? Es ist ja die 
Stärke und der außerordentliche Vorzug eines 
demokratischen Staates, daß über solche Dinge, wie 
wir sie heute besprochen haben, gesprochen wer­
den kann; denn ich glaube, daß in einer Diktatur 
derartige Vorkommnisse zwar vertausendfacht ge­
geben sind, doch ohne daß die Möglichkeit besteht 
und das Vertrauen vorhanden ist, darüber offen 
zu sprechen und den Bürgern zu sagen, wie die 
Verhältnisse liegen und was 'man tut, um sie zu 
verbessern. Ich möchte deshalb vor allem betonen, 
daß wir alle, die wir hier mit diesen Fragen zu tun 
haben, mit vollem Verantwortungsbewußtsein und 
auch ohne Ressentiments sprechen, wenn wir auf 
die vorhandenen Fehler und Schwächen aufmerk­
sam machen. Es muß uns aber allen daran liegen, 
hier Ordnung zu schaffen und zu vermeiden, daß 
in Zukunft ähnliche Vorkommnisse, wie sie in dem 
Bericht des Obersten Rechnungshofs zu Dutzenden · 
aufgezeigt werden, wieder vorkommen können. 

Meine verehrten Damen und Herren! Es sind 
eigentlich seltene Gelegenheiten, wenn wir einmal 
einen so tiefen Blick in den Zustand unserer Ver­
waltung tun können wie auf Grund eines solchen 
Berichtes. Als ich ihn durchgesehen ha:tte, kam es 
mJ.r vor, als hätte ich einen Blick hinter den „Papie­
renen Vorhang" der Bürokratie getan, der .sich aber 
schnell wieder schloß, ohne daß die Staatsregierung 
freiwillig irgend etwas hätte verlauten lassen, was 
denn nun eigentlich geschehen ist, um diese Be­
anstandungen abzustellen. Deshalb haben• wir ja 
auch unsere Interpellation eingebracht, weil uns 
außerordentlich viel daran lag, nun einmal zu er­
fahren, wie die Regierung ·über diese Vorfälle 
denkt, vor allem, was sie getan hat, um diese Dinge 
in Zukunft mit größter Entschiedenheit abzustel­
len. Der Herr Finanzminister hat uns ja aus seinem 
Expose einiges vorgelesen. Das hat uns, wie ich 
gestehen muß, in keiner Weise genügt; denn ge­
rade bezüglich der Frage der Verantwortlichkeiten 
hätte es uns doch außerordentlich interessiert, ob 
man vielleicht doch energischer als bisher etwas 
tut, um die für diese Vorfälle Verantwortlichen 
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endlich ausfindig zu machen, zur Rechenschaft zu 
ziehen und ein Exempel zu statuieren, ohne das 
sich offensichtlich nichts ändern wird. Wir haben 
beim Residenztheater, bei den Forstvillen, beim 
Haus des Regierungspräsidenten, bei den Landrats·­
ämtern, bei den Filmkrediten immer ·wieder er­
leben müssen, daß, wenn wir als Abgeordnete nach 
der Bestrafung der Schuldigen fragten und diese 
verlangten, die Schuldigen nicht zu finden waren, 
und so scheint es auch in diesem Fall wieder zu 
sein. Wenn zum Beispiel in dem Bericht von Stel­
lenüberschreitungen, von Titelverwechslungen, von 
schwarzen Fonds und all diesen Dingen gesprochen 
wird, dann ist in dem Bericht des Obersten Rech­
nungshofs zugleich immer vermerkt, daß die Ver­
antwortlichen bisher nicht gefunden werden konn­
ten. Ich glaube aber, das ist ja doch die Kernfrage 
des ganzen Problems. Wenn man mit Rationalisie­
rungsfachleuten spricht, so hört man immer, gleich 
ob es sich nun um eine Stadtverwaltung oder um 
die Verwaltung des Staates handelt, daß sich die 
Zustände nicht eher ändern werden, als bis einmal 
tatsächlich die Verantwortlichen festgestellt sind 

. und jeder weiß, daß er, wenn er in seinem Arbeits,,. . 
bereich nicht mit der nötigen Sparsamkeit arbeitet, 
genau so strenge Maßnahmen und Bestrafungen zu 
erwarten hat wie bei allen anderen Pflichtwidrig­
keiten. Hier darf es kein Beschönigen und kein 
Vertuschen geben, hier muß man vielmehr rück­
sichtslos vorgehen gegeh jeden, der schuldig be­
funden wird. Ich bin selbst als ehrenamtliche 
Stadträtin bei einer Stadtverwaltung tätig und 
sehe dort seit Jahr und Tag genau dasselbe unlös­
bare Problem. 

In idtesem· lBericht des Obersten !Rechnungshofs 
geht es in ·eTster Linie ium die R:echnungsprüfurug 
und noch nicht einmal so sehr um die betriebs­
wirtschaftliche Seite unserer Verwaltung. Wenn 
man hier •erst einmal tiefer in dte· Dinge eind·ringen 
würde, würde man wohl seine ·bfauen Wunder 
erlelben, welch·e rein betrie1bswtl.rtschaHlichen Be­
anstandungen :bei unseren Ver~·altungen zu er­
heben sind. Es wäre daher zu wünschen, daß 
drte Ar1beit des Obersten Rechnungshofs durch die 
eines Sparkommissars e11gänzt wird, weil es für 
den Obersten Rechnungshof .einfach unmöglich ist, 
:bei der Prüfung der Fr:age der opt!imaien Arbeit 
1bei möglichst sparsamer Verwaltung genau so vor­
züghlche Arlbeit zu leisten wie bed. seinen eigent­
lichen oReclmuTIJgsprüfungsaufg,aben. Ich glaube, 
wenn der WIUilsch der FDP, der j•a schon in 
,mehrfachen Anträigen ~m Ausdruck geikommen 
ist, es sollten Sparkommissare eingesetzt werden -
worin wdr mit der. iBayernpartei vollkommen über­
einstimmen -, un:aihhängtge Spa·11kommissare mit 
reichen Kompetenzen, um die betriebswirtschaftliche 
Seite unserer Verwaltungen unter me Lupe zu 
µehmen, •erfüllt würde, wü11den wir manches 1blarue 
yV'l.mder er1eiben, welche Umständlichkeit in unserer 
Verwaltung herrscht, wieviel völlig unrationelle 
Arbeit dort .geleistet wilid. 

Es fat im „Handelsblatt" .im Mai dfueses Jahres 
ein hochinteressanter Artikel von einem Fachmann 
auf dem Gebiet der Rationalisierung •erschienen, 

der seinerzeit die !Reichs-bahn rationalisiert hat 
und auch versch~edene Großstä!dte, der 1auch eine 
Zeitlang versucht ihat, die Verwaltung der Stadt 
München zu reformieren. Unter der Überschrift 
„Verwa•ltungen dem Fortschritt wenig zugetan" 
schreibt Dr. Cotive klar und deutlich, was . das 
Grundübel, die Misere unserer ganzen !Bürokratie 
ri.st .. Ich würde. nur wünschen, daß man sä.eh des 
Rates dieser Leute !bedient, di:e sowohl ihre ET­
.:liaiJ:J.rungen in der fred:en Wirtschaft gewonnen 
;haiben, :aher auch id!i·e sicher ·etwas •anders .ge,arteten 
v;erhältnisse linder Verwaltunig l{ennen. Ich glaube, 
das, was wiir uns .an m:angelnder Sparsamkeit in 
:der öffentlichen Verwaltung leisten, würde sich 
dtl:e freie Wirtschaft ni•e und nd.mmer leisten 
>können. 

Wenn man den .Bericht des Obersten Rechnungs­
hofs durchhest, ist man - mir ist es jedenfalls 
so ergang·en - außerordentlich deprimd.ert. Was 
hätte man mit all den Geldern machen können, 
wieviel hätte man 1auf all den Ge1bd.eten helfen 
können, ·bei denen es immer heißt, w:ir haben 
·kein Ge1d, wenn man recht2ielitiig auf diese Dd.nge 

. aufmerksam .g·emacht worden wäre! Wenn wir zum 
Beispiel.hören, 1di:tß es.an. unseren. Staatstheatern 
!i.mmeT wteder vorkommt, daß Schauspieler jahre­
lallJg be:z;alh'lt werden, ü!berihaupt nicht oder nur 
sehr wend:g auftreten, wenn wir hören, daß für 
So111der.aucfrführungen pro AJbend ülher 1000 DM 
aus.gegelben we11den 

{Aibg. Bezo1d: .Für rdie lPfingstorgel! ifJas 
haben dd:e Gerüche gekostet!) 

- ja, hei der Pfingstorgel -, _tmd :auf der 'anderen 
Seite wissen, 1daß man den Volontärärzten nicht 
einmal zu 1einer dürftigen ·Existenz •ver!helfen kann, 
diaß wdr nicht lin der L·arg'e sind, unseren J'l.mg-
1eh11ern und unserem jungen Beamtenn;ach·wuchs 
für die erste Z·ed:t zu helfen. - - -

{A:bg . .Strotbl: Im Haushaltsausschuß reden 
8-te all!ders, da fordern Sie Zusch'Üisse!) 

- 'Bei den Theatern ha1be ich noch ruie Zuschüsse 
gefordert, vor aHem nicht heii. unseren Staiats­
theatern, Herr Kollege, da kennen Sie mich ganz 
falsch. Ich verlange Zuschüsse für alle Aufgaben 
der Schule und der Jugendfürsorge, für unseren 
Nachwuchs und trachte, daifürdurch:Sparnamkeit an 
anderen Stellen -ehe. Md.ttel .fred:zubekorrimen. Wenn 
wtl.r in Zukunft 1bei der ste11eotypen Aus1kunft, wir 
haben •kein Ge1d, um :zum Beisp[el die nich tsta:a t­
lichen rSchulen .zu retten, wd.r ihaiben kein GeM, 
um den Studienreferendaren 10 JJiM monatlich 
mehr zu geben, schauen würden, wie wir bei unse­
ren Verw:a~tungen sp:ar.en 1können, und auf diese 
Weise auch nur zwei, drei oder vier Prozent 
einsparen, kämen wtl.r .eJin •gutes· Stück weiter und 
könnten viele der Au:ßga1ben, dd:e wir heute ver­
nachlässigen, lim Interesse rder A11gemeinheit und 
der Demokrati:e 1bess·er berücksichtigen. 

(Beifall rbeli rder FDP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Red­
ner erhält das Wort der Herr Abgeordnete Dr. La­
cherbauer. 
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Dr. Lacherbauer (BP): Meine Damen und Her­
ren! Der Herr Finanzminister hat recht, wenn er 
erklärt, die Rechnungen seien vorgelegt worden. 
Er hat auch recht, wenn er erklärt, es sind Ent­
lastungsanträge gestellt worden. Der Haushalts­
ausschuß hat aber bisher noch nicht Gelegenheit 
gehabt, zu dieser Vo.rlage Stellung zu nehmen, 
weil er zunächst einmal die laufenden Etats be­
raten mußte und dabei bemüht war, diese auf das 
L.aufende zu bringen, das heißt sie zu verabschie­
den, bevor das Rechnungsjahr beginnt. Insoweit ist 
meiner Auffassung naCh die Interpellation gegen­
standslos. 

Ich darf aber auf folgendes verweisen._ Die heu„ 
tige Besprechung der Interpellation kann kein Er­
satz sein für die sogenannte Rechnungsprüfung. Es 
wäre daher völlig danebengegriffen, wenn ich die 
vielen Beanstandungen, die in dem Bericht ver­
merkt sind, zum· Gegenstand meiner heutigen Aus­
führungen machen wollte. Ich möchte nur einiges 
Grundsätzliche .ausführen. Die Interpellation hat 
zum mindesten gezeigt, wie notwendig ·und wichtig 
die Rechnungsprüfung ist. Man erfährt, wenn man 
durch die Parlamente hindurchsieht, immer wieder, 
daß man dort den Blick in die Zukunft richtet, man 
findet aber nur wenige Abgeordnete, die sich wirk­
lich die Mühe riehmen, solche Prüfungsberichte zu 
studieren und daraus die parlamentarischen Kon­
sequenzen zu ziehen. Ich weiß bestimmt, wenn es 
nicht so gekommen wäre, würde man die Ausfüh­
rungen, die ich jetzt machen möchte, nicht verstan­
den haben. 

Welche Mittel hat denn das bayerische Parla­
ment, um gegen derartige Unregelmäßigkeiten -
wenn Sie wollen, können Sie auch ein milderes 
Wort verwenden - vorzugehen? Ich will zur Zeit 
noch keine Kritik üben, weil die Dinge von mir 
noch nicht geprüft sind und der Haushaltsausschuß 
'auch noch keine Gelegenheit gehabt hat, sie zu er­
örtern: Was kann das Parlament denn bestenfalls 
tun? Es kann Kritik üben, und damit ist seine Macht 
erschöpft. Das ist, meine Damen und Herren, viel 
zu wenig. Wenn ein Parlament nicht selbst die 

· Konsequenzen ziehen kann, die zu ziehen es für 
notwendig erachtet, ist es darauf angewiesen, an die 
Exekutnve die Bitte zu richten, ihrerseits diszipli­
näre oder kriminelle Konsequenzen zu ziehen oder 
ziehen zu 1assen. Ich darf darauf verweisen, daß in 
anderen Demokratien die Möglichkeit vorgesehen 
ist daß dasParlament selbst solche zurRechenschaft 
zi~ht die das Gesetz verletzen; darunter ist auch die 
Verl~tzung des Haushaltsgesetzes zu verstehen, 
also etwa die Abweichung von Titeln oder die 
Überziehung von Titeln ohne die auch in der 
Haushaltsordnung vorgesehenen besonderen Ge­
nehmigungen. Solange das Parlament eine solche 
Möglichkeit nicht besitzt, wird es auf den guten 
Willen derjenigen angewiesen sein, die das Parla­
ment bestellt hat. 

{AJhg. Hezold: Lex imperfecta!) 

-- D~s ist nicht nur eine lex imperfecta, sondern 
praktisch eine Unterordnung des Parlaments unter 
die Exekutive. 

(Zuruf des Abg. Strobl) 

-· Mit der Entlastung allein, Herr Kollege, ist ja 
nichts getan. 

(Abg. Strobl: Verweigerung der Entlastung!) 

- Welche Konsequenzen ziehen Sie dann aus der 
Verweigerung der Entlastung? Sind Sie in der 
Lage, irgendwelche rechtlichen Konsequenzen zu 
ziehen? Ich werde Ihnen sagen, was Sie tun kön­
nen. Sie können bestenfalls den Antrag stellen, 
einem einzelnen Minister oder der Regierung das 
Mißtrauen auszusprechen. Welche Bedeutung die­
ses politische Instrument besitzt, wissen wir. 

(Abg. Dr. Brücher: Nach drei Jahren!) 

Wenn die Geltendmachung. 

(Abg. Donsberger: Ministerhaftung!) 

- ich komme gleich darauf zurück - von Rechts­
ansprüchen. von einer Mehrheit abhängt, dann ist 
es um das Recht sehr schlecht bestellt. Und jetzt 
komme ich zur Anklage vor dem Verfassungs­
gerichtshof - was benötigen Sie denn dazu? Dazu 
benötigen Sie eine qualifizierte Mehrheit dieses 
Hauses! 

(Abg. Bezold: Die kriegen Sie einmal!) 

Wir wollen uns doch darüber im klaren sein, daß 
das nicht nur eine Rechts-, sondern eine politische 
Frage ist. Ich darf Ihnen eines sagen. Ich rechne 
es mir zum Verdienst an, daß ich in dem Gesetz 
den bayerischen Verfassungsgerichtshof sogenannte 
Mino.ritätenrechte mit eingeführt habe, daß also 
insbesondere Rechtsansprüche unabhängig von 
einer Majorität auch dann geltend gemacht werden 
können, wenn es eine einigermaßen tragbare Mino­
rität verlangt; ob das 10 oder 20 Prozent sind, dar­
über läßt sich streiten. 

Nach meiner Meinung ist es der Sinn der heuti­
gen D~batte, sich einmal diese Frage vorzulegen: 
Kann denn das Parlament seinen Willen gegebe­
nenfalls selbständig durchsetzen? Ich weiß, daß ich 
damit zutiefst in ·das Verfassungsrecht hineingreife. 
Ich weiß aber auch, daß sich andere Parlamente 
diese Befugnis vorbehalten haben. Ich spreche jetzt 
nicht von den ältesten Parlamenten. Sie wissen, daß 
zum Beispiel in England das Parlament zugleich 
das oberste Gericht ist. Dort sind die Funktionen 
zusammengefaßt. Die sogenannte Gewaltenteilung 
darf auch nur cum grano salis betrieben werden. 
Aber eines darf sich das Parlament nicht nehmen 
lassen, nämlich die Macht, seinen Willen gegebe­
nenfalls auch gegen die Exekutive durchzusetzen. 

Eines der wichtigsten Instrumente, deren sich 
das Parlament bei der Aufklärung im Vollzug des 
Haushalts zu bedienen hat, ist der Oberste Rech­
nungshof. Wenn Sie einmal das Standardwerk von 
Heinik über die Rechnungsprüfung und über den 
Etat studieren, werden Sie sehen, daß sich sämt­
liche Parlamente der Welt über dieses Kernpro­
blem die Köpfe zerbrechen. In den Vereinigten 
Staaten ist zur Zeit immer noch die sogenannte 
Hoover-Enquete anhängig, die sich darum bemüht, 
eine sinnvolle Rechnungsprüfung auf die Beine zu 
stellen. Ich habe meine Anwesenheit in Amerika 
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benützt, gerade dieses Problem zu studieren. Denn 
es ist nach meinem Dafürhalten mi.t das Alpha und 
das Omega der Demokratie. 

(Abg. Bezold und Abg. Dr. Eberhardt: 
Sehr richtig!) 

Der Rechnungsho,f ist überall, ob er Cour de Contes 
heißt oder wie auch immer, unabhängig, insbeson­
dere von der Exekutive zu gestalten. Ich werde 
Ihnen einen der Grundfehler unseres Rechnungs­
hofgesetzes nennen: Der Präsident des Obersten 
Rechnungshofs wird von: der Exekutive allein er­
nannt. Ich brauche mich nicht näher auszudrücken; 
ich glaube, unter verständigen Leuten verstanden 
zu sein. Ich spreche dem gegenwärtigen Präsiden­
ten des Rec.11.nungshofs meine Hochachtung aus, 
daß er den Mut besitzt, unabhängig von allen 
anderen zu sagen, was zu sagen ist. 

(Allgemeiner Beifall) 

Wir müssen ihm dafür dankbar sein. Ich will noch 
etwas sagen, was ich bisher in der Öffentlichkeit 
noch nicht ausgesprochen habe. Als er. sein Amt 
antrat; hatte ich mit ·ihm eine zweistündige Be- · · 
sprechung, um zu erfahren, wie er seine Aufgabe 
auffaßt. Ich war befriedigt und beruhigt, daß ein 
Mann an dieser Stelle sitzt, zu dem wir als Parla­
ment das höchste Vertrauen haben können. 

Ich bin also nicht etwa der Meinung, daß es aus 
Wollust am Bekritteln oder vielleicht sogar noch 
aus mehr geschieht, wenn der Rechnungshof seine 
Berichte in dieser Form, wie er sie verfaßt, uns 
vorlegt. Wir wissen selbstverständlich - das hat 
der Herr Kollege Lippert vollkommen klar zum 
Ausdruck gebracht-, daß bei den Millionen Einzel­
anweisungen, die im Staat erforderlich sind, um 
den Staatshaushalt von fast drei Milliarden zu voll­
ziehen, im Grunde genommen die Beanstandungen 
relativ sehr gering sind. Es ist nicht Aufgabe des 
Rechnungshofs, im übrigen den Exekutivbehörden 
ein Lob auszusprechen. Das wird nach Durchfüh­
rung der Rechnungsprüfung unsere Aufgabe sein. 
Darum darf man auch nicht übertreiben. Ich sehe 
die Aufgabe des Rechnungshofs vor allem dari:r. 
- und darzu ist er kraft des Rechnungshofgesetzes 
berufen, weil er die Übersicht über die Gesamt­
verwaltung hat, ähnlich wie in der Privatwirtschaft 
beim sogenannten externen Betriebsvergleich -
den einzelnen Behörden mit Rat und Tat zur Seite 
zu stehen und Erfahrungen, die da oder dort ge­
macht werden, anderen zugute kommen zu lassen. 

Mir - ich möchte mich in dieses Problem nicht 
weiter vertiefen - kam es darauf an, aufzuzeigen: 
Wie steht das Parlament zum Rechnungshof'? 
Welche Mittel hat das Parlament, um gegebenen­
falls seinen Willen durchzusetzen, und· nicht bloß 
zu bekritteln, was bekrittelnswürdig ist?. Darum 
ist für mich die heutige Interpellation nur eiri Auf· 
takt. Die erste Aufgabe des Haushaltsausschusses 
- es war immer mein Bemühen und ich habe mir 
in der Zwischenzeit schon einen Plan zurecht ge­
legt, wie wir die Rechnungsprüfung durchführen 
werden - wird es sein, wenn er diesen Haushalt 

verabschiedet hat, sich mit der Rechnungsprüfung 
zu befassen. 

(Beifall bei BP und FDP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Eberhard. 

·Eberhard (CSU): .Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Zu der Interpellation der Fraktionen 
der FDP und der Bayernpartei habe ich namens 
der Koalitionsparteien folgende Erklärung abzu­
geben: 

Die Koalitionsparteien anerkennen das Recht der 
Opposition, auf die in der Interpellation erhobenen 
Angelegenheiten hinzuweisen und insbesondere die 
Beanstandungen des OberstenRechnungshofs näher 
zu untersuchen. Auch die Koalitionsparteien sind 
der Auffassung, daß Artikel 80 der bayerischen 
Verfassung, wonach der Staatsminister der· Finan­
zen über die Verwendung aller Staatseinnahmen 
im folgenden Rechnungsjahr zur Entlastung der 
Staatsregierung dem Landtag Rechnung zu legen 
hat, von außerordentlicher Bedeutung ist und der 
Volksvertretung eine hohe Verantwortung auf­
erlegt. Wir sind auch der Auffassung, daß das 
()berste Re_cht der Volksye:rtretµpg, p?m_lich den. 
Haushaltsplan durch Gs;setz festzustellen, nur von 
geringem Wert ist, wenn nicht gleichzeitig damit 
die t_atsächliche Verwendung aller Staatseinnahmen 
durch die Rechnungslegung nachgewiesen und ge­
prüft wird. Die Koalitionsparteien sind deshalb der 
Auffassung, daß eine fruchtbare Aussprache über 
diese Probleme im Plenum des Landtags erst dann 
sinnvoll und erfolgreich durchgeführt werden 
kann, wenn der Haushaltsausschuß die Haushalts­
rechnungen, die diesem bereits für die Zeit von 
1946 bis 1950 vorliegen, vorher im einzelnen ge­
prüft und zu dem Entlastungsantrag der Staats­
regierung Stellung genommen hat. 

(Zuruf: Sehr richtig!) 
Ich darf als Vorsitzender des Haushaltsausschusses 
hinzufügen, daß dies leider erst nach den Ferien 
der Fall sein wird, weil zuerst der Haushalt für 
das Jahr 1953 unter Dach und Fach gebracht wer­
den muß. 

(Beifall bei den Koalitionsparteien) 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen. Ich frage die Interpellanten, ob sie 
einen Antrag stellen wollen. · 

Bezold (FiDiP): Ich danke für die Frag.e; wiT be­
absichtig,en keinen Antrra:g zu stellen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die :Behandlung der 
InterpeHation ist a•bgeschlossen. 

Wir keih.ren nunmelhr zurück zur 

Aussprache über den Haushalt des Staatsmini­
steriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

Als nächster Redner erhält das Wort der Herr 
Abgeordnete Haisch. 

Haisch (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Der heißumkämpfte 
Landwirtschaftsetat des vergangenen Jahres hat 
unseren verehrten Herrn 'Landwirtschaftsminister 

5 
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etwas sparsam werden lassen, hat ihn, ich möchte 
sagen, so stark beeindruckt, daß er in diesem Jahr 
einen Betrag von 4 013 000 DM eingespart hat. Es 
sind gesterh und vorgestern bereits die Nöte der 
Landwirtschaft einerseits und die Nöte des Staats­
haushalts andererseits vorgetragen worden. Wenn 
ich von der Sparsamkeit spreche, mit der der Land­
wirtschaftsetat aufgestellt wurde, so liegt der Be­
weis schon darin, daß der Etat des Landwirt­
schaftsministeriums raschestens zur Abwicklung 
kommen konnte, daß tatsächlich eine große Einheit 
im Haushaltsausschuß vorhanden war und den ein­
zelnen Positionen fast einheitlich zugestimmt wer­
den konnte. Ich möchte bei dieser Gelegenheit ge­
rade den Abgeordneten des Haushaltsausschusses 
herzlich danken, aber auch. dem Finanzministerium 
für das Entgegenkommen und für seine Mitarbeit. 

Wir haben für die zentrale Verwaltung einen 
Betrag von über 4 Millionen DM eingesetzt. Daran 
ist wohl kaum etwas zu rütteln; denn es ist eine 
feststehende A.usg1a1be, an der nicht .groß .gedeutelt 
werden kann. Zur Förderung der allgemeinen 
Landwirtschaft sind nahezu 3 Millionen DM ausge­
geben worden,· was dankbarst anerkannt wird. Be­
sonders wertvolle Arbeit leistet die Landesanstalt 
für Pflanzenbau und Pflanzenschutz hinsichtlich der 
Schädlingsbekämpfung und die Landessaatzucht­
anstalt in Weihenstephan. Zur Behebung der Not­
stände in der Landwirtschaft sind nicht ganz 
600 000 DM eingesetzt. Hier kann man allerdings 
nicht von einer großen Überanstrengung des baye­
rischen Staates sprechen. Sehr stark wurde bei der 
Ausgabe von 1,2 Millionen DM zur Bekämpfung 
von Pflanzen- und Tierschädlingen in der Land­
wirtschaft gespart. Wenn wir den Kartoffelkäfer­
befall auf unseren Feldern betrachten, dann müssen 
wir feststellen, daß gerade der Kartoffelkäfer für 
das Land Bayern und für unser ganzes Bundes­
gebiet eine volkswirtschaftliche Gefahr bedeutet 
und daß es ganz unmöglich ist, daß der Bauer allein 
diese Gefahr bannen kann. Infolgedessen ist es auch 
notwendig, hier entsprechende Staatsmittel einzu·­
setzen. Die Cercospora-Krankheit, eine Blattkrank~ 
heit, hat im vergangenen Jahr vor allem· unsere 
Rübenfelder befallen und im besonderen den 
Zuckerrübenanbau gefährdet; sie ist ebenfalls eine 
Gefahr fü~ den Hackfrucht- und Zuckerrüben­
anbau. Deswegen muß auch hierauf das Augen­
merk gerichtet werden. Ich brauche nun nicht die 
Reblausbekämpfung oder die Maikäferplage und 
Engerlingsplage anführen, wie sie gerade in die­
sem Jahr gehaust und Schäden hervorgerufen hat. 
Ich glaube, wir sind uns darüber vollkommen 
einig, daß hier Staatsmittel mit eingesetzt werden 
müssen. Die Schädlinge im Wein-, Obst- und Gar­
tenbau zu bekämpfen, muß unser~ gemeinsame 
Arbeit, die Arbeit des Staates, der Landwirtschart 
und des ganzen Volkes sein. 

Herausgreifen möchte ich vor allem die Aus­
gaben zur Förderung der Landwirtscha~tsberatung 
und des Schulwesens mit .über 13 Millionen und die 
10 Millionen DM, die zur Durchführung der Flur­
bereinigung gegeben werden. Über die Flurbereini­
gung etwas zu sagen, ist nicht notwendig; denn wir 

sind uns alle darüber vollkommen im klaren, daß 
diese die Voraussetzung zur . intensiven Bewirt­
schaftung unserer Höfe ist und daß sie vor allem 
notwendig ist, um die Mechanisierung und Techni­
sierung sowie den Maschineneinsatz auf dem Hofe 
erfolgreich zu gestalten. Es ist notwendig - und 
der Weg führt über die Flurbereinigung -, daß 
wir zu einer gewissen Erzeugungskostensenkung in 
der Landwirtschaft kommen. Die Landwirtschaft 
von heute verlangt mehr Können und Wissen, als 
es bis jetzt der Fall war. Deshalb möchte ich ge­
rade den Männern danken, die in der bayerischen 
Verfassung mitgearbeitet und in Artikel 164 die 
Förderung der Landwirtschaft in besonderem Maße 
her~usgestellt haben.. Sie haben erkannt, daß es 
eine Staatsaufgabe ist, die ureigenste Aufgabe des 
Staates, die landwirtschaftliche Beratung und das 
Schulwesen zu fördern. Nun ist es die Aufgabe der 
Schule, daß der Lehrplan mit der praktischen Land­
wirtschaft in Einklang gebracht wird. Vor allem 
möchte ich betonen, daß es notwendig ist, tüchtige 
theoretisch vorgebildete, praktische Landwirte zu 
haberi, die auch Betriebswirtschaftler sind. Heute 
genügen die allgemein gehaltenen betriebswirt­
schaftlichen Erkenntnisse und Grundsätze nicht 
mehr, sondern neben der allgemeinen Betriebs­
wirtschaft muß heute _in der Landwirtschaftsschule 
die angewandte Betriebslehre in den Vordergrund 
gestellt werden. Die Aufgabe der angewandten Be­
triebslehre ist, eine gute Anleitung zur praktischen 
Organisation und betriebswirtschaftlichen Führung 
des landwirtschaftlichen Betriebs zu geben. Not­
wendig ist die Anweisung für den zweckmäßigen 
Einsatz der Arbeitskräfte und der Zugkräfte, der 
Maschinen, und die richtige sachgemäße Auswahl 
und Verwendung der Betriebsmittel. Eine intensive 
landwirtschaftliche Kulturwirtschaft verlangt, das 
im letzten Jahrzehnt Entwickelte mit den neuen 
Erfahrungen zu befruchten. Dann· können die An­
sprüche, die der Verbraucher an die Landwirtschaft 
stellt, befriedigt werden und dann "ist die Land­
wirtschaft gegenüber dem Ausland auch einiger­
maßen konkurrenzfähig. Ich möchte deshalb be­
sonders die elf neu genehmigten Landwirtschafts­
ämter herausgestellt wissen und betonen, daß damit 
der Landtag wiederum seine Landwirtschafts­
freundlichkeit an den Tag legt. 

(Bravo! bei der SPD) 

Wenn ich nun zum Kapitel Tierzucht komme, so 
wissen wir alle, daß auf diesem Gebiet schon vieles 
geleistet wurde, aber noch manches zu leisten und 
in den nächsten Jahren zu tun ist. Die Voraus­
setzung fiir eine gute, erfolgreiche Tierzucht ist 
aber die Milchleistungskontrolle. 

(Abg. Hofmann Engelbert: Sehr gut!) 

Wir wissen, daß um den Betrag von einer Million 
für die Milchkontrolle ziemlich hart gefochten 
wurde. Im vergangenen Jahr standen für d.ie 
Milchleistungskontrolle im Haushalt 1 516 300 DM 
zur Verfügung. In diesem Jahr wurde dieser 
Posten bis auf 500 000 DM gestrichen, weshalb die 
landwirtschaftlichen Abgeordneten den Antrag ge­
stellt haben, daß zur Aufrechterhaltung der Milch­
kontrolle weiter eine Million gegeben wii1. Der 
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Haushaltsausschuß hat dies dadurch unterstrichen, 
daß er nach Fraktionsberatungen diese Million ge­
nehmigt hat. Wenn nun heute gerade deshalb 
wiederum die Frage auftaucht, ob wir uns im Etat 
eine Überziehung um 1,1 oder 1,2 Millionen ge­
statten können, und man daran denkt, die Million 
für die Milchleistungskontrolle zu streichen, so 
möchte ich betonen, daß im Sondervermögen der 
Milchwirtschaft ein Betrag von 804 900 DM einge­
setzt ist, der eigentlich auf Grund. des § 22 des 
Milch- und Fettgesetzes anderen Zwecken der 
Milchwirtschaft dienen müßte. Da wir aber auch 
in dieser Hinsicht Verständnis für das Referat 
haben, muß man auch der Landwirtschaft, im be­
sonderen der Tierzucht, Verständnis entgegenbrin­
gen und für die Milchleistungskontrolle den Betrag 
von 1500 000 DM, der gegenüber dem Vorjahr ge­
kürzt ist, genehmigen. 

Nun hat sich der Herr Minister auch eingehend 
mit der Agrarpolitik befaßt. Es wurde gesagt, er 
habe Wege gewiesen, die tatsächlich geeignet seien, 
die Landwirtschaft einer yesundung entgegenzu-
fü"hren. Gestatten Sie rnir,_d13_ß i_ch kurz auf einige 
Dinge eingehe. Wenn wir in das Volk hineinhören, 
so müssen wir feststellen, daß auf der einen Seite, 
von der Seite der Verbraucherschaft, die Klage 
kommt, das Leben sei zu teuer, au.E der anderen 
Seite der Bauer Kritik daran übt, daß er für seine 
Produkte zu wenig erhält. Bevor ich hiezu Stellung 
nehme, möchte ich eines betonen: Der Lebens­
standard des deutschen Volkes, ganz allgemein ge­
sprochen, ist nach meine~ Dafürhalten zu hoch. 

(Abg. von und zu Franckenstein: Sehr richtig!) 

Wenn wir acht Jahre zurückdenken und uns an den 
Zusammenbruch unseres deutschen Vaterlandes 
und unserer deutschen Wirtschaft erinnern, dann 
den heutigen Lebensstandard des größten Teils 
unseres Volkes betrachten, müssen wir sagen; daß 
er einem verlorenen Krieg, einer zusammengebro­
che:t?-en Wirtschaft nicht angepaßt ist. 

Man kann zwar an dem einen und anderen kriti­
sieren, man soll Kritik üben, aber diese Kritik darf 
nicht ins Unermeßliche führen. und muß nach wi~ 
vor von einer gewissen Verantwortung getragen 
sein. 

(Sehr gut!) 

Wenn ich vorhin gesagt habe, der Verbraucher 
klagt über die hohen Lebenshaltungskosten und 
der Bauer übt Kritik, daß er für seine Produkte 
zu wenig bekommt, müßte daraus eigentlich ge­
schlossen werden, daß der Weg vom Erzeuger zum 
Verbraucher abgekürzt werden muß. Mit wenigen 
Worten: Der Betrag, der zwischen dem Erzeuger­
und dem Verbraucherpreis liegt, ist vielfach so 
hoch, daß er dem Erzeugererlös sehr nahekommt. 
Wenn ich den Anteil der Landwirtschaft am End­
verkaufserlös, also am Verbraucherpreis, heraus­
stelle, so beträgt er bei Schweinen 52 Prozent, bei 
Rindern' 64 Prozent, bei Milch 59 Prozent, bei Brot­
getreide 38,8 Prozent, bei Eiern 67 Prozent und bei 
Obst 30 Prozent. Sie sehen daraus ohne weiteres, 
daß der w·eg vom Erzeuger zum Verbrecher sehr 

lang ist. Dabei möchte ich allerdings nicht über­
sehen, daß gerade auf dem Boden dieses langen 
Weges Tausende von Gewerbetreibenden, Tausende 
und Abertausende von Arbeitern stehen. Man muß 
dies aber auch berücksichtigen, wenn man einer­
seits den landwirtschaftlichen Erzeugerpreis be­
trachtet und andererseits versucht, das Steuerauf­
kommen der Landwirtschaft zu kritisieren. 

Unser Ziel müßte sein, die Preise zu reduzieren, 
nicht nur für die Lebensmittel, sondern die Preise 
ganz allgemein. Dabei muß wohl gesagt werden, 
daß der Erzeugerpreis durch die Löhne und die 
sächlichen Betriebsausgaben bedingt ist. Die Agrar­
politik und die Wirtschaftspolitik müssen aufein­
ander abgestimmt werden; das ist dringend not­
wendig, wenn die Landwirtschaft auch weiterhin 
Bestand· haben soll. Die Landwirtschaft braucht 
eine ruhige, eine stetige, vor krisenhaften Erschüt­
terungen geschützte Entwicklung. Sie braucht 
stabile Preise und auch einen stabilen Absatz. 
Wenn nämlich beides nicht aufeinander abgestimmt 
ist, dann kommen wir aus den Preisschwankungen 
niemals heraus, und der Verbraucher wird ebenso 
wie der Erzeuger ewig unzufrieden bleiben. Des-
halb ist es dringe11d n()hvencJ.ig„ clilß„ wi:r - der 
Herr Minister hat davon schon gesprochen - eine 
Grenzschleuse schaffen, die die Einfuhr regelt, und 
daß die Vorratshaltung so durchgeführt wird, <;laß 
dadurch wirklich ein Ausgleich für den Verbrau­
cher geschaffen werden kann. Die Einfuhr muß 
unter allen Umständen der Eigenerzeugung ange­
paßt werden. Es ist nicht richtig, wenn wir zum 
Beispiel in der Lage sind, auf dem Gebiet der 
Buttererzeugung dem Bedarf mit 98 Prozent nach-· 
zukommen, daß dann soundso viele tausend Ton­
nen Butter überschüssig eingeführt werden. 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

Deshalb ist es wichtig,. daß die Einfuhr auf die 
Eigenerzeugung auch tatsächlich Rücksicht nimmt. 

Die deutsche Agrarproduktion, allgemein ge­
sprochen, muß und kann gesteigert werden; denn 
durchschnittlich erzeugen wir ja nur 65 bis 70 Pro­
zent des Gesamtbedarfs. Wenn darüber hinaus die 
Mehrproduktion in besonderem Maße gefördert 
wird und darüber hinaus eingeführt wird, so haben 
wir nichts dagegen. Es ist aber ungesund, auf 
Kosten der deutschen Landwirtschaft Einfuhren zu 
tätigen. 

Weiter müssen die Verzehrgewohnheiten im 
deutschen Volk etwas angesprochen werden; denn 
die Verzehrsgewohnheiten helfen mit, eine gewisse 
Panne in der Landwirtschaft, iri der Ernährungs­
wirtschaft zu schaffen. Ich komme darauf schon 
noch zurück. 

(Abg. Dr. Brücher: Der Minister ist nicht da!) 

· - Der Minister kann nur solange der Sache die­
nen, solange der Verbraucher mitmacht, Fra:u Kol­
legin. · 

(Abg. Dr. Brücher: Aber der Minister sollte 
schon anhören, was Sie zu sagen haben!) 

- Er hat jedenfalls etw~s Wichtigeres zu tun. 

(Heiterkeit und Widerspruch) 
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Ich bitte einmal zu sagen, der Herr Staatsminister 
möchte hereinkommen. 

(Abg. Dr. Bungartz: Herr Kollege, ist der 
Verbraucher für den Produzenten da oder 

umgekehrt?) 
- Wenn Sie die Frage stellen, ist der Verbraucher 
für den Produzenten da oder umgekehrt, so sage 
ich Ihnen, Herr Kollege Dr. Bungartz: Wir sind alle 
aufeinander angewiesen; ohne den Produzenten 
kann der Verbraucher nicht leben und umgekehrt, 
und infolgedessen muß auch die Wirtschaft auf­
einander abgestimmt werden. 

(Lebhafte Zurufe) 

Wir bejahen zum Beispiel die Einfuhr von Lebens­
mitteln, Herr Dr. Bungartz, solange sie nicht die 
inländische Erzeugung stört. Wenn aber die In­
landserzeugung dermaßen 'gestört wird - ich 
komme darauf noch zurück - wie zum Beispiel 
gegenwärtig in der Milchwirtschaft, so kann das 
ein ehrlicher Wirtschaftler nicht mehr gutheißen. 

(Abg. Dr. Schier: Wie ist. ·das mit den 
. Kirschenpreisen?) 

- Meine.sehr verehrten Herren, ich bin zwar da­
für nicht verantwortlich und bin auch nicht ganz 
genau im Bild., aber ich habe gestern abend zufäl­
lig Kirschen gekauft und mußte dabei feststellen; 
daß soundso viel .Kirschen übrig bleiben, die heute 
nicht mehr verkauft werden können und infolge­
dessen in den Tonnen verschwinden müssen. Die­
ser Verlust muß natürlich bis zu einem gewissen 
Grad einkalkuliert werden. Das ist bei Obst und 
Gemüse der Fall. . 

(Lebhaftes sehr richtig! bei der CSU - Abg. 
Nagengast: Herr Dr. Schier, da müßten Sie 

das Wetter machen können!) 
Nun wird heute so viel von der sozialen Markt­

wirtschaft gesprochen. Sie setzt aber ·eine Gleich­
berechtigung und Gleichbehandlung voraus. Nur 
dann ist es möglich, eine soziale Marktwirtschaft 
zu betreiben. Wenn man aber versucht, Einfuhren 
zu machen, die der heimischen Landwirtschaft 
schaden, wenn man versucht, die heimische Land­
wirtschaft zum Fronknecht des Industrieexports zu 
machen, 

(Sehr gut! bei der CSU) 

dann müssen wir von der landwirtschaftlichen Seite 
im Interesse der gesamten Wirtschaft das ablehnen. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU -. Abg. Ge­
genwarth: Bei Holz ist es das gleiche! -
Zuruf: Wer ist daran schuld? Wer macht 

deni:i das?) 
Wenn wir von Herrn Minister Dr. Schlögl gehört 
haben, daß vor allem eine Einfuhrpolitik, eine 
gute, gesunde Vorratshaltung mit Abstimmung auf 
die Eigenerzeugung zur Gesundung der Landwirt­
schaft und der Wirtschaft allgemein führen kann, 
so können wir dies nur unterstützen und bejahen. 
Gerade für die Landwirtschaft ist es notwendig, 
daß der innere Markt in Zusammenarbeit mit der 
Einfuhr geregelt wird, so daß er auf einem ordent­
lichen Weg ablaufen kann. Wichtig aber ist - das 

möchte ich noch einmal herausstellen - die Auf­
klärung beim Erzeuger so gut wie die Aufklärung 
beim Verbraucher. Nur dann ist die Möglichkeit 
einer gewissen Anbauordnung und eines ord­
nungsgemäßen Verbrauchs gegeben. 

Wieviel wird heute über die Vieh- und Schweine­
preise geschimpft! Was wird hier alles geseygt! In­
teressant ist. allerdings, daß man jahrelang nach 
der Ware gegriffen hat, ohne danach zu fragen, 
was sie kostet, während heute allgemein versucht 
wird, die Preise zu drücken. Wenn man heute die 
Verzehrgewohnheiten betrachtet, wenn man in 
einen Metzgerladen hineingeht und zusieht, so muß 
man feststellen, daß heute alles nach Koteletts, 
nach Schinken, nach Schnitzeln oder Lendenbraten 
greift, 

(Widerspruch) 

- das ist Tatsache, meine Herren -, daß man 
heute geringere Wurst und geringeres Fleisch 
kaum mehr an den Mann bringen kann. 

(Lebhafte Zustimmung von der CSU -
Widerspruch - Abg. Bezold: weil zu viel 

-Wasser drin ist! - Erneuter Widerspruch) 

Das sind Tatsachen, über die wir nicht hinwe~­
kommen. Deshalb ist auch in mancher Hinsicht die 
Spanne wohl zu verstehen. 

Ich komme nun auf die Milchwirtschaft zu spre­
chen; denn ich halte es für dringend notwendig, 
daß wir gerade der Milchwirtschaft etwas Augen­
merk schenken. Im Allgäu kostet bekanntlich das 
Kilo Milch 20,8 Pfg. Daß die Bauern dadurch be­
unruhigt sind, ist verständlich. Wir müssen aber 
verstehen, daß jede Zurücksetzung des Verbrau­
chermilchpreises in erster Linie den Erzeuger­
milchpreis drückt. Warum? Weil auf jeden Liter 
Milch eine Vorbelastung von 17 bis 18 Pfennigen 
gegeben ist. Erhält also der Bauer 20 bis 21 Pfen­
nige und ist eine Vorbelastung von 18 Pfennigen. 
vorhanden, dann ist es ganz klar, daß jede Herab­
setzung des Verbrauchermilchpreises in erster Linie 
den Bauern trifft. Mancher wird sich fragen: Wo­
her diese Vorbelastung? - Nun: 5,5 Pfennige 
Kleinhandelsspanne, 4,5 Pfennige Molker.eihan­
delsspanne, 2,75 Pfennige Anfuhrkosten, 2,5 Pfen­
nige Landes- und Bundesausgleich und die Um­
lage, 1 Pfennig Umrechnung vom Kilo auf Liter, 
1 Pfennig Frischmilchzuschlag, das sind zusammen 
- ich habe die Mindestbeträge genommen t-

17 ,25 Pfennige. Wir kommen also dann in allen Fäl­
len auf über 39 Pfennige. Wir hoffen und wünschen 
- und es wird keiner im Hause sein, der dagegen­
spricht -, daß der Milcherzeugerpreis wieder an­
zieht und.daß wir schon die 42...,Pfennig-Grenze er­
reichen, da ja für den Verbraucher ein Höchstpreis 
- in der Großstadt 42 Pfennige - gegeben ist. Vom 
September der vergangenen Jahres bis einschließ­
lich März dieses Jahres hätte in der Großstadt der 
Verbraucherpreis eigentlich 46 Pfennige betragen 
müssen .. Man hat die 42-Pfennig-Grenze eingehal­
ten, und wir vom Bayerischen Bauernverband und 
von der bäuerlichen Seite aus haben gepredigt, daß 
diese 42-Pfennig-Grenze im Interesse der Ver­
bi:aucherschaft eingehalten werden müsse. Den 
ganzen Win~er über haben V:ir den Bauern zuge-
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mutet, die 4 Bfenruge rl'U t11agen. In Schwalben zum 
Beispiel haben wir monatlich rund 60 bis 90 000 DM 
zuschießen müssen, um den 38-, 40- und .42-Pfen­
nig-Preis einhalten zu können. Ich bitte das jeden­
falls zu berücksichtigen. 

Meine Zeit ist nun abgelaufen; ich muß also zum 
Schluß kommen. • 

· (Ahg. Strobl: Ihre Redezeit! Nicht Ihre Zeit 
ist abgelaufen!) · 

- Gott sei Dank nur die Redezeit; ich hoffe, daß 
die Lebenszeit noch recht lange andauere. 

Sie fragen nach dem Zwischenhandel, sehr ge­
ehrter Herr Kollege Priller! Ich habe den Zwi­
schenhandel nicht vergessen. Sie waren vielleicht 
nicht da, als ich sagte, der Erzeugerpreis müsse 
näher an den Verbraucherpreis herangebracht 
werden. Ich habe allerdings betont, daß dazwi­
schen Tausende stehen, die daran verdienen, daraus 
ab·er auch ihr tägliches Brot nehmen. 

(Zuruf von der SPD: Und etwas mehr! 
75 Prozent bei der Milchspanne!) 

-- - ·-- Bei· d.er MilChspanneT Eberi habe iclJ. es· Ihnen -­
gesagt: die Kleinhandelsspanne 5,5 Pfennige, die 
Molkereispanne 4,5 Pfennige. Ich glaube, ich 
brauche ·diese Dinge also nicht neuerdings zu 
wiederholen. Sie dürfen aber nicht vergessen, 
meine Damen und Herren: Früher hat der Milch­
händler mit einem Gewinn von 1,5 bis 2 Pfennigen 
vorlieb genommen; er konnte auch von Haus zu 
Haus fahren, so wie er wollte. Er hat sogar eine 
Milchkanne benützt, die er heute nicht mehr be­
nützen dürfte - aber darüber möchte ich keine 
weiteren Ausführungen machen. 

(Abg. Eisenmann: Dr. Niklas sagt aber, daß 
die Handelsspanne in Ordnung sei!) 

- Herr Kollege, darf ich Ihnen eines sagen: Es ist 
viel leichter zu kritisieren und in der Opposition 
zu stehen, als eine Verantwortung zu haben. Auch 
das müssen wir berücksichtigen. 

Zum Schluß darf ich aber im Namen meiner 
Fraktion dem Herrn Minister Dr. Schlögl, dem 
Herrn Staatssekretär Maag, allen Mitarbeitern des 
Landwirtschaftsministeriums ·und auch den Her­
ren ·der Forstverwaltung herzlich für die Unter­
stützung der Landwirtschaft danken. Wenn Sie 
sagen, diese Unterstützung sei eine Selbstverständ­
lichkeit, de:r{n dafür seien sie letzten Endes da: 
Jawohl! Sie und wir sind dafür da, Diener unseres 
Volkes zu sein. Und wenn wir als Diener unseres 
Volkes mitarbeiten in unserem .bayerischen Staat 
und in unserem deutschen Vaterland, wird man in 
kurzer Zeit über die Klagen, die wir heute führen, 
hinwegsehen können. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als näch­
ster Redner der Herr Abgeordnete. Kiene. 

Kiene (SPD): Hohes Haus, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte wiederholen, was 

ich bereits im Haushaltsausschuß gesagt habe, daß 
der Etat des Staatsministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten überschaubarer und 
an den dunklen Punkten auch etwas durchsichtiger 
geworden ist. Die Titeleinteilung und die Erläute­
rungen sind ordentlicher, und es ii;t sogar vorge­
kommen, daß uns der Herr Staatsminister Renta­
bilitätsberechnungen und Vermögensnachweise für 
die Staatsgüter vorgelegt hat, wie das schon lange 
Jahre gewünscht wurde. 

Immerhin sind noch einige Differenzpunkte vor­
handen, so die sogenannten Globalansätze, deren 
Aufteilung immerhin noch eine gewisse Ge.nerosi­
~ät und Freigebigkeit für freiwillige Leistungen 
erkennen läßt, die beim Ministerium noch aufge­
geben werden muß. Ich erwähne: für eine Vieh­
handelsschule 10 000 DM, für eine Schule der 
Bäckerinnung 10 000 DM, für eine Landhandels­
schule 10 000 DM, für den Bayerischen Müllerver­
band zur Neuerrichtung einer Fachschule 20 000 DM 
usw. Das sind Punkte, die wohl eigentlich nicht in 
den Landwirtschaftsetat hineingehören; denn da 
handelt es sich nicht um notlerdende Verbände, die 
diese Mittel nicht aus sich selbst heraus aufbringen 
könnten. Einige weitere Ansatzpunkte sind Förde-

- ruhg und· Betrieb der Agrarwirtscliaft 100 000 DM, 
für Technik und Rationalisierung 100 000 DM, für 
wissenschaftliche Forschungen und Versuche 
100 000 DM. Diese und andere im Titel 392 aufge­
führte Positionen dürften im nächsten Jahr noch 
schärfer unter die Lupe. genommen werden. Es 
p.ürften überhaupt die verschiedenartigen Ver­
suche, die auf. alle möglichen Staatsgüter und In­
stitutionen verstreut sind, auch einer Rationalisie::-· 
rung unterzogen werqen. Glücklicherweise sind be­
stimmte Anträge auf Ersatz vbn WHdschäden in 
Höhe von 600 000 DM oder von 300 000 DM für· 
Fasanenzucht, die wohl nur Propagandaanträge 
darstellen, im Haushaltsausschuß nicht angenom­
men worden. Einer besonderen Überprüfung be­
darf das Sondervermögen des Referats Milch und 
Fett. Einer Überprüfung bedürfen auch die Kredite 
für die Milchwirtschaft; doch darüber dann ·im 
zweiten Teil meiner Ausführungen. 

Was mich aber stärker bewegt hat und was auch 
für Sie von größerer Bedeutung sein wird als der 
Etat, das sind die. agrarpolitischen Ausführungen, 
die uns der Herr Staatsminister für Ernährung und 
Landwirtschaft gemacht hat; denn sie zielen auf 
einen der kritischsten Punkte unserer gesamten 
westdeutschen Wirtsch,aftspolitik. Ich freue mich 
festzustellen, daß die Kassandrarufe jetzt nicht 
nur von den Sozialdemokraten, sondern neuerdings 
auc}.1 von der Bayernpartei erhoben werden. 

(Abg. Eisenmann: Schon früher!) 

- Nein, das ist nicht richtig! Und wenn ich die 
letzten Äußerungen Ihres Herrn Besold gehört 
habe, daß die Regierung Adenauer 'an der Haltung 
der föderalistischen Union nicht scheitern wird, so 
heißt das doch auch, daß die Wirtschaftspolitik 
akzeptiert wird. 

(Zuruf: Das ist nicht gesagt worden!) 

- Aber bisher wurde sie jedenfalls akzeptiert und 
wenn ich die Beratungen zum neuen Getreide-
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gesetz ,beobachte, dann berichtet doch heute die 
„Südpost" darüber, daß es ei.nem Sozialdemokra­
ten vorbehalten blieb, die von-bis-Preise zu garan­
tieren und zu fordern, daß Getreidemengen, die 
nicht zum Mindestpreis abgenommen werden, von 
der Bundesregierung übernommen und eingelagert 
werden müssen. Das hätte sich eine andere Partei 
ja schließlich "auch verdienen können als die be­
sondere Vertreterin der Landwirtschaft. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es ist aber dem Abgeordneten Friedemann über­
lassen geblieben, dies zu tun, und Dr. Horlacher 
selbst, der ja ein anerkannter Fachmann auf dem 
Gebiet ist, hat erklärt, daß das eine Durchbrechung 
der sogenannten sozialen Marktwirtschaft bedeu­
ten würde im Zuge auf eine Entwicklung hin, wie 
wir sie in Bayern schon seit einigen Jahren haben 
wollen, nämlich im Sinne einer echten Marktord­
nung. 

Was heißt „soziale Marktwirtschaft"? Der Bun­
deswirtschaftsminister hat es ja neuerdings so in­
terpretiert, daß unter „sozial" nicht zu verstehen 
sei, was wir etwa im Sinne von Wohlfahrt darun­
ter verstehen, sondern daß der Begriff „soziale 
Marktwirtschaft" nur nach dem Lexikon übersetzt 
zu werden brauche in „allgemeine Marktwirt­
schaft": eine allgemeine Berücksichtigung aller 
Wirtschaftszweige und nicht eine besondere. Der 
Ausdruck soll keine Wohltätigkeit für die Land.,. 
wirtschaft bedeuten. Hier seheint mir ein Haupt-

. fehler in der Betrachtungsweise zu liegen, den ich 
aber den Herren von der Industrie und vom Hand­
werk nicht übel riehme, weil sie davon ausgehen 
müssen, daß mit einer beliebigen Anzahl von Men­
schen, Kräften und Betriebseinrichtungen mit einer 
beliebigen Menge von Material eine. beliebige 
Menge von Produktion erzeugt werden kann, die 
man auch beliebig lange lagern kann, je nachdem, 
ob man sie braucht oder nicht. Unter Umständen 
kann man sie 5 oder 10 Jahre lang horten, ehe 
man sie in die allgemeine Verteilung bringt. Das 
geht aber bei den landwirtschaftlichen Produkten 
unter keinen Umständen. Man sollte es doch end­
lich einmal erfassen, daß danU:, wenn die Land­
wirtschaft und die Natur ihre Produkte hervor­
bringt, !diese auch sofort ab;g,esetzt nmJd verbraucht 
werden müssen, und daß nur ein Teil der land­
wirtschaftlichen Produkte lagerungsfähig ist. 
Selbst dieser ist es nur begrenzt, ob das nun Ge­
treide, konserviertes Fleisch oder Butter ist. 

Wegen dieses Unterschiedes zwischen den land­
wirtschaftlichen Produkten und den Produkten 
von Industrie und Handwerk muß die Landwirt­
schaft besonders berücksichtigt werden. Wir ver­
langen eine besondere Berücksichtigung unserer 
eigenartigen bayerischen Verhältnisse, deren 
Schwergewicht mehr auf der Viehzucht und der 
Molkereiwirtschaft liegt als auf dem Getreide"' und 
Zuckerrübenbau. 

Der Herr Landwirtschaftsminister möge sich 
noch an die Zeit erinnern, da wir für Bayern eine 
Marktordnung entworfen und geschaffen hatten, 

die unseren Verhältnissen gemäß war, ein Instru­
ment, das wohl geeignet war, sowohl den Erzeu­
ger als auch den Verarbeiter, den Verteiler und 
den Verbraucher an einen Tisch zu bringen, um 
vernünftige Preise und vernünftige ·Spannen zu 
machen. Dann wären die Lebensmittel entspre-­
chend billig gewesen, was eine Stabilität in unsere 
Wirtschaft gebracht hätte, die, wie wir annehmen, 
für alle Beteiligten gleich" nützlich gewesen wäre. 
Darin war die berühmt~ Vorratshaltung und die 
Einfuhrschleuse als Regulator vorgesehen. Aber 
in Bonn haben sich damals die großen Spekulanten 
durchgesetzt und haben dabei auch ihre großen 
Gewinne gemacht. Nicht die Versorgung war das 
Maßgebende, sondern das Gewinnprinzip war es. 
Und ich darf vielleicht wiederholen, was ich be­
reits 1951 im Rahmen des Landwirtschaftsetats bei 
den Beratungen gesagt habe: „Das Ziel muß· eine 

' gleichmäßige Versorgung der Bevölkerung sein, 
und die Politik muß davon ausgehen, allzu unter­
schiedliche Verhältnisse in der landwirtschaftlichen 
Produktion durch Lenkungsmaßnahmen auszu­
gleichen. Insofern sind wir keine unbedingten Be­
j aher der freien Wirtschaft, sondern Anhänger 
einer Marktpolitik mit einem Weisungsrecht des 
Staates unter Mitwirkung der Selbstverwaltungs­
körper. Dazu gehört unseres Erachtens eine Pla­
nung der landwirtschaftlichen Erzeugung, eine 
Markt- und Preisregelung und Sicherstellung der 
Versorgung der Verbraucher." 

Diese Ansch,auung hat sich ja nun weitgehend 
durchgesetzt. Sogar auf der rechten Seite des Hau­
ses wurde ungefähr derselbe Standpunkt vertreten, 

(Zuruf von der BP: Wurde immer schon 
gewollt! Auch die Bauern wollen das!) 

aber nicht genügend stark. Ja, ich kann sogar unse­
rem Herrn Staatsminister einen kleinen Vorwurf 
nicht ersparen, daß er in der letzten Zeit wie eine 
Trauerweide in bezug ·auf seine Marktordnung 
war und daß er vielleicht manches Mal nach Bonn 
hätte gehen müssen, 

(Sehr richtig! bei der BP) 

um seinen Kollegen . den Rücken zu steifen. Der 
Herr Wilrtschiaiftsminister Dr. iEhriha~d ist ja viel,' viel 
rücksichtsloser und setzt seinen Kopf durch. 
Dr. Niklas hätte vielleicht die Gesellschaft einiger 
Landwirtschaftsämter gebraucht, um die Landwirt­
schaft stärker zu vertreten. Hier würde also auch 
heute noch die Möglichkeit bestehen, etwas nach­
drücklicher in der Richtung zu wirken, in der wir 
bisher immer haben gehen wollen, nämlich auf 
eine Marktondnung zumindest für landwirt­
schaftliche Produkte, damit es nicht möglich ist, 
mit den wichtigsten Lebensmitteln unseres Volkes 
zu spekulieren. Ich habe mir einmal die Frage er­
laubt, sehr verehrter Herr Staatsminister - Sie 
werden sich erinnern -, als die Milchpreise im 
Ansteigen waren, ob denn an diesen erhöhten Aus­
zahlungen auch die Milchproduzenten, also die 
Bauern, beteiligt seien, weil die Fettprozente ja in 
ihrem Wert erhöht worden sind. Darfür hat unser 
schlauer Herr Minister eine möglichst harmlose 
Erklärung abgegeben, nämlich daß die Auszahlung 
für die Fetteinheit im Landesdurchschnitt 5,1 bis 
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5,2 Pfennige im Juni und 5,8 bis 5,9 Pfennige im 
August betragen habe. Daraus sei zu ersehen, daß 
der Anteil der Bauern an den erhöhten Butter­
pr·eisen 1außerordentlich gering war. Die Frage war 
damals allerdings im Oktober gestellt, und die 
Milchpreise und die Fettpreise stiegen bis zum 
Weihnachtsfest sehr erheblich, nicht wahr? Ich 
habe hier eine Aufstellung: Der Industriemilch·­
preis betrug im Dezember 1952 im Allgäu 30 Pfen­
nige, im Emmentaler Gebiet 29 Pfennige und in 
Oberbayern 26,85 Pfennige. Das sind immerhin 
3 bis 6 Pfennige mehr als bei der ursprünglichen 
Milchpreisfestsetzung. Und, Herr Kollege Haisch, 
Sie werden mir nicht verübeln, wenn ich jetzt 
sage: Da haben die Bauern nicht ach und weh 
geschrieen und sie waren nicht darüber bestürzt; 
daß sie nun einen erhöhten Fettprozentpreis haben 
würden. 

(Abg. Haisch: Aber, Kollege Kiene, die 
42 Pfennige sind geblieben!) 

- Das wäre eine Frage, die noch untersucht wer­
den müßte. Wir Verbraucher haben uns auch nicht 

- darüber beklagt =·das geb-e ich-gerne--zu·=, daß· 
der Milchpreis stabil geblieben war. Die. Ver brau-. 
eher hätten sich schon gerührt, wenn der Milchpreis 
erhöht worden wäre. · 

Nun ist allerdings die sensationelle Tatsache zu 
verzeichnen, daß der Milchpreis seit Wei:hnachten 
1952 außerordentlich rapid zurückgefallen ist. Im 
Emmentaler Gebiet betrug der Milchpreis 22,8 Pfen­
nige; das entspricht also einem Abfall um 7,2 Pfen­
nige .seit Weihnachten 1952. Das ist doch die Diffe­
renz, die die Molkereien den Erzeugern jetzt nicht 
mehr zu bezahlen brauchen. Nun frage ich Sie: 
Wer steckt diese neuerliche Spanne ein, die sich 
hier auftut? 

(Abg. Haisch: Herr Kollege Kiene, Sie müs­
sen den Butterverkauf und den Käseverkauf 

berücksichtigen!) 

- Ja, sow~it die Milch zu Butter verarbeitet wird! 
Soweit sie aber nicht zu Butter verarbeitet wird, 
wird sie in München für 42 Pfennige verkauft. 

(Abg. Haisch: Ich habe Ihnen ja die Spanne 
genannt!) 

Es bleibt trotzdem so, wie ich sage, daß der 
Erzeuger nur 22,8 Pfennige bekommt, in Ober­
bayern vielleicht 24 Pfennige. Den Vorteil scheinen 
die Molkereien zu haben, die jetzt für den gesun­
kenen Milchpreis nicht nachzugeben brauchen, son­
dern die Differenz entweder in ihre Kasse oder 
aber in die Kasse des Referats Milch und Fett 
legen können. Und hier ist das Problem, das ich 
genau zu überlegen bitte, nämlich ob es möglich 
ist, einen festen Verbraucherpreis und gleichzeitig 
einen variablen Erzeugerpreis zu halten .. 

(Abg. Haisch: Herr Kollege Kiene, wieviel 
ist 22 und 18? Das ist 40!) 

- Dann sind noch 2 Pfennige Differenz, und wenn 
ich einen Preis von 30 Pfennigen zugrundelege, wie · 
er im Emmentaler Gebiet und im_ Industriemilch-

gebiet gezahlt wurde, dann frage ich mich: Wo ist 
die Differenz? Und hier ist unser Referat Milch 
und Fett noch vollständig undurchsichtig, nicht nur 
deswegen, weil es imstande ist, Millionen an Inve­
stitionskrediten für die Molkereiwirtschaft herzu­
geben, die wahrhaftig rentabel ist, sondern auch 
deswegen, weil hier sowohl die Förderungsbeträge 
wie die Stützungsbeträge nur global ausgewiesen 
sind. 

Die Stützungsbeträge - das wissen wir - sind 
die Transportstützungen und Werkmilchstützun­
gen. Aber ich frage mich: Was bedeuten die För­
derungsbeträge? Ich möchte den Herrn Landwirt­
schaftsmfoister um Auskunft bitten, was die 
5,8 Millionen DM Fövderungsbeträge innerhalb des 
Sonderabschnitts Milchwirtschaft im Referat Milch 
und Fett in ihren Einzelheiten bedeuten sollen. 

Zum andern muß ich unserm Herrn Landwirt­
schaftsminister hinsichtlich der Frage der Kauf­
in-afterhöhung widersprechen. Er hat sich so aus­
gedrückt: „Die Anreicherung der allgemeinen 
Kaufkraft durch staatliche Maßnahmen habe zum 
Beispiel de:r gewerblichen Wirtschaft einen neuen 
Produktionsimpuls und damit einen Vorsprung ge­
geben, -der um so größer-ist; als die Landwirtschaft 
infolge unnötiger Importe und ·dadurch entstande­
ner Absatzschwierigkeiten an der Kaufkraft­
erhöhung kaum teilnehmen darf." Das scheint mir 
doch nicht nur eine Verniedlichung und Bagatelfr­
sierung echter, beweisbarer Tatsachen zu sein, 
sondern das ist schon eine vollständig verkehrte 
Ausdrucksweise. Denn es ist durchaus falsch, den 
Bauern immer zu sagen: Ihr leidet Not, euch geht's 
schlecht. - Da halte ich es schon mit dem Herrn 
Senator Thoma, der im Senat gesagt hat, daß es 
der Landwirtschaft noch nie so gut gegangen sei 
wie im gegenwärtigen Augenblick. 

„(Oho! und lebhafter Widerspruch bei der CSU) 

- Ja, Sie mögen dagegen protestieren;_ ich werde 
Ihnen mit Zahlen beweisen, daß das, was ich sage, 
richtig ist. 

(Zurufe und Widerspruch seitens der CSU) 

Das ist beweisbar! 

i(Untriuihe bei dier OSU - Glocke des Präsi­
denten - Abg. S·aumeister: Hinausfahren 

aufs Land und aT'beiten!) 

Nun, das tist lbeweis1bar, und ·zwar mit dem.Zahlen­
material, das der Bayerische .Bauernv•er1band selbst 
hemusgibt. 

'0Zuruf.e des AJbg. Demmelmeier 'll:Il!d :anderer) 

- ,Sehr verehrter !Herr Kolleg.e Demmelmeier, ich 
bin den Bauern ja. nicht neidig auf ihre Arbeit, 
ich btin · ilinen ·auch n\i.cht neidi1g, wenn 1es ihnen 
gut geht. A1ber man sotll nicht sag•en: ·es geht uns 
schlecht; denn die Finanzleute slind 1auch so schlau, 
daß sie, wenn -einer g1ar so jammert, wissen -
wie ·der Volksmund s1agt -: dem muß man etwas· 
nehmen, und bei dem :ander·en, der !'echt auf­
schnetdet, wlird man ba1d gezW'l!ngen sein, aus­
ziuiheifen: - Ich erzähle .Ihnen, was hier im Bericht 
des Bayerischen Bauernverbandes steht: 
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il.Vfaschinenein:satz: 1935 ibis 1939 315 Millionen 
Reichsmark {Meßziffer), 1948/49 529 Millionen DiJ.VI, 
1950 691 Mil1iönen iDiJ.VI, 1951/52 1 04:9 000 000 DiJ.VI. 

1(Albg. von und zu F·ranckenstein: iDas li.st doch 
ked:n Maßs~a:b!) 

- Nur einer! 

•(AJbg. von und ru Franckenstein: Übet.haupt 
~einer!) 

SCh11eppeDbestand: 1939 34 000 !Stück, im J'Ul1i 1950 
11'6 000 Stück, 1am 1. Oktoher 1952 233 000 Stück 
und am 31. Dezember 1952 256 000 Stück. 

{A!bg. von und ·zu FDanckensted.n: Da sind die 
Schulden der Landwirtschaft dalbei!) 

- Dafür gilbt's auch Zahlen, Her-r KoHege von 
Franckenstelin! - OY.l!elkmaschinen: d:m Jahre 1938 
1 200, 1950 5 860, 1950/51 10 483, iheute zusammen 
a:lso 16 283 :Stück, 

1(Ahg. Eberhard: lEs wdl'ld lh1a:lt mehr 
gemolken!) 

Dreschmaschinen: 1950 300 ·Ms 500, 1952 2000 
s·tück. 

Die Indexza:hlen für die V:e11kaufserlöse - 1938 
gleich 100 g0erech.net - ibetriagen für 1948 125, für 
1950 181 und :fiür 1952 234, :also' d:as 2,3-:liache von 
1938. 

'(Zuruf von der OSU) 

- 'Ich leugne j·a nicht, idaß das im V:eDhältnis zu 
anderen Dingen steht, •a:ber man soll nicht d.mmer 
von der notled:deruden Landwirtschaft reden. 

(Unruhe beli der CSU) 

- iDrie Verschuldung 1betriug 1939 6,2 iJ.VIifüarden 
Mark, am T1ag der Währungsreform 2,5 Millliarden 
Mark, 

r(Zuruf von der CSU: 4,9 ilY.lilld.aDden 
V:ersch.uldung!) 

am 1. Jiuli 1951 4,3 iMiHiarden Mark. iDa·rin sind 
enthalten 1650 Mli.1111i.onen D[M mittel- und l:ang­
fristiJg,e K'lledite aus dem ERP-iProgramm; der Rest 
wurde friei finanziert oder üiher Hank:en 1amgenom­
men. 

'(A!bg. von und ·zu Fr:anckens.tein: Um die 
Maschlinen zu kaufen! - Zuruf von der BP) 

- Geh', das glaubt E'l.lch ja kein Mensch. Ich rede 
Gott sei Da111k mit den B:a11.1ern! Ich weiß, wd.e es 
ibeli den „Frettern" ist, ich. weiß wlie es lbei den 
gesunden und kräfttgen il\1Iittel1betrd!eben ist und ich 
weiß, daß •es hei den Großgrundbesitzern wohl 
nicht schlechter seä.n wil'ld :als 1bei den Mittel­
bet11ieben. 

1(\Heli.terkeit 1bed. der SPD) 

- Ich weise nach, da:ß 1der Rohertmg 1938/39 je 
Hektar bei 224 M:ark 11.lnd 1951 ibei 366 Mark lag, 
Das si11!d Z1p.hlen, die aus Ihl'em 'ei:genen Verhands­
}elben stammen, 

1~Albg. von und zu Franckemsteii.n: U:rud von 
llmen mißbraucht werden!) 

und Sie sollten dias nicht !Le1Ugnen. 

Ich nehme aiber auch lllicht an, daß der Kollege 
Dr. Schlörgl .gemeint ih:at, die Steigerung der Kauf­
kraft sei so zu verstehen, wie es nämlich ·a:uch 
aus diesem Mat·er1al hervorig•eht, :daß deT Normal­
verbmiucher, der 1948 noch 9,3 Kilogramm Z'l.lcker 
v·er:oehrt ibJat, iheute 25 KHogramm verzehrt -
Jetzt kommen wir zu den v;erbr1aiuchsgewolh'Ilheiten 
-, daß weiter der Veribrauch pro Kopf lbeli Fleisch 
von 23' Kiilorgriamm 1948 auf 40 K1ilogramm 1952, 
bei Fett von 16,9 Kilogramm ·auf 20,6 Kilogramm, 
bei Eiern von 2,6 1aiuf 7 ,4 Kilogramm u:rud bei Voll­
milch von 66,4 1auf 113 Liter gestiegen ist. <Diese 
Steiig·erung tri:fift pro bä'Ue:dich·en Verbraucher nicht 
ZU, <Das stimmt, weH nämlich die (ßaiuern währ0erid 
der Zeit, als wir ihungerten - -

(Lebhafter Wd:derspr.uch ibeli. 1der OSU) 

- iD:as nimmt ihnen auch niemand üibel. Aber man 
so]l dar.aus n.d.cht aiMeiten, daß die Kiaufkraft inner­
ha1b der bäuerlichen BevölkeI'IUng nicht mindestens 
ge:ruau so angewachsen ds.t wie ti.nnnerihalib 1der ge­
weDbllichen 'UTI!d de·r h11diustriel1en Bevölkerung. 

i(Wiiderspriuch) 

Hi!er iheii.ßt es im Vorwort: 

„ Wenn '<das 1auch nicht ·ein voll befdedlJgendes 
Er.g·eibnd.s ist, so d.st ·es 1doch immerlhin elin er­
muti:gendes Ergebnis. Von g·ewdssen Kreisen und 
aus durchschauiba:ren Gründen wil'ld d.mmer das 
Gegenteil ibeihaiuptet. .Aiber trotz der ·anerilmnnt 
schw&erigen !Bedingungen im Produktionsprozeß 
kiann sich dd.e Landwirtschaft neben •der üibrd!gen 
Wirtschaft durch;a'Us s·ehen 11assen." 

1Ich <komme wieder zum Eltat zw:iück 11.lnd be­
haupte, idiaß die iMaßnalhmen, rd'.i!e die Staatsregie­
rung, das Landw'irtschaftsminä.sterium und der 
Bayebische Landtag, insbesondere 1auch meli.ne Par­
tei, .gut 1geheißen haben, .zur :Steig•erung des Ernte­
ertmgs und ·zur Besserung •des Preisg.efüig.es 1bei­
getragen halben, !Und wenn ·erst noch d!i:e Markt- · 
ordnung dazu rk:äme, müßte ich mli.ch wundern, 
wenn nicht •auch Sre end1lä.ch vollständiig ibefmedigt 
wären. 

~Abg. ;Bezo1d: Ausg,eschlossen! - Bieid'.all 1bei 
der rSPD und in der Mitte) 

Präsident Dr. Rundhammer: Es fo1gt als Redner 
der Herr Abgeordnete El.zer. 

Elzer üBHE): Her.r iP.räsd!dent, meine Damen und 
Herren! Im Rahmen dieser Haushaltsdebatte möchte 
ich doch 1aiuch auf das Prolb1em der Heimatv1ertrie­
benen und 1der Eingliederung der heimatvertriebe­
nen Bauern zu spr.echen kommen. Es ist in dieser 
Hinsicht zugeg·ehenermaßen rschon einiges gesche­
hen, 1aiher das T,erri.po der ®ingld:ederung der heimat­
v•ertrieibenen Bauern 1ecrscheint m1r doch ·etwas Z'U 

langs1am, wenn man berückJslichttgt, daß in Bayern 
aUein 36 000 :Sci:edlemnwärter mli.t Siedlerscheinen 
vorhanden sind, von denen bis jetzt ein Fünftel 
eingegliedert W'll.I1de. Vion diesem Fünftel ist nur 
ein Drittel :auf yolllhauernsteHen 1ang·esd:edelt, wah-
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rend die 1anderen 1auf Neibenerwe11bssiedlungen 
unterigekommen sii:nd. Ich habe mir von diesem 
Driittel - es sind das uIJJgefähr 2000 Bauernstellen 
- ·eine Übersicht geben l1assen, wi·e di:e Lerute wirt­
schaften, uIJJd hia'be zu meiner großen Fireude fest­
gestellt, daß die Lefatungen meser Wiirtschaften 
weit über dem Durchschnitt des Landes liegen. 
Ich halbe ibe:iispiielsweils·e feststellen können, daß 
der Milchertr.ag bei diesen Wirt:schaiften wetit über 
3000 K!ilogramm Hegt, und halbe etine Wirtschaft 
festgestellt, in der 1auf 0,6 Hektar ein Stück Groß­
vieih .gehalten wil'd, wo1bei diie Millchleistung 4000 
Kiilogr.amm heträ1gt bei eiIJJem F·ettgehalt von 3,9 
Prozent. 

1(Atbg. von und :zu Franckenstetin: D:as ist ed.ne 
Ausn;aihme !) 

- Ich s1ag1e ja, das ist eine 'SpitzenJ.eistung, aber 
der Diurchschnd.tt liegt mit über 3000 Kilogramm 
doch auch über dem Landesdurch:schnitt und das 
ist wo'hl ·e•ine 1ed.nmaliige Letistung. Ich will damit 
nur siagen, daß diese Wirtschaften doch sicher 
i!ltensiv geführt __ werden. iEs ld.1egt nun einmal iin 
Interess-e ,(tes·C1eufscll!e:D. vülkes, 1ciaß iunsere- :Land­
wirtschaft auf das d.ntensd.vste tbetriteben :wird, wei1l 
wir nur •eine ibeschränkte, feststeib.ende Fl1äche zur 
Y.erfü1giung halben, die priaiktisch nicht v1ergrößert 
werden kanh, 1außer durch etine Kultiv1'erung des 
Öd1andes und der ilVIoorländereien, worauf ich noch 
zurückkommen werde. Damd.t d.st nach.gewli.esen, daß 
die .Ansiedlung heimatvertr„iebener Bauern die 
deutsche i,i'l!irt:sc..li.aft und insbesoIJJdere di1e Land­
wa'.rtschaift för·dert, zumal diese Heimatverfo:-iiebenen 
ja auch neue Bearbeitungs-, neue Sa:a:t-, Ernte- und 
Konservd.erungsmethoden mitg.e·br1acht ib.a1ben, die 
sich hier ohne weiteres anwenden 1a:ssen und zum 
Teil in einzelnen Wä.rtsch1aften aruch schon zur An­
wendung g.e~:angen. DiJese intenstiv•e Bewi:rtsch1af­
tung ist außerordentlich wichtig, ja leibensnot­
wendig. Denken wir daran, wä.e wir noch vor 
wenigen J.aib.r·en unter dem Nahl'ungsmittelmangel 
gelitten !haben! .Es kann uns auch iheute passieren, 
daß Schiffe mit Nahrungsmitteln ausb1efüen und 
die Vorräte erschöpft sind, so -daß wir dann vor 
der g1ed.chen Kalamität stelhen wie vor der Wäh­
rungsreform. nas wollen wir aber doch .alle .zu-
sammen nicht mehr erleben! · 

Nun eü.n Wort 'Zl\lT Landessiedlung! Die Landes­
siedlrung verpachtet Grundstücke an heimatvertrd:e­
bene Hauern mit der Maßgaibe, daß diesie Bauern, 
wenn si!e sich durch drei Jahr·e 1bewährt haben, 
den Hof, :auf dem sli.e wirtschaften, im Kaufwege 
erwerben können. Was geschieht aber in vielen 
F-ällen nach diesen drei Jahren? Die Bauern be­
kommen nicht einen Kaufvertrag in die Hand, 
so'D!dern einen neuen P1achtvertraig, der womöglich 
noch u111giün:sti.ger·e · .Bedd.ng.rungen enthält als der· 
ursprüng1iche. iEs geht das Gerücht um, daß die 
Landessd:edlung der größte Großgrundbesitzer Bay­
erns ist. Es ist mir 'Unerfrndlich, ·warum dieses Land 
durch die Landessied1ung gehortet wird, wenn so­
undso vli.ele tarusend heimatvertriebene Bauern UIJJd 
aiuch nachgeborene .:Bauernsöhne 1auf Wi·rtschaften 

warten. Ich 1gl:a1ube, Mer müßte :irgendwie Remedur 
gesch1affen werden. 

1(A'bg. [)r. Strosche: Sehr richti.g!) 

Wir stehen :im allgemeinen ;bei der Ansiedlung 
von :heimatvertrielbenen (Bauern vor zwei Pro­
blemen. Das erste ist die iE·r!haltung der iBauern­
-swbstanz überhaupt rund das zweii.te die Unter­
bringung heima tvertrie1bener Bauern auf P.aclrt­
oder ·eigenen Höfen. Zur ·ETihaltrung der Bauern­
su1bstanz möchte dch sagen, daß wir nicht untätig 
zusehen diürfen, w 1ie unsere ißaiuern, die große, 
reiche und wertvolle iEkfahrungen mitg.eibr1acht 
haben, lheute noch 1als Knechte und Aribei:ter in der 
Landwirtschaft v·erwendet werden. Immer noch 
sind 28 Prozent der 1aIJJdwirtschaftlichen .Arbeli.ter 
He·imatvertr·i:ebene. Ich g:LaU!be, daß 1es eine· Sub­
stanzverschwendrunig ä.st, wenn man diese OVIenschen 
mit ihren r·eichen 1Erfaib.rungen iauf unterigeordneten 
SteHen :aribe'iten 'läßt. 

iSehr 1erstarunt war ich IÜtber :dd.e Mitteilung, daß 
ein Plan ventiliert wird, dtese lhie:imatvertriebenen 
Bauern sozus1agen 1zu ·ex\portiier.en. rich denke dta an 
das Projekt „Kanada" des !Herrn .Bunideskianz1ers. 

__ Dieser __ Weg wäre __ meines _ Erachtens_\T.ollkomrn.en 
v.erf.ehlt. Wir dür1fen nicht unsere wertvollste ßru1b­
,stanz, unser1e 1besten Avbelitskräfte, die viel1e:icht 
bei ·einer Rück1kehr 1in die Heimat wieder Baiuern 
werden, exportieren. Bei der Aussiedlung dieser 
heimatvertrie1benen Bauer_n taucht schon die erste 
!Schwierigkeit 1beim 'I1ransport nach Übersee auf. 
Wenn die L·erute dort igel:andet sind, wel'den besten­
falls 50 bis 60 Pro.zent richtig Boden fassen können; 
denn wenn sie 1auch noch so tüchHg sind, f:ür die 
kanatdisch·e Landwirtschaft s~nd sie nicht tüchtig 
g.enug, weil dort 1g1anz ander·e Boden_: und Klima­
verhältnisse herrschen als !bei uns. 1Es wäre also 
grundfalsch, wenn man diese Leute hinausschicken 
wül'de; denn ;es könnten nur wend.g·e dort .Boden 
fassen, ·und der Rest würde triachten, so rasch als 
mög1ich, 1dann aber vollikommen verzweifelt, zu­
rücffizukehren. 

Zur Erha'1tung der lBauernsuibstanz .g.ehört auch 
die Ausbildung der landwirtschaftlichen Jugend. 
Wir müssen hier dem Herrn Staatsminister 
Dr. Schlögl dankbar sein, daß er so.zusagen ein 
bedeutender Schulgründer ,geworden dst. Der Herr 
Staiatsmd.nä.ster !hatte dii:e Lieibenswürtdigkeit, uns 
zu einer Besich tig.ung der Ackerbauschule in L·ands­
be11g. ·einz.uladen. Wir ha;ben 'Cl.lese 1Ein'ladung, über 
die wir sehr ·erfreut wiaren, g·erne angenommen. 
W:ir haben bei der Besiichtigung feststellen können, 
daß di!ese Schule sacMich und praktisch in jeder 
Bezieihung einw1andfrei und hervorragend einge­
richtet ist. Wd.r J.mtten Gelegentheti.t, nicht nur mit 
dem Lehrkörper, sondern 1auch mit den 1Schülern 
Fühlung .zu nehmen. Im Lehrkörper hatben wir. 
v·erschiedeIJJe •alte (Bekannte aus der sudetendeut­
schen Heimat lbe1grrüßen können, die dort wertvolle 
Arbeit l1eisten. Unt~r den Schü1ern wiaren 25 bis 
30 Proz·ent iHeimatv·ertl'ieibene, und wir h:aben mit 
Freuden feststellen können, . daß der .größte Teil 
ganz hervorragend .abgeschlossen hat. Dies war für 
uns auch Veranlassung, den .Antva:g zu stellen, es 
soilten im !Etat des Landwirtschaftsministeriums 

7 
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30 000 Dü.VI für Stipendien an solch1e Schü1er iberieit­
geste'llt we11den, di:e mit der Note I absolviert 
haben, idiam:it sie die Möglich~eit !hiaiben, iJhr Studium 
an einer Hochschule fortzusetzen und sich wissen­
sch1affüch wea.terZUJbli1den. Aus dd:esen jungen Men­
schen sollen später einmal landwirtschaftliche Be­
rater und Lehrer nicht nur für unsere neue Heimat 
hier, sondern vielleicht einmal wieder für unsere 
angestammte Heimat werden. Ich möchte bei dieser 
Geiegenlh!eit · 1anschneiiden, daß gegenüber dem 
Akademikerberuf, überhaupt gegenüber dem Stu­
dium 1an efoer IHochschule al\llg•enblicklich eine 
gewisse Animo:sität -besteht. iDem möchte ich unter 
allen Umständen entgegentreten. Es ist j,a doch 
nicht so, daß diese 1Menschen studieren, um 1einen 
Titel zu 1ewingen, sondern sie sollen d:amit die 
Fähii.gke:i.t ibekommen, zu forschen, wissenschaftlich 
tätig zu. sein, was doch 1enorm wichtig d.st, wenn 
man bedenkt, daß wir in. der Landwirtschaft 
eine Rationalisierung :in höchstem Ausmaß not­
wendig ih!aben. 1Denken wd.r daran: Wenn es einmal 
zur europäischen Agrar•union kommen wi11d, muß 
di:e Landwirtsch1aft mit sctarik sinkenden Pr·eiJsen 
r·echnen. Es wird also gar nichts ande11es üibrig 
bleiben, a'1s neue Methoden, fortschrii.ttlriche Metho­
den .ausfind:i1g zu machen, wie man die Produktion, 
soweit das möglich ist, ver1bi1Egen kian:h. 

Nun sind wir bei den Preisen angelangt, die ja 
heute schon ziemlich eingehend diskutiert worden 
sind. kh möchte aber doch eine Bemerkung dazu 
machen. Ich stehe auf dem Standpunkt, es wäre 
möglich, daß der Bauer für sein Produkt mehr be­
kommt, ohne daß der Verbraucher mehr bezahlen 
muß. Das ganze Kunststück liegt eben in der Ver­
kürzung des Wegs vom Erzeuger zum Verbraucher. 
Wir brauchen da nicht zu weit in die Nachbarschaft 
zu gehen, um uns ein gutes Beispiel auszuborgen, 
sondern wir können auf Dänemark schauen, wo 
diese Zustände schon seit Jahrzehnten eingeführt · 
si:O:d. Dort hat sich das Genossenschaftssystem aus­
gezeie.hnet bewährt. Der Landwirt liefert seine 
:Produkte an die Genossenschaft ab, bekommt alles, 
was er für seine Wirtschaft braucht, von der Ge­
nossenschaft geliefert und die Genossenschaft lie­
fert an den Verbraucher zu preisgünstigen Be­
dingungen. 

Ich möchte ein Beispiel anführen, das wir alle 
vor Monaten in der . Zeitung gelesen haben. E!n 
Bauer in Norddeutschland hat in einen Krautkopf 
.=inen Zettel hineingesteckt, auf den er geschrieben 
hatte: „Liebe Hausfrau! Ich habe für den Kraut­
kopf 10 Pfennig bel,wmmen. Wenn Du ihn be­
kommst, würde es mich interessieren, von Dir zu 
hören, was Du bezahlt hast." Die Hausfrau war 
recht findig und hat ihm zurückgeschrieben: „Ich 
habe Deinen Krautkopf erhalten, habe aber. für 
ihn 90 Pfennig bezahlt." Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ich glaube, wenn der Bauer 
~IQ· Pfennig bekommen hätte statt 10 und der Kon­
sument hätte 60 bezahlt, so wären in diesen 
30 Pfennig Kosten, Gewinnzuschlag und auch das 
Tiisiko vollkommen genügend einkalkuliert gewe­
sen; denn dem Krautkopf geschieht nichts, selbst 

wenn er zwei oder drei Monate lagert. Dasselbe 
sehen wir auch bei anderen Produkten, zum Bei­
spiel bei den Eiern. Es ist unverständlich, daß ein 
Ei beim Bauern mit 14 Pfennig bezahlt wird und 
wir in der Stadt für das Ei 23 Pfennig bezahlen 
müssen. Ich verweise deshalb nochmals auf das 
Beispiel Dänemark; es wird wohl Schule machen 
müssen; wenn es einmal zur Agrar-Union kommen 
sollte. 

Nun komme ich zum zweiten Punkt, zur Unter­
bringung der heimatvertriebenen Bauern auf eige­
nen Höfen. Die Unterbringung ist nicht unbedingt 
im Kaufweg notwendig, sondern es ist auch ohne 
weiteres denkbar, daß diese Höfe gepachtet wer­
den, was vielleicht in gewisser Beziehung beiden 
Teilen Vorteile bieten kann. Die Schwierigkeit liegt 
aber in der Beschaffung auf dem freien Markt. 
'VVenn man sich auf die Landessiedlung, Boden­
'reform usw. verlassen wollte, würde man alt und 
grau. Die· Beschaffung am freien Markt ist aber 
den heimatvertriebenen Bauern verwehrt, weil sie 
nicht die Mittel haben, in der Zeitung zu annoncie­
ren oder die einzelnen Makler abzufahren und ab­
zugrasen, ob sie irgendein geeignetes Objekt haben. 
Die meisten sind ja heute Tagelöhner oder FÜr­
so~geempfäng,er und iha:b:en ein so käT1gliches Ein­
kommen, daß sie knapp ihr Leben und das Leben 
ihrer Familie bestreiten können. Es wäre deshalb 
sehr zweckmäßig, wenn eine Aktion eingeleitet 
werden könnte, daß freie Höfe im „Vertriebenen­
Anzeiger" publiziert werden. Das könnte kostenlos 
erfolgen und wäre für ·beide Teile, auch für den 
„Vertriebenen-Anzeiger", der dadurch an Publizi­
tät gewinnen würde, nur ein Vorteil. 

Eine weitere Schwierigkeit ist die Beschaffung 
des Kredits. Sie ist direkt als ein Leidensweg zu 
betrachten. Wenn ein heimatvertriebener Bauer 
einen Kreditantrag stellt, muß er zunächst soundso 
viele Unterlagen haben. Dann wird der Antrag von 
einem Ausschuß beurteilt, dann geht er zur, Lan­
dessiedlung oder zu ich vyeiß nicht welchen Behör­
den. Schließlich und endlich kommt er zurück mit 
Gründen, nichtssagenden Bemerkungen und der 
Aufforderung, noch andere Unterlagen beizubrin­
gen. Ich möchte da einen Fall erwähnen, der mir 
in der letzten Zeit passiert ist: Eine südostdeutsche 
Bäuerin, die in der Gegend von Bergen ein An­
wesen er~erben wöllte, hat einen Kredit von 
20 000 DM beantragt; da sie lange Zeit keinen 
Bescheid bekommen hat, hat sie mich gebeten, ich 
möchte doch intervenieren. Ich habe das getan und 
bei der Landessiedlung folgendes erfahren: Der 
Antrag auf 20 000 DM ist zu hoch, man könnte im 
besten Fall 15 000 DM bewilligen; man muß be­
rücksichtigen, daß die Felder versumpft und nichts 
wert sind und daß der Wald, von dem sie spricht, 
nur Stangenholz und auch nichts wert ist. Ich war 
darüber natürlich sehr erstaunt und habe bei der 
Bäuerin rückgefragt. Sie hat gesagt: Ich verstehe 
das nicht; denn sowohl die Felder wie der Wald 
sind begutachtet worden, die Bonität der Feldei 
ist für einwandfrei befunden worden und auch de1 
Wald ist vom Waldschätzer als ein im Durchschnitt 
40- bis 50jähriger Bestand anerkannt worden. Das 
sind also derartige Diskrepanzen, daß es für mich 
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sehr interessant sein wird, festzustellen, wo, die 
Wahrheit aufhört und die Dichtung anfängt. Ich 
werde der Sache auf alle Fälle nachgehen. 

(Abg. Luft: Auf der einen Seite wollen sie 
viel bekommen, auf der anderen Seite aber 

keinen Kredit geben!) 

- Ja, das sind die beiden Punkte und das PapieI 
zwischen der Schere ist der heimatvertriebene 
Bauer. 

Nun zu den Möglichkeiten der Bodenbeschaffung! 
Das traurigste Kapitel ist wohl die Bodenreform. 
Das Bodenreform-Gesetz hat dem Großgrundbesitz 
so viele Möglichkeiten gegeben, der Bodenabgabe 
Schwierigkeiten entgegenzustellen, daß er ungefähr 
ein halbe Dutzend Gründe anführen und jeden 
durch prozessieren :J.mnn. Es dauert im einze'lnen Fall 
etwa zwei J1a(lrne, Ibis alle Instanzen ld.UTchschritten 
sind. Es kann also 10 bis 12 Jahre dauern, wenn 
ein Großgrundbesitzer prozessiert. In dieser Zeit 
kommt es nicht zur Bodenabgabe. Das Hinziehen 
qer Verifaihren ist jederuf1alls ein Bewe1s d.afür, daß 

. ---- .. ~ .der .Großgrundbesitz zum Prozessieren anscheinend 
genügend Geld hat. 

Ich will aber gerecht sein und zugeben, daß die 
Entschädigung den Großgrundbesitz in keiner Weise 
befriedigen kann. Der Großgrundbesitz bekommt 
im Durchschnitt für ein inventarisiertes Hektar 
Land 1000 DM, für ein nichtinventarisiertes 600 DM. 
Daß diese Entschädigung und dazu die Zahlungs­
bedingungen - 10 Prozent in bar und 90 Prozent 
in Schuldverschreibungen - kein Anreiz zum Ver­
kauf sind, ist selbstverständlich. Aber ich glaube, 
das müßte nicht das größte Hindernis sein. Die 
Bestimmungen über die Entschädigung könnten 
ohne weiteres geändert werden. Entscheidend ist 
die Abgabewilligkeit, und die vermissen wir. Wir 
vermissen gerade auf diesem Gebiet das Christen­
tum der Tat. 

(Abg. Dr. Strosche: Sehr richtig!) 

Unsere Bauern haben alles verloren, der Groß­
grundbesitz hat alles behalten. Dazwischen gäbe 
es sehr viele Möglichkeiten, sich auszugleichen und 
anzugleichen. 

Der Herr Ko.Uege von Franckenstein, der mo­
mentan leider nicht da ist, hat vor einem halben 
Jahr im Landwirtschaftsausschuß gesagt, es sei 
davon überzeugt, daß wir, wenn wir ein sogenann­
tes Güteverfahren einführen würden, von den da­
mals ungefähr 18 000 strittigen Hektar ungefähr 
12 000 durch Güteverhandlungen bereinigen könn­
ten. 

(Zuruf aus der Mitte: 15 000!) 

Wir haben damals beschlossen, daß uns die ·oberste 
Siedlungsbehörde vierteljährlich, erst~als zum 
1. April 1953, einen Bericht über den Fortgang der 
Bodenreform vorlegt. Das ist im Mai auch ge­
schehen. Wenn man diesen Bericht genau studiert, 
kommt man zu der Erkenntnis, daß in diesem 
Vierteljahr praktisch gar nichts geschehen ist; es 
sind bestenfalls vielleicht 1000 Hektar bereinigt 

worden, was gar nichts ist. Wir haben damals, als 
Kollege Franckenstein von den Güteverhandlungen 
gesprochen hat, schon den sogenannten Silberstrei­
fen am Horizont gesehen. Aber leider hat sich die­
ser Silberstreifen in Gewitterwolken verwandelt. 
Ich möchte damit der Obersten Siedlungsbehörde 
nicht irgendeinen Vorwurf machen; im Gegenteil, 
die Oberste Siedlungsbehörde war bemüht, auf den 
Großgrundbesitz einzuwirken, daß er doch Ver­
nunft und Verstand annimmt und abgabewilliger 
wird, aber anscheinend ohne jeden Erfolg. 

Infolgedessen wird es notwendig sein, daß wir 
uns darüber den Kopf zerbrechen, wo wir neues 
Land herbekommen könnten. Ich denke da vo.r 
allem an die Staatsgüter. Herr Minister Dr. Schlägl 
hat uns seinerzeit gesagt, daß er bereit sei, drei 
oder vier Güter zur Verfügung zu stellen. Bisher 
fehlt allerdings zu der Zusage noch die Tat. Ich 
hoffe, daß wir bald Gelegenheit haben werden, 
uns von deni Gegenteil zu überzeugen. Es möge 
nicht unvermerkt•bleiben, daß die Rentabilität ver­
schiedener Staatsgüter nicht befriedigend ist und 
daß einige ziemlicher Zuschüsse bedürfen. Von 
solchen, die Zucht- und Forschungszwecken dienen, 

_ .s<=.i ci,ggeseheri,_Di.e jet.z;!ge _A,rt der Bilanzierung ist 
absolut unübersichtlich, man kann keinen- Schluß 
aus ihr ziehen. Ich glaube, wenn man die Bilanzen 
nach kaufmännischen Grundsätzen aufstellen wür­
de, kämen wir zu der Überzeugung, daß mehr als 
drei oder vier Güter aus dem Staatshaushalt aus­
scheiden, parzelliert und vertriebenen Bauern zu­
geteilt werden könnten. Es wäre den Bauern ge­
holfen, aber auch dem Staat. Ich wiederhole also 
meine Bitte an den Herrn Landwirtschaftsminister: 
Beginnen Sie mit der Freigabe von einigen dieser 
Staatsgüter! 

Eine weitere Landquelle wäre der landwirt­
schaftliche Besitz der Strafanstalten. Es ist mir 
nicht ganz erfindlich, warum· diese großen Flächen 

. in eigener Verwaltung der Strafanstalten bleiben 
müssen. Es wäre doch viel richtiger, wenn man sie 
aufsiedelt. Wenn man keine Arbeit für Sträflinge 
hat, bestünde ja die Möglichkeit, daß diese, wenn 
man größere Einheiten schafft, dort als landwirt­
schaftliche Arbeiter eingesetzt werden. Ich er­
dnnere mich an idie Zustände m meiner Heimat. Wir 
hatten wenige Kilometer von uns entfernt eine 
große Strafanstalt. Jeden Tag während der Saison 
wurden die Sträflinge unter Aufsicht eines Auf­
sehers auf die Besitzungen gebracht und arbeiteten 
dort. Auch dies ließe sich hier durchführen. 

Ich hätte aber noch eine weitere Ver;wendung, 
speziell für die Sträflinge der Strafanstalt Bernau. 
Wir wissen, daß sich zwischen Traunstein und 
Endorf enorme Moorflächen befinden, die mit 
wenig Geld zu kultivieren wären. Man sagt immer 
- und das ist eine alte Faustregel -, daß die 
Kultivierung eines Hektars Moorboden 5000 DM 
kostet. Ich glaube, daß diese Zahl überholt ist, ins­
besondere im Hinblick auf den Einsatz von moder­
nen Maschinen, die es ermöglichen ohne weiteres 
Drainagegräben zu ziehen, so daß die kostspieligen 
Arbeiten entfallen. Auch wäre die Arbeit der Sträf­
linge billiger und wir könnten damit zu billigeren 
Preisen meliorieren. 
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Ich möchte noch darauf verweisen, daß Moor­
siedlungen, wenn sie einmal kultiviert sind, sehr 
rentabel sein können. Das haben die Batschka­
Bauern dadurch bewiesen, daß sie in ganz großem 
Umfang den Hanfanbau auf derartigen Flächen 
forciert haben. Hanf ist günstiger anzubauen als 
Raps, weil er nicht frostgefährdet ist. Er bringt Öl, 
Ölkuchen, Fasern sowie Schäben, aus denen Faser­
platten erzeugt werden können, so daß die Ver­
wendung und Rentabilität des Hanfanbaues unbe­
dingt gegeben ist. Das gleiche würde vom Lein 
gelten, den man auch in großem Stil anbauen 
könnte, was um so wichtiger ist, als wir Hanf- und 
Leinfasern importieren müssen. 

Ich habe erwähnt, daß die Meliorierung derarti­
ger Böden kostspielig,ist. Man da,rf aber nicht ver­
gessen, daß unsere landwirtschaftliche Fläche in 
Deutschland sehr begrenzt ist. Wir müssen daher 
sehen, neue Landquellen hinzuzubekommen, die 
sich unter allen Umständen rentabel gestalten kön­
nen. Es bestünde aber auch eine andere Möglich­
keit, diese Moorflächen und Ödländereien in Kultur 
zu bringen. Ich denke da an einen freiwilligen -
ich betone ausdrücklich freiwilligen - Arbeits­
dienst, der wohl einen gewissen Beigeschmack aus 
der Vorkriegszeit hat; wir können es aber auch 
werteschaffende Arbeitslosenfürsorge oder sonst­
wie nennen. Es wird jedenfalls nicht schaden, wenn 
die Jugend, die heute unverschuldet auf der Straße 
liegt und das Arbeiten verlernt hat, bevor sie es 
gelernt hat, zu einer richtigen Handarbeit angehal­
ten wird. 

(Abg. Dr. Strosche: Sehr richtig!) 

Es wird auch niemand schaden, wenn er es lernt, 
mit Krampe und Schaufel zu arbeiten, ganz gleich, 
ob er später Arzt, Ingenieur usw. wird. Wir haben 
im Kz erfahren, wie schwierig es für uns alte 
Leute war, uns umstellen und diese manuelle Ar­
beit verrichten zu müssen. 

(Abg. Dr. Franke: Sie hatten eben nichts 
Ordentliches gelernt!) 

Stimmt. Damals hat man anscheinend nichts 
Ordentliches gelernt. Ich glaube, Sie haben an­
scheinend auch keinen Arbeit~dienst mitgemacht. 

(Abg. Dr. Franke: Das war aus dem Schützen­
graben! Ich habe das nur zitiert, es stammt 

nicht von mir!) 

Ich glaube auch, daß sich sehr viele heimatvertrie­
bene Bauern finden würden, die ganz gern bei die­
sen Meliorationsarbeiten mit Hand anlegen wür­
den, vorausgesetzt, daß man ihnen die sichere und 
verbindliche Zusage gibt, daß sie auf diesen Flä­
chen, die kultiviert worden sind, auch Höfe be­
kommen können. 

Nun gäbe 'es'' noch eine Quelle. Das sind die aus­
laufenden Höfe. Wir haben in Bayern nach der 
Information, die ich bekommen habe, 44 000 erben­
lose Höfe und 122 000 Höfe, für die kein männlicher 
Erbe vorhanden ist. Ich glaube, hier. bestünde die 
Möglichkeit, nicht nur die heimatvertriebenen Bau-

ern, sondern auch die nachgeborenen Bauernsöhne 
anzusetzen. 

(Abg. Bantele: Die kommen nicht zum Zug!) 
Ich habe mich gefreut, als ich damals im Land­
wirtschaftsminißterium anfragte, ob denn diese 
Zahlen stimmen und mir ein Herr am Telephon 
sagte, er wisse es nicht, er werde aber den Apparat 
weitergeben und ich hören konnte, wie er zu sei­
nem Kollegen sagte: „Ich habe den Eindruck, ein 
Abgeordneter will ein Heiratsbüro aufmachen." 
Diese Absicht habe ich zwar nicht. Ich habe den 
Witz aber sehr gut gefunden. Ich würde mich 
freuen, wenn daraus Wahrheit werden würde, nicht 
wegen meines Büros, sondern für die nachgebore­
nen Bauernsöhne sowohl als auch für die jungen 
heimatvertriebenen Landwirte, die zu einer Frau 
und damit zu .einem Besitz kämen. Wie gesagt, es 
ist nicht notwendig, daß dieser Besitz verkauft 
wird. Ich neige überhaupt der Verpachtung zu, weil 
die· Beweglichkeit für alle Teile viel leichter ist. 
Diese Höfe müßten aber irgendwie erfaßt werden. 
Ich glaube, es bestünde in erster Linie über die 
Landwirtschaftsämter die Möglichkeit, solche Höfe, 
die durch diesen Unglücksfall„ wenn ich so. sagen 
darf, schlechter bewirtschaftet sind, zu erfassen. Es 
wäre zweckmäßig, wenn sich die Oberste Siedlungs­
behörde das entsprechende Material beschaffen 
würde, das man dann ohni= weiteres im Landwirt­
schaftsausschuß beraten und im Plenum verarbei­
ten könnte. 

Noch ein Wort zur Landwirtschaftsabgabe! Wir 
haben einen Abänderungsantrag eingebracht, und 
zwar haben wir die Worte „einschließlich der hei­
matvertriebeneri Bauern" einfügen 'lassen. Wir sind 
den Herren Kollegen dankbar, daß sie hier in der 
zweiten Lesung unserem Abänderungsantrag .zu­
gestimmt haben. Ich wiederhole die damalige Be­
gründung: Wir haben heute bereits 6000 angesie- . 
delte Bauern, davon einen Teil Vollbauernstellen, 
während der andere Teil Nebenerwerbssiedlungen 
umfaßt. Weitere zehntausende heimatvertriebene 
Bauern sind noch im Bauernverband . organisiert. 
Wir wollten jedenfalls die Existenz dieser Men­
schen dort festgehalten wissen. Wir sind überzeugt 
davon, daß, wenn einmal die .Ansiedlung der hei­
i:natvertriebenen Bauern durchgeführt sein wird, es 
diese Trennung zwischen heimatvertriebenen und 
einheimischen Bauern nicht mehr geben wird. Dann 
wird auch hoffentlich das gegenseitige Mißtrauen 
ein für allemal behoben sein. Aber, meine Damen 
und Herren, bedenken Sie doch bitte die Wichtig­
keit der Seßhaftmachung der heimatvertriebenen 
Bauern in ihrem erlernten Beruf auch einmal im 
Hinblick auf die Sicherung der Ernährung des deut­
schen Volkes! Denken Sie daran, daß einmal die 
Schiffe ausbleiben und die Vorräte erschöpft sein 
könnten und wir dann wieder vor bitterster Not· 
stehen. Wir brauchen aber auf alle Fälle den bäuer­
lichen Nachwuchs, insbesondere wir Heimatver~ 
triebenen. Wir haben den Gedanken an die Rück­
kehr in die Heimat niemals aufgegeben und wer­
den ihn nicht aufgeben, auch wenn es noch so lange 
dauern wird. Die Landwirtschaft ist die Grundfeste 
eines jeden Staates. Deshalb müssen wir unter allen 
Umständen unsere Bauernsubstanz erhalten. 

(Beifall beim BHE) 
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Präsident Dr. Hundhammer: Ich schlage vor, die 
Beratungen jetzt zu unterbrechen. Sie werden um 
15 Uhr wieder aufgenommen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Die Sitzung wird um 12 Uhr 30 Minuten 
unterbrochen) 

Präsident Dr. Dr. Hundhammer nimmt die Sit­
zung um 15 Uhr wieder auf. 

sen, daß der im Berichtsjahr erzielte Gewinn in 
voller Höhe für Sonderabschreibungen gemäß § 36 
des Investitionshilfegesetzes verwendet werden 
soll, so daß das verflossene Geschäftsjahr ohne Ge-· 
winn und Verlust abschloß. Durch den vorliegen­
den Antrag wird bezweckt, die Staatsregierung als 
Vertreter des Hauptaktionärs der Bayernwerk AG. 
zu veranlassen, dieselbe Methode den zuständigen 
Organen der Gesellschaft für das _ laufende Ge­
schäftsjahr 1952/53 wieder vorzuschlagen. Maß­
gebend ist dabei die Erwägung, daß nach § 36 des 
Investitionshilfegesetzes jene Anlagen der Grund­
stoffindustrien - und die Elektrizitätswirtschaft 

Präsident Dr. Hundhamme1·: Die Beratungen sind zählt zu den Grundstoffindustrien - gesondert er-
wieder aµfgenommen. höht abgeschrieben werden dürfen, die bis zum 

Zur Tagesordnung bemerke ich, daß der unter 31. Dezember 1954 ganz oder zu einem erheblichen 
Ziffer 13 erwähnte Antrag der Abgeordneten Teil vollendet sind. Deshalb muß, wenn das ge-
Dr. Korff, Falk, Bachmann Georg und Schreiner macht werden soll, so bald wie möglich mit dem 
betreffend Ausbau der Realschule Gunzenhausen Bauen begonnen werden. Es darf die Zeit der Bau-
zurVollanstalt (Beilage 3923) zurückgezogen wurde. möglichkeiten für Wasserbauten nicht verstreichen, 
Die Behandlung dieses Antrags erübrigt sich daher„ weil im Winter dann nicht mehr begonnen werden 

könnte, so daß ein volles Jahr verloren ginge. 
Ich schlage dem Hohen Hause vor, nunmehr vor-

wegzunehmen die Punkte 1 und 2 des Nachtrags: Der Wirtschaftsausschuß hat daher einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause diesen Antrag zur 

Antrag der Abgeordneten.Greib, Geige_i·,.f>Q.sl, - - -Annahme zu·empfehlen,-und·ifübitte;-aem~sfatt..:-
. - :Di;echsef;-'i"iehle1:;· Sicliier; 'Wolf Franz und zugeben. . 

Dr. Geislhöringer betreffend beschleunigter 

und 

Ausbau des Obernach-l{raftwerkes (Beilage 
2973) 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Drech­
sel und Genossen, von Feury und Genossen, 
Dotzauer und Genossen und Rabenstein betref­
fend Finanzierung des Baues des Obernach­
Kraftwerkes (Beilage 4150). 

Den Bericht über die Beratungen des Ausschusses 
für Wirtschaft und Verkehr (Beilage 4253) erstattet 
der Herr Abgeordnete Dr. Geislhöringer. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Dr. Geislhöringer (BP), Berichterstatter: Meine 
Damen und Herren! Im Juli 1952 wurde bereits der 
Antrag gestellt, die Staatsregierung zu ersuchen, 
darauf hinzuwirken, daß das Obernach-Kraftwerk 
beschleunigt ausgebaut wird. Diesem Antrag 
stimmte der Wirtschaftsausschuß am 26. September 
1952 zu. . 

Im Verfolg dieses Antrags wurde am 27. Mai 
1953 folgender Dringlichkeitsantrag gestellt: 

Der Landtag wolle beschließei;i: 

Die Staatsregierung wird ersucht, im Inter­
esse des weiteren Ausbaues der bayerischen 
Energieversorgung dafür zu· sorgen, daß die 
Bayernwerk AG. auf die Ausschüttung einer 
Dividende verzichtet und daß die dafür ·anfal­
lenden Mittel zum Bau des Obernach-Kraft­
werkes verwendet werden. 

Diesem Dringlichkeitsantrag wurde mit Beschluß 
des Wirtschaftsausschusses vom 18. Juni 1953 ein­
stimmig stattgegeben. 

Es handelt sich um folgendes. Die Bayernwerk 
AG. hat bereits für das vergangene Geschäftsjahr 

· 1951/52, das mit dem 30. September 1952 abge­
laufen ist, durch die zuständigen Organe beschlos-

Präsident Dr. Hundhammer: Über die Beratun­
gen im Ausschuß für den Staatshaushalt (Beilage 
4255) berichtet der Herr Abgeordnete ElSen. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Elsen (CSU), Berichterstatter: · Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für den 
Staatshaushalt hat in seiner 203. Sitzung den glei­
chen Antrag behandelt. Mitberichterstatter war der 
Herr Abgeordnete Dr. Strosche, die Berichterstat­
tung hatte ich zu übernehmen. Der. Ausschuß hat 
dem vom Wirtschaftsausschuß einstimmig ange­
nommenen Antrag gleichfalls einstimmig mit einer 
geringfügigen Änderung zugestimmt. Aus recht­
lichen Gründen muß es nämlich in der dritten Zeile 
statt „die Bayernwerk AG." heißen: „die Aktionäre 
der Bayernwerk AG.". Ich bitte Sie, den Antrag 
mit der vom Haushaltsausschuß beschlossenen ge.:. 
ringfügigen Änderung anzunehmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Über die Verhand­
lungen im Auschuß für Wirtschaft und Verkehr 
zum Antrag auf Beilage 2973 (Beilage 3282) be­
richtet der Herr Abgeordnete Piehler. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Der Antrag hängt inhaltlich mit der Materie 
zusammen, über die Ihnen eben berichtet wurde. 

Piehler (SPD), Berichterstatter: Meine Damen 
und Herren! Der Ausschuß für Wirtschaft und Ver­
kehr hat in seiner 59. Sitzung am 26. September 
1952 beschlossen, die Staatsregierung zu ersuchen, 
das Obernach-Kraftwerk beschleunigt auszubauen. 

Beim Bau des Walchensee-Kraftwerks wurde 
zur Anreicherung des Wasserstandes des Walchen­

. sees die Isar bei Krünn abgeleitet. Das Isarwasser 
fließt durch einen Stollen zum Sachensee und von 
da mit einem Gefälle von 67 Metern im früheren 
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Bett der Obernach in den Walchensee. Dieses Ge­
fälle von 67 Metern soll durch das schon längst 
geplante sogenannte Obernach-Kraftwerk ausge­
nützt werden. Das Isarwasser soll vom Sachensee 
aus durch einen 4 Kilometer langen Stollen zum 
Wasserschloß geführt und von da in einem Schräg­
stollen dem am Walchensee zu erbauenden Kraft­
werk zugeleitet werden. Wasserschloß, Druckstol­
len und Kraftwerk sollen in den Berg hineingebaut 
werden, so daß mit Ausnahme der Tore, die dem 
Landschaftsbild angepaßt werden, von der ganzen 
Kraftwerksanlage nichts zu sehen ist. Durch dieses 
Kraftwerk werden 40 Millionen Kilowattstunden 
im Sommer und 21 Millionen Kilowattstunden im 
Winter, zusammen also 61 Millionen Kilowatt-

.stunden erzeugt. Die Bauzeit soll zwei Jahre be­
tragen, wobei rund 400 Arbeitslose beschäftigt 
werden können. Die Anlage soll insgesamt auf 
14 Millionen DM zu stehen koinmen und das beste 
und rentabelste Kraftwerk in Bayern sein. 

Ich bitte das Hohe Haus, dem Beschluß des Wirt­
schaftsausschusses zuzustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Beide beteiligten 
Ausschüsse haben einen einstimmigen Beschluß ge­
faßt. Das Hohe Haus -verzichtet in diesem Falle 
wie üblich auf eine Aussprache. 

Wir stimmen zunächst ab über den Antrag, der 
'den beschleunigten Bau des Obernach-Kraftwerks 
zum Ziele hat, weil er die Grundlage für den 
zweiten Antrag ist. Wer dem auf Beilage 3282 
wiedergegebenen Ausschußbeschluß zustimmt, 
wolle Platz behalten. - Das Plenum hat den Aus­
schußvorschlag einstimmig gebilligt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Aus­
schußbeschluß gemäß Beilage 4255. Wer ihm zu­
stimmt, wolle Platz behalten, wer dagegen ist, 
sich vom Platz erheben. - Der Antrag ist gegen 
1 Stimme angenommen. Eine Stimmenthaltung er­
folgt nicht. 

Damit ist dieser Gegenstand der Tagesordnung 
erledigt. 

Wir fahren weiter in der 

Aussprache· zum Haushalt des bayerischen 
Staatsministeriums für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten für das Rechnungsjahr 1953. 

Ich erteile das Wort dein Herrn Abgeordneten 
Frühwald. 

Frühwald (BP): Herr Präsident, sehr geehrte 
Damen und Herren! Die Vertreter der Bonner Re­
gierungsparteien im hiesigen Landtag haben es 
bis jetzt vermieden, auf die Angriffe meines Kol­
legen Eisenmann einzugehen, und wir sind ge­
spannt, ob der Herr Staatsminister· versuchen wird, 
diese Angriffe zu entkräften oder gar zu wider­
legen. 

Ich kann es mir nicht ersparen, dem Herrn 
Staatsminister zur großen Agrarpolitik doch auch 
ein paar Worte zu sagen. Wir Bauern sind, wenn 
unsere Arbeit von Erfolg gekrönt sein soll, in 

erster Linie auf unseren Herrgott angewiesen. Ich 
muß sagen, daß der Herrgott, unbeschadet der 
Parteizugehörigkeit oder des Umstandes, wen einer 
gewählt hat, zur rechten Zeit die Sonne scheinen 
und auch zur rechten Zeit immer wieder regnen 
läßt. 

(Zurufe: Viel zu viel regnet es jetzt!) 

- Auch das hat vielleicht seinen Vorteil; der Herr­
gott wird schon wissen, warum. Ich glaube, mit 
dieser Seite müssen und können wir Bauern also 
wohl zufrieden sein. Wenn dann durch den Segen 
des Herrgotts und den Fleiß des Bauern die Ernte 
herangereift ist, sind wir von den Leuten abhän­
gig, die die Agrarpolitik in unserem La!).de steuern. 
Da beginnt es dann nicht mehr so zu klappen wie 
vorher. 

(Heiterkeit - Zuruf:· Das sind auch keine 
Herrgötter!) 

Ich weiß sehr wohl, daß der bayerische Staatsmini"' 
.ster für Ernährung und Landwirtschaft mit seinem 
Ministerium gegenüber seinem großen Kollegen in 
Bonn ein Aschenbrödeldasein führt, daß er zwar 
manchmal gerne möchte, wenn er nur könnte. Er 
kann aber halt nicht! .-

(Heiterkeit) 

Ich habe mich heute vormittag gewundert, daß 
Herr Kollege Haisch, der doch ein Angehöriger der 
Bonner Regierungskoalition ist, sehr scharf ge­
worden ist, als Herr Kollege Eisenmann den Ein­
wurf machte, der Bundeslandwirtschaftsminister 
habe alles gutgeheißen, was in den letzten Mona­
ten besonders hinsichtlich der Liberalisierung auf 
unserem Gebiete passiert ist. Er hat gemeint, es sei 
leicht, von der Opposition aus hier Krit:ik zu üben, 
es sei aber viel schwerer, es bess-er zu machen. Da 
möchte ich den Kollegen von der CSU doch eines 
sagen: Es ist unsere Aufgabe als Opposition Kritik 
zu üben, und wir haben ein gutes Recht dazu. Ich 
glaube, es war auch .eine vernünftige Opposition, 
die wir bisher getrieben haben. Eine solche Oppo­
sition kann nur dazu beitragen, die Arbeit der 
Regierungsparteien. zu befruchten. Man sollte sich 
da nicht unnötig aufregen. Ich finde es aber doch 
etwas stark, wenn hier von Vertretern der Bon­
ner Regieru:rigsparteien die dortige Agrarpolitik 
mißbilligt wird und man so gewissermaßen Oppo­
sition treibt in der eigenen Partei. Der stärkste 
Mann, wirtschaftspolitisch gesehen, ist in Bonn 
doch wohl Herr Professor Dr. Erhard, und er hat 
wohl auch viel stärkere Ellbogen als der Herr 
Bundeslandwirtschaftsminister Niklas. Da wäre es 
doch ganz gut, wenn Sie ihn, nachdem er ja Ihrer 
Partei angehört und wie Dr. Niklas geborener 
Bayer ist, sich einmal im internen Kreise vor­
knöpfen WÜir1den, um ihm den !Mißerfolg in der 
Agrarpolitik entsprechend vorzutragen. 

(Zuruf von der CSU: Dazu brauchen wir 
nicht füre Belehrung!) 

Wir von der Opposition wissen, was falsch gemacht 
wurde, uns braucht man das nicht zu sagen, das 
sagen wir schon _selbst. Sagen Sie es nur selbst ein­
mal diesen verantwortlichen Herren! 

(Zuruf: Sagen Sie das Ihrem Herrn Vater!) 
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Ich glaube, es könnte dann manches abgestellt 
werden. 

Ich habe vorhin schon erwähnt, daß der Herr 
Staatsminister mit seinem Ministerium eigentlich 
ein Aschenbrödeldasein fristet. Er hat nur die klei­
nen Sachen in Bayern zu machen, die großen wer·­
den droben in Bonn geacht. Neuerdings mischt man 
sich dort allerdings auch schon in die kleinen Sa­
chen ein. Es wird immer schlimmer auf diesem 
Gebiet. Der Herr Landwirtschaftsminister hat aber 
doch eine Möglichkeit, und das ist der Bundesrat, 
in dem er seine Stimme erheben kann, wenn es 
um agrarpolitische Dinge' geht, die auch er miß­
billigt. Ich habe allerdings gehört, daß der Herr 
Staatsminister bei den Bundesrq_tssitzungen sehr 
oft durch Abwesenheit glänzt und dort durch sei­
nen Staatssehetär vertreten wird. Ich möchte als 
Vertreter der Opposition den Herrn Staatsminister 
doch bitten, wenn solche Dinge im Bundesrat be­
sprochen und entschieden werden, sich vielleicht 
persönlich nach Bonn zu begeben, um dort zu ver­
suchen, die Belange Bayerns entsprechend durch­
zusetzen. - . 

(Abg. Hantele: Sehr gut!) 

Herr Kollege Eisenmann hat schon auf manchen 
Mißerfolg hingewiesen. Es ist heute früh das Ver­
sprechen von R'höndonf durchgekhmgen und 
weiter erwähnt worden, daß die Regierungserklä­
rungen in Bayern hinsichtlich der Landwirtschaft 
manches zu wünschen übrig lassen. Auch hier 
möchte ich die Vertreter der Regierungsparteien 
bitten, danach zu trachten, daß wenigstens ein Teil 
der Versprechungen eingehalten wird. Daß nicht 
alles eingehalten werden kann, sehen auch wir 
von der Opposition ein. 

Im Haushaltsausschuß ist durchgeklungen, daß 
der Herr Landwirtschaftsminister sehr enttäuscht 
war, daß man in ·wolnzach seitens der bäuerlichen 
Bevölkerung so starke Kritik geübt hat. Ich möchte 
Ihnen sagen, Herr Landwirtschaftsminister, daß 
Sie die Wolnzach·er iBauern rziemlich verärg•ert 
haben, da Sie erklärten, sie seien keine besonderen 
Heiligen, und darüber hinaus, es war eine recht 
versoffene· Angelegenheit. 

(Heiterkeit) 

Ich möchte Ihnen raten, Herr Landwirtschaftsmini­
ster, lassen Sie die Verbitterung da draußen ruhig 
etwas abklingen, sonst könnte es nach meiner An­
sicht, wenn Sie sich dort sehen lassen, noch etwas 
schlimmer werden als das letztemal. 

(Zurufe: Hört, hörf! Soll das eine 
Drohung sein?) 

Ich meine, es ist das Recht eines jeden Menschen 
in der Demokratie, wenn er glaubt, daß etwas 
falsch gemacht wurde, dies auch zum Ausdruck zu 
bringen. Der eine ist vielleicht in der Lage, solche 
Dinge etwas feiner vorzubringen,· während der 
andere es in seiner Wolnzacher Mundart sagt. 

s·ie haben, Herr Staatsminister, und das rechne 
.ich Ihnen hoch an, die schulischen Angelegenheiten 
in den letzten Jahren sehr stark vorangetrieben. 

An diesen Schulen lernt der junge bäuerliche Nach­
wuchs nicht nur Fachwissen, sondern auch, -wie er 
sich auf dem wirtschaftspolitischen Parkett zu be·­
wegen hat. Die bäuerliche Jugend wird dort auch 
zu parteipolitischem, besonders agrarpolitischem 
Denken erzogen. Die jungen Bauern von heute, 
Herr Staatsminister, machen sich sehr stark Ge­
danken darüber, was hier falsch und was richtig 
ist. Wundern Sie sich nicht, wenn da in der näch­
sten Zeit vielleicht draußen von der bäuerlichen 
Bevölkerung manchmal scharfe Kritik geübt wird! 
Ich weiß, Sie allein sind nicht verantwortlich. 

(Abg. Eichelbrönner: Hopfenbrauern!) 

Der Hopfen spielt eine untergeordnete Rolle, 
das wissen Sie ganz gut, Herr Kollege·Eichelbrön­
ner. Es ist aber doch so, daß die landwirtschaft­
lichen Erzeugnisse in der letzten Zeit große Preis­
einbußen erlitten haben, und da meine ich, Herr · 
Staatsminister, Sie sollten doch froh sein, wenn 
Sie nicht lauter geduldige Schafe vor sich haben, 
die zu allem brav ja und amen :sagen, sondern 
gelegentlich einmal auch ihre eigene Meinung zum 
Ausdruck bringen. Damit wird die Position eines 
Landwirtschaftsmiriisters,_ _au,cli des_ 'bayerischen 
LandwirtsC..h.aftsministers, nicht geschmälert. Das 
ist nun einmal ein demokratisches Recht, und wir 
sind froh, daß es so ist. 

Durch Ihre Referate, Herr Landwirtschaftsmini·­
ster, geistert ständig der Gedanke der Marktord­
nung. Ich habe mich gewundert, daß Herr Kollege 
Falk, vielleicht wohlweislich~ auf dieses Thema 
überhaupt nicht eingegangen ist. 

(Abg. Kiene: Sehr richtig!) 

Er gehört ja auch zur Regierungspartei, auf der 
Bonner Ebene gesehen. Da seine Partei eben die 
Liberalisierung usw. vertritt, ist es mir verständ­
lich, daß er sich hierüber ausgeschwiegen hat. 

Nun, Herr Landwirtschaftsminister, der Herr 
Kollege Kiene hatte heute vormittag recht, als er 
erklärte-, daß es die SPD war, die uns durch dieses 
Gesetz jetzt den Absatz unseres Brotgetreides ge­
sichert hat, da die Einfuhr- und Vorratsstelle eben 
veranlaßt ist, das Brotgetreide zum Mindestpreis 
zu übernehmen. Nach meiner Ansicht wäre es viel 
glücklicher gewesen, wenn dieser Vorschlag von 
der Mitte oder von der Rechten gekommen wäre. 
Ich glaube, hier gehe ich besonders mit der Rech·· 
ten einig, Herr Landwirtschaftsminister, daß zum 
Beispiel Ihre Gedanken und vielleicht einmal die 
Verwirklichung Ihrer Marktordnung in Zukunft 
nicht von den Agrarpolitikern der SPD ausgehen 
sollen, sondern diese Verwirklichung soll nach mei·· 
ner Ansicht über die Agrarpolitiker der Mitte und 
der Rechten gehen. 

(Abg. Kiene: Warum? - Abg. Wimmer: 
Habt Ihr allein das Reservatrecht? - Wei­
terer Zuruf von der SPD: Sollen wir 

nichts tun?) 

- Ich behaupte gar nicht, daß Sie nichts tun sol­
len; aber meine Fraktion steht a,uf dem Stand­
punkt, man kann nicht zwei Extreme in einen Topf 
werfen. 

(Zuruf von der SPD: Extreme?) 
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Ich spreche Euch den guten Willen weiß Gott nicht 
ab; aber nach meiner Ansicht wäre es vielleicht 
gut, wenn vier Jahre die einen zeigen, was sie 
können, und die nächsten vier Jahre die andern. 
Dann kann sich der Wähler draußen Gedanken 
machen, welcher von den,beiden es besser gemacht 
hat. 

{Ahg. Dr. Strosche: Ein •vernünftig.er Ge­
danke! Daziu igeihört .auch. ida•s ·entsprechen:cl:e 

Wahlgesetz!) 

Ich möchte in di.oesem Zusiammenihang den Herrn 
Landwirtschaftsminister 1bitten, aUes ~:m tun, dam!it 
di!e Liberalisierung !besonders :in der Landwirtschaft 
nicht weüer um sich .gre:ift, sondern daß seine 
Gedanken izur il\/fariktordnung jetzt doch von Bonn 
etwas ·eing:eibaut werden. Ich .glaube, danni wird 
es nicht mehr notwendig klein, daß ·der Herr Land­
wirtschaftsm;i.nistier 1eine Rede der Opposition hält. 
Er wird dann nach meiner Ansicht 1a:uch die Zu­
stimmurug der Opposition finden. 

Ich möchte nun •auf 1eing1e K!ap:itel des .Haushalts 
eingehen, und zwar ·zuerst :öUm Landwirtschiafts­
ministerium selbst. Unter Kapite1 08 05 ist die 
Marktregelung·niieider.g.e1egt. Di!eses Kapitel hat seit 
dem Vorjahr mit •einem Einna:ihmerückgang von 
600 000 DM zu rechnen, und zwar wird dies·er 
Einnalhmenriückgiang mit dem We.g:ßall der Er­
heibungs.grundl:rugen begründet, auf deutsch .gesagt, 
mit dem W.eg:ßall der Aufgaiben. Wir müssen nun 
iherute 1bei föesem K!apitel 08 05 310 oo'o DM zu­
schießen. Die iP1ersorua1aus.ga:ben sind g1eich21eä.tig 
um 30 o·oo DM, die iRei:sekosten um 2 200 1DM höher 
g•eworden. N:ach meiner Ansd.cht wäre es doch 
notwendig, .goeri8!de ibe.i Kiapitel 08 05 zu üiberprüfen, 
ob die .Ausg•a1ben ihinsichtlich decr il.\lfarktregelung in 
dem Ausmaß ülberlhaupt noch 1erforderHch sind, 
nachdem dier Bund das meiste we1gg·enommen hat. 

Weiter möchte ich feststellen, daß nach meiner 
Ansicht rund n1ach Informationen, die meiner Frak­
tion zugegangen sli.nd, das Haushaltsreferat in 
Ihrem Minister~um doch 1etw1as übersetzt ist. Dort 
sind 1ang.eibl1ich 40 ibis 50 iPersonen beschäftigt. 
Allein in der Reisekostenstelle sind es 6 bis 8 
Personen, die nur di:e ,g.an1Zen iRed.seikostenvorlagen 
überprüfen un:d dJann an di!e Rechnungskammer 
zur endgültigen Priifung weiter.geiben. Ob diese 
Zweigleisd!gkeit notwendig äst, tr.aue ich mir hier 
nicht unbedingt zu entscheiden, aber einer Über­
prüfung ist si:e nach meiner A:DJsicht doch ZIU 

unter.zd!ehen. 

(Beim K!apitel Tierzucht möchte ich die Kollegen 
rund besonders 1auch den Finanzminister - er ist 
le:i!der nicht da - :bitten, 'gegen die MiHion, die 
wir für die Milchleistungsprüfungen ·zusätzlich be­
wiUigt hruben, unter keinen Umständen das V·eto 
einzulegen. Diese MiUfon :kommt doch in ·erster 
Linie den ldeinen und kleinsten Betr.teben zugute, 
die von sich 1aus nicht in der Lag1e sind - ich 
gla:ube, dias wissen d;j.e Ko1le1gen von der Linken 
auch -, iallen diesen ~errpflichtungen :gerecht z.u 
werden. Wollen wir .gerade· hier, weil die Milch­
leistungsprüfungen sehr großen Anklang .getfunden 

ha!ben, d1e Leute nicht vor den Kopf stoßen, son­
dern durch Hewfüigung der iMIUion unbedingt 
versuchen, daß hier weiteir au:ßgehaut wird! 

A!ls Fr.anke möchte ich besonders dafür danken, 
daß es möglich war, für tda;s Erbwertforschungs­
institut in Neustadt an der Aisch die •erforderlichen 
drei Kräfte zu genehmdogen, um im fränki:schen 
Be·zirik 1auf diesem Ge1biet Florschung zu tr,e:iJben. 
Ich verstehe meinen Kollegen Eisenmann seihr gut, 
wenn ·er sagt, man muß 1alles 1auf Weihens.tephan, 
München 'O'der Girub konzentrieren. Nach meiner 
Ansicht 1sind :aber ii'.n Fr1anken andere Vorausrsetzun­
gen und Bedingungen gegeben und 1es ist gut, wenn 
sich 1eine Außenstelle in Fmnken mit diesen Dingen 
bediaßt. 

iDen Herrn Ministerilalrat Dr. iDürrw1aechter 
möchte ich darum ·bitten - d1as ihabe ich schon 
im Hausfr1altsarusschuß g·esagt -, man mög.e doch 
versuchen, daß sich die Beamten noch mehr als 
j·etzt •auf d:i!e lb.ayierisch·e TierZiUcht konzentrieren 
und nicht meihr so stark •auf die Mitglieder der 
Zuchtver1bänide usw. Ich g1auibe, dort :ist 1am meisten 
Neuland und kann auch 1am me.i:sten ,geschaffen 
weriden. 

Was 1den erweiterten Beratungsdienst betrifft, 
so haibe ich schon eine !Menge Briefo ibekommen, 
weil ich mir ea:la'Ulbt :h:aibe, iihn. .als teilweise über­
flüssig ·zu .erklären. :Dazu möchte ii'.ch sa1gen, daß 
man niemals die Stati:st.ik hier a1s :al1einiges Hilfs­
mittel verwenden kann. Ich 1bestreite nicht, daß der 
erweiterte lBer.atungsdienst verschiedene Erfo1ge 
gezeitigt ihat. Wir müs1sen .aber, wenn diese lVHttel · 
einma1 zu fließen 1auföören, dariauf bedacht sein, 
daß sich die erweiterte Beratung DJicht nur auf 
einen L1andikreis in jedem Rle1gierungshezirk, son­
dern auf die gesamte Landwirtschaft in runs·erem 
b:ayer:i.schen Rlaum 1erstreckt. In diesem Zusammen­
hang möchte ich doch noch •eines •erwähnen: Die 
Landwirtsch•aftsämter - 1es sind j·etzt Gott sei 
Dank wieder um 11 mehr - sollen sich draußen 
noch vil:el melhr auf die Beratung 1de.r Landwirt­
schaft, die Beratung der Bauern konzentr.i:eren. 
Hier möchte ich den !Herrn Sta:atsminister ibitten, 
daß man doch diamit auf.hört, ries.iige il.VIonats­
ibeJ:'iichte, 1clie wiederum von Monat zu Monat wech­
seln und nach J aihren dmmer wiederr g~eich ibleiben, 
1anzufordern 1Und d'rudurch die Ber.atungsibeamten zu 
Bürokriaten :z:u machen. Ich möchte nur wissen, 
Herr 'Sila:atsmd.nister, wea:- dä.e Berichte für ganz 
Bayern in Lhr·em Miniisterium durchliest. Man soll 
doch dafür sorgen, daß sich !der Beamte draußen 
.in 1erster Linie derr Au:fg.a1be wi!dmet, für diie er 
da ist, der ßeriatung. 

.Z'Ur Flurbereinigung möchte lieh sa1g1en, daß man 
doch ·irgendwie v·ersuchen so'll, ih'.ier in den Real­
teHungsge1bi:eten von Frianken •eine Klärung herbei­
zuführen. Sonst list jede ·Fluriber.eind!gung in dem 
Raum, wo sre am notwenciigsten ist, nämlich in 
den iRe:alteilungsgebieten, sinnlos, weil im nächsten 
Jahr bereits w.teder aufgeteilt wirid. VieUeicht wird 
sich ihi:er ä.r.gendwie ·ein We:g finden, um diesen 
Mrnstand ab.zustellen. 

Zu den Häusern der Bäuerin möchte ich Ihnen 
e·ines sagen, Herr il\/Iinisteu:: Sie ihaben mir im 
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Ha:ush!a'ltsa1Usschuß 2'iemLlch stark wider:sprochen, 
a.Js ich meine 1Meinung 1besoruders über das Haus 
in Dürrn!buch zum Ausdruck ·brachte. Jch möchte 
I1hnen im Auftrag unseTes Kreistags, ·der sich in 
seiner letzten 'S:itziung auch ·eingehend mit dieser 
Materie 1befaßt und den L1and11at und mich ent­
sprechend ibeauftr1agt iha:t, mitteilen, man möge in 
Zukunft mit kleineren Pro}ekten dmußen in den 
Dörfern 1arbeiiten und die Gemeinden nicht mit 
so großen Projekten .ungeheuer ibelJasten. Wenn 
wir es nämlich fertig1bringen, mit ·den gleichen 
Mitteln fünf arbeitserle1chternde Einriichtungen für 
drl:e Bäuerin ·zu schaffen, d.ann haben wir me'hr 
erre'icht, •als wenn wir nur eine Jfönrrl.chtung ge­
schaffen iha1ben, die dann nur einem ganz kleinen 
Kreis zur Verfügung steht. kh stehe nicht grund­
sätzlich auf dem Standpunkt, daß hier nichts getan 
werden muß, unid.~ch ihätte es ·gerne gesehen, d:aß 
dieser TJtel noch 'erlhöht wovden wäre. Aber man 
soU doch lieber 1{1eine Häuser der 1Bäuerin oder 
kleine· Gemeinsch:aftsw.ascheinr:ichtungen usw. 
ba'U'en und soll von diesen teueren P!l'oj·ekten aib-

·-· __ stelhen. _Sollte •eiine Gemeiinde 1b.ereit s·eiin, eine. 
Beliastunig von 100 000 DiM urud mehr auf sich zu 
neihmen, dann wäre das :ihre Angelegenheit, aber 
im großen und g1anzen soll man •es doch bei den 
'kleinen Projekten 1bel1a:ssen. 

Zu 1den Staatsgütern möchte ich doch das eine 
saigen: J•edes Staatsgut, das n:icht ordentlich he­
wiir1Jsch1aftet wird, soHte nach meiner Ansticht der 
Versiedelung zugieführt werden. Wir haben genug 
Bauern, die ohne we'iteves in der Lage sind, 
dort nicht mit einem Defizit, sondern v,iJeUe~cht 

mit ·eiinem Plus 1aibZ!1XSchließen. Darüber ihinaus 
sol'lte man .auf den Staiatsgiütern, die in erster 
L1rr)ie für Lehrzwecke usw. da siind oder V<ersuchs­
güter sdnd, doch Betr:iehsführ1er ed.nsetzen, die wirk­
lich ibehsptldhaift '1auf diesem GebJ.et arbeiten. 

1 

Präsident Dr. H:undhammer: [Herr AJhgeordneter, 
die Theide'.ije1t Ihrer Fraktion fat •erschöpft. Ich b.itte, 
zum Ende zu kommen. 

Frühwald :(BP): Ich greife dtl!e Anvegiung des 
Herrn Ministerialra1Js -Dr. Dürrw.aechter sehr gerne 
auf und sage, man· soH ruihiig diese Leute besser 
heso1den, die .als Betriiebsführer auf dillesen Staats­
gütern stehen; dias macht sich x-mal beza1h'lt, weil 
daid urch ein g;anz anderer Wd.rtsch•afts:a1bschluß her­
auskommt. 

Nachdem meine 1Rede.zeit lei!der 1erschöpft ist, 
möchte ich zum A1bschluß noch fo.Lgendes sagen: 
Ich w1ar •ein kled.ner Junge, als me1in Vater als 
junger P1ar1amentari•er 1einmal von ·einem :Berufs­
kollegen eine K1arte !befoam. A1hf dieser K'arte 
w.aren dr·ei BI1der. Ich lha.-be mir damals ·als ikleiner 
Junge ·erstmals Gedanken über Politik gemacht. 
Auf dem ·ersten .~Jid war ed.n sehr wohlgenährter 
Herr mit ,einem .großen !S;ack Ge1d; davunver stand: 
„Ich mit meinem GeJ,d r.egd.er' die Welt!" 

'(Zur·UJf von deT 1SPD: -Das war ein Bauer! -
Große Heiterkeit) 

- Ja werter Kolleg,e, wenn Sie mir den Bauern 
finden, 1bin dch gern iber·eiit, es Ihnen zu g1auiben, 
a·ber ich glau.he, ·er 1'st noch nicht .g•e•boren. - Auf 
dem zweiten Bild war ein Politiker im heißen 
Wortgefecht, und davunter sta!l1'd: „Ich mit melinem 
Wort führe d~e il\lfenschen zur Frieiheit fort!" Auf 
dem dl"itten Bild. war ein pflügender Bau·er, der 
mit einer Rand nach oben zeiigte, und darunter 
starud: „Wenn Du nicht wärst und ich nichts tät', 
sä.:e ·a.Ue nichts zu essen hätt'!" Auf Grund dieses 
BiMes möchte dch den Herrn Landwirtsch·afts­
mindL~ter 1bitten; ·er möge cl.ocJ1 'alles tun, daß der 
Mann, der dias tägliche Brot schafft, seine Tätig­
keit 1auch durchfüihren und durchziehen foann. Dann 
wird ,es immer gut um diie bayerische Wd.rtsch•aft 
bestellt sein. 

(Le'bharfter iBei:liall. ibei der 1BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort erhält als 
nächster Redner der Herr Abgeordnete Dr. Bun­
gartz. 

Dr. Bungartz (FDP): Herr Präsident, meine Da­
men und HerrenLVorerst möchte ich als Vertreter 
der Opposition dem Herrn Staatsminister danken, 
daß er in seiner Etatsrede auch auf seine Agrar­
politik eingegangen ist. Der Kern seiner Darlegun­
gen ist wohl der, daß er schon gleich am Anfang 
darauf hinweist, das Ziel seiner Politik müsse sein, 
in der Landwirtschaft eine höhere Erzeugung zu 
erreichen. Auf dieses Ziel muß seine Politik aus­
gerichtet sein; denn wir wissen ja, daß die Land­
wirtschaft oder, wenn wir. vom Herrn Staatsmini-· 
ster reden können, sein Ministerium, das ja an 
erster Stelle heißt Staatsministerium für Ern ä h­
r u n g, Landwirtschaft und Forsten, auf die Er­
nährung ausgerichtet ist. Wir wissen, daß es mit 
unserer Ernährung vor der Währungsreform, we­
nigstens für die nichtlandwirtschaftlichen Kreise 
nicht gerade sehr gut ausgesehen hat. Man muß 
auch diesmal darauf hinweisen, daß die Ernährung 
seit der Währungsreform zum Teil dadurch besser 
geworden ist, daß uns die Landwirtschaft mehr 
geliefert hat. Aber alles konnte und kann sie nicht 
liefern. Deshalb war die nichtlandwirtschaftlich 
tätige Bevölkerung nun einmal gezwungen, sich 

· die Zusatzernährung durch Exporte zu beschaffen, 
mit denen sie Devisen verdiente und die Importe 
ermöglichte. 

Wenn man heute sagt, daß uns die Landwirt­
schaft bei weitem noch nicht ernähren kann und 
daß wir gezwungen sind zu importieren, so ertönt 
von der Landwirtschaft und damit auch vom Herrn 
Staatsminister immer wieder der Ruf nach Schutz 
vor diesen Importen. Wir hören Worte gegen die 
Liberalisierung. Wir hören Worte von einer Markt­
ordnung. Wir hören Wo.rte von Einfuhrschleusen 
usw. Aber was bedeutet das alles? Das bedeutet 
doch das eine: Die Preise der Lebensmittel müssen 
hochgehalten werden! Nun könnte man das noch 
verstehen, wenn es möglich wäre, die Produktion 
tatsächlich wesentlich zu st,eigern. Uns Nicht­
landwirten wird aber immer wieder gesagt: Das 
ist nicht ·möglich, wir haben den Boden nicht, wir 
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haben das Klima nicht usw. Darum gestatten Sie 
mir, daß ich Ihnen ein paar Zahlen nenne aus dem 
Bereich der Landwirtschaftsabteilung der Europäi­
schen Wirtschaftskommission, die für das Jahr 1950 
eine Zusammenstellung für 14 Länder der europäi­
schen Landwirtschaft .gemacht hat. Daraus geht 
hervor, daß die Bruttoerträgnisse pro. Hektar in 
Belgien sich auf 275 Dollar, in Holland auf 244 Dol­
lar und in der Schweiz auf 240 Dollar belaufen. 
In weitem Abstand folgen dann Dänemark mit 

.140 Dollar pro Hektar, Westdeutschland mit 
134 Dollar und Großbritannien mit 108 Dollar pro 
Hektar. Wir sehen also„ daß es Länder gibt, die 
uns klimatisch usw. sehr verwandt sind wie die 
Schweiz, die beispielsweise doppelt so viel pro 
Hektar erzeugen als wir. Interessant sind auch die 
Zahlen der Erzeugung pro Kopf der in der Land­
wirtschaft tätigen Menschen. Die Reinerträgnisse 
belaufen sich in Belgien auf 1300 Dollar pro Kopf, 
in Dänemark bei sehr tiefen Preisen auf 1200 Dol­
lar und in der Schweiz auf 1150 Dollar, während 
in Westdeutschland der Ertrag pro Kopf der in 
der Landwirtschaft tätigen Menschen nur 550 Dol­
lar beträgt. 

(Zuruf von der BP: Und in Bayern?) 

Das kann ich Ihnen auch sagen. Das ist eine 
sehr interessante Zahl. In Bayern ist der Ertrag 
pro Kopf der in der Landwirtschaft Tätigen eben 
550 Dollar; denn. in Bayern erzeugt der in der 
Landwirtschaft Tätige im Durchschnitt genau so 
viel wie im übrigen Bundesgebiet. Die landwirt­
schaftliche Erzeugung in Bayern ist durchaus nicht 
schlechter . als der Durchschnitt des Bundesgebiets, 
sondern sie hält sich absolut an den Durchschnitt. 
Wenn wir aus unserer Statistik sehen, daß die 
Produktivität der in Bayern insgesamt in Handel, 
Industrie und Landwirtschaft Tätigen niedriger ist 
als der Durchschnitt des Bundesgebiets - denn im 
Bundesgebiet ist der Durchschnitt 4000 DM pro 
Kopf der insgesamt tätigen Bevölkerung, während 
er in Bayern nur ungefähr 3100 ist -, so ·ergibt 
sich folgendes: Pro Kopf der landwirtschaftlich 
Tätigen sind es 2000 DM, pro. Kopf der in Gewerbe 
und Handel Tätigen in Bayern ist der Durchschnitt 
nur 3730 DM, während er im übrigen Bundesgebiet 
4800 DM beträgt. Daß wir eine beinahe um ein 
Viertel niedrigere Produktivität unserer Gesamt­
wirtschaft in Bayern haben, liegt nicht an der 
niedrigen Produktivität der bayerischen Landwirt­
schaft, sondern an der niedrigeren Produktivität 
der bayerischen gewerblichen Wirtschaft. Diese 
Ausführungen gehören aber in das Konzept des 
Herrn Wirtschaftsministers, der sich darüber Ge­
danken machen müßte, und nicht in das des Herrn 
Staatsministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. Er kann beruhigt sein: Die bayerische 
Landwirtschaft produziert im Durchschnitt eben­
soviel wie die Landwirtschaft im übrigen Bundes­
gebiet. 

Die Zahlen, die ich Ihnen vorgelesen habe, zei­
gen, daß im ganzen Bundesgebiet und damit auch 
in Bayern - wenn man die Beispiele der angren-

zenden Länder Schweiz, Belgien und Holland zu­
grunde legt - tatsächlich noch kolossale·· Reserven 
vorhanden sind, um mehr zu produzieren. Nun ist 
es eine alte Tatsache jeder Wirtschaft: Man kann 
den Lebensstandard eines Volkes nur dann heben, 
wenn die Wirtschaft mehr produziert, nicht aber, 
wenn sie ihre Preise erhöht. Also nicht durch Preis­
erhöhungen, sondern durch Mehrproduktion ist ein 
Erfolg möglich. Wie da die Verhältnisse liegen, 
möchte ich Ihnen nur an einem Beispiel zeigen. 
Sehen Sie sich die Zahlen in der eisenschaffenden 
Industrie in Deutschland und in Ame.rika an! In 
Amerika produziert ein in der eisenschaffenden 
Industrie Tätiger 150 Tonnen im Jahre, ein in 
Deutschland in der eisenschaffenden Industrie 
Tätiger aber nur 50 Tonnen im Jahre. Das heißt, 
daß die Produktivität drüben pro Beschäftigten 
höher ist. Es ist deshalb selbstverständlich klar, 
daß man dann auch pro Beschäftigten höhere Löhne 
zahlen kann. Darum so.U sich die Landwirtschaft 
meiner· Auffassung nach nicht so sehr darüber be­
klagen, daß höhere Löhne gefordert werden. Es 
ist das natürlich unangenehm; das gebe ich Ihnen 
als Arbeitgeber zu. Wir dürfen aber eines nicht 
vergessen: Höhere Löhne zwingen zu höherer Pro­
duktivität, zur Rationalisierung und zwingen damit 
letztlich dazu, eine wesentlich bessere Wirtschafts­
politik zu betreiben. 

(Zuruf von der CSU: Und das Gesetz vom 
abnehmenden Bodenertrag?) 

- Das Gesetz vom abnehmenden Bodenertrag gilt 
nicht nur für Bayern und· Deutschland, sondern 
genau so gut für die Schweiz und die anderen 
Länder. Ich empfehle Ihnen nur, zu lesen, was der 
Herr Staatsminister über die Verwendung von 
Dü,nigemitte1n selbst sagt. lEr; rUJft j1a 1c'Ler Land­
wirtschaft zu: Verwendet mehr Dünger! Gerade in 
Bayern steht es sehr schlecht damit. Der Herr 
Landwirtschaftsminister sagte ebenso: Produziert 
mehr an tierischen Erzeugnissen, das heißt, nehmt 
mehr Futtermittel h~r! Jetzt könen Sie ja nicht 
mehr sagen: Wir können die Futtermittel nicht 
kaufen, wir·haben keine Devisen dazu! Im Gegen­
teil! Die deutsche gewerbliche Wirtschaft bringt 
Ihnen soviel Devisen, daß wir heute gar nicht mehr 
wissen, was mit den Devisen anfangen: Auch da 
sind alle Hemmnisse weg; es dreht sich nur darum, 
die Möglichkeiten heute zu nutzen. 

Wenn mir nun heute morgen vom Herrn Kol­
legen Haisch gesagt wird, daß sich die Abnehmer, 
die Konsumenten in ihrem Konsum auch etwas 
nach den Produktionsmöglichkeiten richten müß­
ten, so muß ich Ihnen erwidern, daß ich das in 
einer Wirtschaftspolitik für eine verfehlte Devise 
halte. Jede Wirtschaftsform, aucli die Landwirt­
schaft, muß da:rran festhalten, daß für den Kon­
sumenten gewirtschaftet wird und daß nicht der 
Konsument für die Wirtschaft da ist. 

(Zuruf von der BP: Dann darf man sich 
nicht über die Spannen beklagen!) 

Über die Spannen beklagen? Dafür, wie es 
heute in der deutschen Landwirtschaft mit den 
Qualitätsprodukten oder Nichtqualitätsprodukten 
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steht, haben wir ein wunderbares Beispiel. In 
Deuts~land lebt eine ·Besatzungsmacht, die auch 
Lebensmittel kauft. Sie kauft sie allerdings nach 
den Gesichtspunkten der Qualität und auch einer 
gewissen Reinheit und Sauberkeit, wie bei der 
Milch. Was sehen wir da? Die Milch müssen wir 
allerdings ausnehmen. In Deutschland wird eine 
Milch produziert und leider Gottes auch verkauft, 
die nicht tbc-frei ist, so daß die amerikanische Be­
satzungsmacht nach ihren Bestimmungen diese tbc­
haltige Milch nicht verwenden darf. Sie ist des­
halb gezwungen, diese Milch im Ausland zu kaufen. 
Es ist übrigens für die Oppositionspartei, ich 
möchte beinahe sagen, etwas Charmantes, wenn 
der eine Herr Minister tbc-haltige Milch verkauft 
und sogar Propaganda dafür macht, und der andere 
Herr Minister durch Röntgenreihenuntersuchungen 
dann die Erfolge die:;;er Tätigkeit schwarz auf 
weiß festhalten will. Man sagte mir einmal, das 
nenne man Koalition - aber das ist ja Ihre Sache. 

{Hei17erkeit) 

Wie sieht es nun auf dem Markt in der Land-
. wirtschaft aus?·· Die Milch ·wird-nicht ·gekauft, ob• 

wohl die Amerikaner täglich 250 000 Liter benöti­
gen. Dazu möchte ich dem Herrn Kollegen Haisch 
etwas sagen. Sie haben selbstverständlich recht; · 
nicht durch Zwang, aber durch Propaganda müßten 
wir es in Deutschland so weit bringen, daß wir 
auch einen Liter Milch täglich pro. Kopf verbrau­
chen, wie es in Amerika der Fall ist, und nicht nur 
.einen Viertel Liter Milch, wie es bei uns in der 
Bundesrepublik üblich ist. Was allerdings dann . 
die Hopferbauern und die Bierbrauer sagen wer­
den, wenn wir Milch statt Bier trinken,· das weiß 
ich nicht. Auf jeden Fall vom Standpunkt der 
Volksgesundheit aus wäre es wesentlich besser, 
wenn wir es haiJ:b so weit brächten, wie die Ame­
rikaner, nämlich auf einen halben"Liter Milch pro 
Tag und pro Kopf der Bevölkerung. Die Amerika­
ner führen also täglich 250 000 Liter Milch aus 
Dänemark ein. Nach den Zahlen, die ich eben von 
der Behörde bekommen, also nicht selbst zusam­
mengesucht habe, wurden am i. Juli bis zum 
31. Dezember 1952 für Milch, Sahne und Käse 
1,6 Millionen DoHar ausgegeben. Dazu kam bis 
zum 1. Oktober 1952 Butter im Werte von einer 
Million, diazu 320 Tonnen !dänischer Emmentaler, 
dazu im Jahre 1952 für 6,5 Millionen DM Fleisch 
aus Argentinien und Jugoslavien, pas von den 
amerikanischen Besatzungsbehörden gekauft wur­
de, für 66 000 DM Geflügel, für 60 000 DM Käse 
aus Holland, für 7,6 Millionen DM dänische Eier 
und für 50 000 DM Kartoffeln aus Belgien. Daraus 
ersehen wir klar und deutlich, daß eine Konsumen­
tengruppe da ist, die noch die Freiheit der Wahl 
des Marktes hat und die sich ihre Ware do.rt kauft, 
wo sie sie 0 besser und billiger bekommt, während 
ein Großteil unserer Bevölkerung niclit die Frei­
heit der Marktwahl hat und deshalb gezwungen 
ist, die Qualität zu kaufen, die ihr angeboten wird. 
Das he!ßt also, daß wir durch Einfuhrschleusen 
und ähnliche Dinge bei weitem nicht das kaufen 
dürfen, was wir möchten, sondern das nehmen 

müssen, was uns vorgesetzt wird, und dazu noch 
zu Preisen, die manipuliert werden. 

(Zuruf von der CSU: Wir dürfen doch die 
Maschinen auch nicht dort kaufen, wo sie 

billiger sind!) 

- Oh doch! Landmaschinen sind vo.llkommen libe­
ralisiert. Sie können sich englische, französische 
und amerikanische Landmaschinen kaufen - ame­
rikanische allerdings nur, wenn Sie Dollar haben. 
Alle anderen aber können Sie kaufen, wo Sie sie 
kaufen wollen. Sogar der Zoll ist für Landmaschi­
nen außerordentlich niedrig. Ich muß Ihnen sagen: 
Als Landmaschinenfabrikant bin ich immer dafür 
eingetreten, ausländische Landmaschinen herein­
zulassen. Wir brauchen die Konkurrenz nicht zu 
fürchten; das sehen wir bei unserem Export. 

Ich möchte also der Landwirtschaft zurufen: 
Gehen Sie den Weg des Protektionismus nicht wei­
ter, den Weg,· den Sie wünschen, der Ihnen vor­
geschlagen wird, den auch der Herr Minister nun 
mitgehen will. Dieser Weg führt nicht zu einer 
Weiterentwicklung der Landwirtschaft, nicht zu 
einer Höherentwicklung. Wenn unsere deutsche 
1ll1<Lbayeriscl1e_Lct11ciwirtsch._aft_ nich.t dje _ Mi:iglich.: .. 
keiten, die sie besitzt, ausnutzt, dann wird es 
immer und ewig unmöglich bleiben, endlich ein­
mal dieses vereinigte Europa zu gründen, auf das 
wir ja hinsteuern müssen. Nun werden Sie mir 
mit Recht sagen, ja dazu brauchen wir Kapital. 
Wir brauchen Kapital zur Investierung für unsere 
Ställe, wir müssen besseres Vieh kaufen usw. Da 
haben Sie vollkommen recht. Nun sagt auch der 
Herr Minister in seiner Rede sehr viel über Kredit­
bedürfnisse. Ich persönlich vermisse aber viel zu 
sehr, daß hier Kreitansprüche in größerem Aus­
maß von der Landwirtschaift g1este1Jt w·erden, und 
sehe es nicht ein, daß wir der eisenschaffenden 
Industrie - -

(Zurufe - Heftiger Widerspruch) 

- Lassen Sie mich doch ausreden! Ich sehe nicht 
ein, da wir einer Indstrie, die nicht notleidend ist, 
wie die eisenschaffende Industrie, diese komische 
eine Milliarde Investitionshilfe hinwerfen müssen, 
wo sich jetzt zeigt, daß die Industrie sie gar nicht 
braucht. 

(Sehr gut! bei der BP) 

Das Geld wäre viel besser angewandt zur Ratio­
nalisierung der Landwirtschaft, und da vermisse 
ich gerade, daß die Landwirtschaft viel zu wenig 
dafür sorgt, daß sie sich rationalisieren kann. Da 
muß ich eines sagen: Nur wenn sie sich rationali­
siert und mehr produziert, nicht aber wenn sie die 
Preise heraufsetzt, kommt sie zu Mehrerträgen 
und es wird endlich das Problem gelöst, daß sie 
ihre Leute besser bezahlen kann. Es ist - und da 
gehe ich mit Ihnen einig - auf die Dauer ein voll­
kommen unmöglicher Zustand, daß ein Landwirt­
schaftsarbeiter geringer bezahlt wird als ein Hilfs­
a·rlbeiter bei uns d.n der industrie. 

(Zuruf von der BP: Paritätspreise!) 

Nein, nicht Paritätspreise; wir wollen freie 
Preise dadurch, daß wir eine höhere Produktion 
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haben und nicht immer mit diesen Schutzmethoden 
kommen. 

Ich glaube, die Zahlen, die ich Ihnen vorgelegt 
habe, zeigen, welche Möglichkeiten bejltehen, und 
ich möchte nur, daß der Herr Staatsminister und 
die bayerische Regierung in ihrer Landwirtschafts­
und Agrarpolitik mehr die Wege gehen, wo es zu 
Gunsten der deutschen Landwirtschaft vorwärts 
geht, nämlich die Wege der Marktwirtschaft, und 
daß sie nicht auf dem Pro.tektionismus verharren, 
den sie bisher immer noch predigen. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort erhält 
der Herr Abgeordnete Haußleiter. 

Haußleiter i(foaik.tioruslos): iFfo!hes !Hiaus, meine Da­
men und Herren! Ich hatte eigentlich nicht die 
Absicht, mich mit meinen Herren Vorrednern aus­
einanderzusetzen, aber vielleicht darf ich doch vor­
weg ein Wort zu dem sagen, was der Herr Kollege 
Dr. Bungartz ausgeführt hat. Er hat so einleuch­
tend über die produktionssteigernde Wirkung von 
Lohnerhöhungen gesprochen, daß wir ihn eigent­
lich auffordern sollten, den Vortrag, den er hier 
eben der Landwirtschaft gehalten hat, einmal auch 
vor seinen eigenen Unternehmerverbänden zu 
halten. 

(Lachen bei der SPD) 

Vielleicht wäre das ein sehr interessanter Vorgang 
und wir würden dann sehr genau sehen, ob die 
Unternehmerverbände mit der gleichen Anteil­
nahme seinen Vortrag über Lohnerhöhungen an­
hören würden, wie er es hier von der Landwirt­
schaft erwartet hat. 

Ich darf vielleicht noch ein anderes Wort zur 
Berichtigung hinzufügen, und da:s ist folgendes: 
Er hat sich für einen erhöhten Verbrauch von Milch 
eingesetzt und hat gleichzeitig auf die schlechtere 
Qualität der deutschen Milch hingewiesen, insbe­
sondere auf die Gefahr der Tuberkuloseinfektion. 
Ein solcher Hinwe~s wirkt nicht sehr werbend für 
die Erhöhung des Milchv·erbrauchs und bedarf 
deshalb einer Richtigstellung. Die humane Tuber­
kuloseerkrankung, gegen die wir die Röntgen­
reihenuntersuchung eingeführt haben, hat nichts 
mit der Rindertuberkulose zu tun. Das sind zwei 
völlig verschiedene Dinge; es würde hier sonst. der 
Eindruck entstehen, als könnte man dur:ch den 
Genuß von unkontrol:lierter Milch lqngenkrank 
werden. 

(Abg. Bezold: Das kann man auch!) 

- Nein, Herr Kollege Bezold, das ist nicht möglich. 
Es gibt die Lymphdrüseninfektion durch Rinder­
tuberkulose, die viele Kinder durchmachen, wo­
durch sie in hohem Maße immun werden gegen die 
bovine Tbc; aber das hat nichts mit ·der humanen 
Tbc zu tun. Das muß, um hier eine Legendenbil­
dung zu verhindern, festgestellt werden. Es wäre 
gut, wenn der Herr Kollege Dr. Bungartz sich f_ür 
den Milchverbrauch werbend einsetzen, aber nicht 

gleichzeitig eine medizinische Legende damit ver­
koppeln würde. 

Nun darf ich von diesem Punkt weggehen und 
eines sagen: Die Debatte über den Landwirtschafts­
etat im Lande Bayern hat schon eine gewisse Tra­
dition angenommen. Im allgemeinen wird unser 
Herr Landwirtschaftsminister mit einer gewissen 
Milde hier behandelt. Er erlebt nur einen drama­
tischen Höhepunkt, nämlich in dem Augenblick, 
in dem sein Vorgänger spricht. Dann erleben wir 
den dramatischen Kampf von Vorgänger und Nach­
folger in der bayerischen Landwirtschaft, ein 
Schauspiel, das wir leider diesmal vermissen muß­
ten. 

(Große Heiterkeit) 

N>un danf !ich e~nes sagen: Auch. ich neiige zu der 
milden Behandlung des Herrn Landwirtschafts­
ministers! Ich habe nämlich ein wenig die Heb­
amme gespielt, als er es wurde und sein Vorgänger 
die Flinte damals ins Korn geworfen hatte, das 
nicht vorhanden war. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Aber er hat hinreichende Milderungsgründe. Es 
gibt eine Partei im Bundestag, die hat die char­
mante Wendung erfunden, sie sei die Opposition 
in der Regierung; eine etwas undeutliche Wendung, 
und zwar deshalb: wenn eine Partei in der Re­
gierung zugleich, Opposition ist, dann hat sie ja 
die Möglichkeit, das Land von ihren Ministern zu 
befreien, indem sie das Ziel der Opposition er­
füllt und sich selber stürzt. Der Herr Landwirt­
schaftsminister in Bayern vertritt in der Frage 
der Landwirtschaftspolitik in der Tat ebenfalls 
eine Opposition in der Regierung, und zwar in der 
Opposition zum Bonner Kurs. Soweit er das tut, 
darf er der Anteilnahme der gesamten Bauern und 
der gesamten Opposition im Bayerischen Landtag 
durchaus sicher sein; denn hier sehen wir etwas 
sehr Interessantes: Es gibt eine strukturelle 
Bauernopposition gegen den Bonner Kurs, die da­
durch nicht gemildet werden kann, daß der ein­
zelne Bauer zum Beispiel einer Regierungspartei 
angehört. Ich habe dem verehrten Kollegen Haisch 
heute sehr aufmerksam zugehört. Er hat das ver­
nichtendste Wort über die Agrarpolitik von Bonn 
gesagt, das ich bisher gehört habe und das wir uns 
hier sehr sorgfältig einprägen sollten. Er hat ge­
sagt, die Landwirtschaft gerät in die Gefahr, zum 
Fronknecht des Exports zu werden. Das ist in der 
Tat die eigentliche Gefahr der gegenwärtigen Bon-· 
ner Wirtschaftspolitik. Nun ist es nicht so, wie 
Herr Kollege Dr. Bungartz meint, daß nur not-. 
wendige Importe hereinkommen und '<;laß man die· 
hereinkommen lassen müßte, um die Preise 
niedrig zu halten. Ich glaube, gegen 'die notwen­
digen Importe wird kein deutscher und kein baye­
rischer Bauer Protest eriheben. Das, was zur De­
batte steht, sind gegenwärtig die planlosen und 
überflüssigen Importe, und diese haben eine dop­
pelte negative Wirkung. Erstens, sie schädigen die 
einheimische Produktion, sie vermindern den An­
reiz zur Produktionssteigerung; denn wenn der 
Pfälzer Bauer weiß, daß sein Frühgemüse auf dem 
Feld verfault, weil 14 Tage :vorher Frühgemüse 
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aus Holland hereinkam, so daß seines nicht mehr 
abgesetzt werden kann, so ist der Anreiz zur Pro­
duktionssteigerung bei ihm sehr vermindert wor­
den. Ich behaupte deshalb, daß die Planlosigkeit 
der Importe, die man in Bonn als Gegengeschäft 
für den Export für wichtig hält, in der Tat eine 
erhebliche Gefahr für die deutsche Landwirtschaft 
geworden ist. Nun hat der Herr Kollege Haisch 
gesagt: Ja, dazu kommt ein anderer Faktor; wir 
haben heute insgesamt einen zu hohen Lebens­
stadard, das heißt, man verlagert das Bedürfnis 
nach einer zu hohen Qualität und schädigt dadurch. 
die deutsche oder die bayerische Landwirtschaft, 
die auf Grund ihrer Struktur nicht immer Spitzen­
qualitäten produzieren kann. Ich behaupte, die 
Dinge sind anders. Der Propagandaschlager vom 
zu hohen Lebensstandard muß einmal sehr so.rg­
fältig entlarvt werden. Wir haben nicht einen zu 
hohen Lebensstandard, sondern wir haben eine zu 
große Genußsucht in bestimmten Bereichen. Das 
bedeutet folgendes: Zu einem hohen Lebensstan­
dard würden langfristige Anschaffungen gehören, 
dazu würde gehören ein Sparwille in der Bevölke­
rung;-der-Wille;·sich ein Häuschen.zu bauen-~·· all-· 
das·gehört zu einem hohen Lebensstandard und all 
das haben wir nicht. Dagegen haben wir im Scli.au­
fenster Bananen und Apfelsineµ und Frühobst aus 
dem Ausland. Und nun i:st es so: Der Bürger im 
liberalistischen Staat hat so wenig Zutrauen zur 
Dauer der gegenwärtigen künstlichen Verhältnisse, 
daß er sagt: Was soll ich auf lange Frist hin an­
legen und sparen? Ich kaufe mir das, was es im 
Augenbiick an verlockenden Dingen im liberalen 
Schaufenster gibt! - Deshalb i:st hier ein ausge­
sprochenes Mißverständnis am Werk: Nicht ein zu 
hoher Lebensstandard, sondern ·eine falsche Len­
kung der Bedürfnisse der Massen liegt vor, da man 
die falschen und sinnlosen Importe ins Schaufen­
ster legt. Da kann der Herr Kollege Bundartz oder 
wer auch immer für die freie Marktwirtschaft -
oder die „soziale Marktwirtschaft", wie man das 
Ding witzigerweise nennt - sagen, was er will, 
eines steht fest: Eine vernünftige Marktordnung 
würde auch eine vernünftige Bedarfslenkung in 
sich enthalten, und genau das brauchen wir, wenn 
die bayerische Landwirtschaft nicht in eine kri­
tische Lage kommen soll. 

Hier muß ii.Ch ein Wort der Kritik sagen e;u den 
Ausfülhrungen des Herr KoHegen Kiiene. Man sollte 
d:iie Dd.nge, die sä.eh !hier tun, viel •aufmerksamer 
betr.achten, Gegenwärtig !ist folgendes im Gange: 
Auf Grund der Wia!hlfinanzierung gewisser Piarteien 
bildet sich ein antimarxistischer Block. Auf Grund 
der :fiakhlschen Lag•e unser·es Volkes wär.e richtig 
die 1Bik!iung eines antfäberalistischen Blocks, und 
die Viorkämpfer eines antiili1beralrstischen Blocks 
sh11d, wie' rföe hier 1an den Re:dnerg1arnituren ge­
sehen haben, durchia:us d:iie Hauern. D:ie Bauern in 
DeutschLand wissen genau, daß jeder. weitere 
Schritt zur Liberalisierung eine Gefährdung der 
Grundlagen bedeutet, auf denen sie stehen. Und 
wenn heute die Sprecher der bayerischen Bauern 
sagen, es sei Gefahr im Verzug, dann sollte man 
nicht - wie es der Herr Kollege Kiene meinte -

kommen und sagen: den Bauern geht es noch sehr 
gut, sondern man sollte eines wissen: Die Krisen­
lagen, die der Liberalismus hervorbringt, zeigen 
sich immer am ersten und am empfindlichsten 
dort, wo der Bauer steht. 

r(Sehr richtig bei der 1SiP1D) 

Anders ausgedrückt: Der Begd.nn der kommenden 
Krisenla.ge zeichnet s~ch iheute im AgDarsektor ab. 
Das spüren wir alle in der Mii.lch'Wirtschaft und 
auf den Gebieten, auf denen man die Schranken 
der L'iher·alisi!erung •am medsten •beseitligt ihrat. Des­
halb dürft.e auch die Sozialdemokravische Partei 
al\S Opposition hier nicht sagen: dem Bauern g·eht 
es gut, sondern sie müßte die L:age des Klerin­
hauern ansehen und drann müßte sie - 'U!nd hier 
ist ein ·antHi1bernl'istischer Block zu bi•I'den - einmal 
auch die positiven 2/ifforn 1des '.Ba'Uernverbandes 
analys1eren, die der !Herr Kollege Kiene !heute 
vorgetragen ihJat. Das si'DJd statist'ische Ziffern. Die 
Zdffern, 1d'i!e der 1Bauerrnv•er1ban1d gegenrwärfüg pro­
duzi:ert, ·el'linnern mich an gewisse „iProduktions­
erfolge" des Kriegswirtsch.aft1smin:isters Speer, der 
im Jalhre 1944 in Pr.ag a!Ilgeifangen hiat, drgend­
'N'e~c:lJ.~ _ ·~t11r~·g·~sc±1ü_t_ze z~ __ Pl"O~f!lii~ren'. _ . 

Im Monat vorher wiaren es nrull und im nächsten 
Monat :zwei Gesch!Ü.tze. Dann k.am die Meldung: 
,;Sturmgerschützprodu'kt:i'on d.n iPrag um 200 Pro­
zent gesteigert!" 

{Heiterkeit) 

Ähnlich ist es mit den Vergleichsziffern des Bauern­
verbandes. Wir mfässen nämlii.ch dem Bauernver­
band ·ein wenig 1auf dd.·e F'ing·er seihen. Der E:auern­
v1er1band hat eine (])oppelfrunktioil. Er äst erstens 
V·ertreter des ·bäuerlichen Interesses, und 1all seine 
Unterfiunktii.onäre nehmen die1ses Interesse mit 
großer Umsdcht, L:Lebe unrd Zähig;k!eit wahr. Damn 
ist 1g:ar kein Zweifel. Seine ·Führung ist ·aiber eine 
ODU-Filihrung. Und nun seihen Wir folgendes: 

(Zuruf) 

- Hermes ist ODU-Miann. - D1e Funktionäre des 
Bauernv.erbandes kommen j·etzt vor 1der Wialhl in 
folgen1de .kritische L·ag•e: S~e müssen erstens den 
Standpunkt der sch·einlb1aren Opposition gegen di:e 
Regierung vertreten, und sie müs1Sen zweitens den 
Bauern beruhigen ihinsichtfich der Erfolg·e der 
Regiierung, der 'C1er Bauernvertbanid naihesteht. Das 
tut man, indem man zwischen die realen kriti­
schen Erörterungen über den Milchpl'eis zum Bei­
spiel Berichte üiber die fortschreitende T•echnisie­
rung der Landwirtschaft einstreut. Das wird dann 
als großer Erfolg letztlich der RegiiJerungspolitik 
gebucht. 

Ich ibehaiupte, die Technisierungsziffern der 
Landwirtschaft müssen wachsen, und ich behaupte, 
der mittlere und der kleine Bauer, der nicht im 
Zu.ge der T·echl1'is1erung mitmacht, kommt in eine 
sehr miser.a·ble Lage. Wenn er sich ·atber seine 
Maschinen unter den schwierigsten Verhältnissen 
anschafft, dann beweist d;as nicht eine Blüte der 
Landwirtschaft unter dem Herrn Niklas als Bun­
desl1andwirtsch1aftsminister, sundern /dann ibedeut·et 
da1s, d:aß der mii.tt1ere und kleiner·e Bauer ~ast ohne 
Investüion:smittel zu einem WetUauf gezwungen 
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ist, den er auf die iDaruer nicht gut durchhalten 
kann. 

(A!bg. iElbel'lh!arid: A!lso 1g.elht's iihm doch 
sch1echt!) 

Und desilm'Lb sind dd!e Z1üffern rdes Bauernveribiandes 
nur r·el!ativ g·enau wiie die •andet.en, die !i.ch auch 
zitiert ih:ahe. üY.Lan sollte sie einmal ver.gleichen m!i.t 
der Entw!icklung :im Gewerbe und :in der Industde. 
Das wären rföe richtigen VergleichsZiiff.ern! Wenn 
Sie sie nur auf die Ausgangsl·age von 1938 oder 
1936 beziehen, dann erzeugen Sie nämlich in 
Wirklichkeit ein zu optimistisches Bild von 
der Lage des Bauern. Darum muß der deutsche 
Bauer in 1der T1at erkennen, daß die Poilitiik, die 
ihm von der Maschinenindustrie oder von der 
Großindustrie empfohlen wird, wie es ja der Herr 
Kollege Dr. Hungartz. so ianschauliich getan hat, ;in 
einem ·ausweglosen Wdide:rspruch :Z'llm bäuerlichen 
Inter·ersse steht. Von rda .aus muß rder heutig·e 
Regierungsk:urs abgefäng·en, kontrolliert werden. 
Und 1ciia se'hen wir folgendes: In rdem Augenblick, 
in dem •es •auf die Wiaihl ·z;ugelht, arnangJert der 
Bauernverband die berühmte j·ew·eilige Bespre­
chung beim Herrn Bundeskanzler in Rhöndorf. 
Das ist ein •schöner Brauch. 

(He:i ter kei t) 

Das war so vor den Gemeindewaihlen, das war 
so vor den Landta1gswa!hlen. Immer, wenn die 
Bauern w:iede!t' CDU wählen sollen, •empfängt der 
Herr J3undeskanzrer in Rhöndorf idie Spitzen des 
Bauernv·eriba'Il!des. Dtl!ese tr.aigen fuhm dann ed.n 
konkretes Programm vor. Dieses Progriamm ent­
hält 8 oder 10 rder wesentlichsten Punkte, die 
ausgezeichnet sin!d. Das letzte Progr.amm des J3au­
ernv•erbandes w.ar vo0rb.iefflich. 'Darauf teilt der 
Her,r Bundeskanzler mit, er :sei von den Aus­
führungen der Landwütschaftsvertrete:r auf das 
tiefste lbeein!druckt, 

. (Heiterkeit) 

er werde demnächst seine S1achve11ständ!Lgen zu 
Hilfe rufen und dann werde er die Durchführbar­
keit der !hiermit g·emachten Anregungen sorgfältig 
prüfen. Diese Pr:üfung dauert bis kurz nach der 
Wiaih;i, dann dst s~e d.rg.endwo •eirugeschlafen und der 
Bauernver1band arbeitet mit den CDU-Bauern fried­
lich und fr,eundlich weiter wd!e bisher. 

(Allgemeine :große Heite11keit und 1eibhafter 
iBernaU) 

Nun· med.ne ich: Dieser Zirkel muß als fälsch 
erkannt werden, deshal!b ent1arven wrl.r :iJhn ein 
wenig und e1s muß eines, g·esagt we11den: Wir haben 
heut·e die Politik des Liberal!ismu:s, gekoppelt mit 
einer sorgfältig durchdachten Methodik der Be­
schwichtigung 1der Hauern. iBetdes ist miteinander 
VeTbrunden. Ich wem nicht ganz :genau, welche 
Funktion der Herr Landwirtschaftsminister dabei 
hat. 

(Hedterkeit lbed. 1der SPD) 

Denn insofern, als er die Opposition der Bauern 
ausdrückt, beschwichtigt er sie dadurch, daß er 

sagt: Auch die Opposition ist in der Regierung 
vertreten. - Das ist beruhigend. 

(Heiterkeit) 

Die .Milde, mit der der Herr Landwirtschaftsmini­
ster aus diesem Hause betrachtet wird, kommt da­
her, daß man seine Zielstrebigkeit bewundert und 
mit einem gewissen Vergnügen auch die ver~chlun­
genen Wege beobachtet, auf denen er zu seinen 
Zielen zu gelangen pflegt. 

(Heiterkeit) 

Und nun meine ich eines: Die Politik der Be­
schwichtigung und der Planlosigkeit kann dort 
möglich sein, wo sich die Dinge nicht so hart im 
Raume stoßen, das heißt, sie ist möglich in der 
theoretischen Diskussion, sie ist auch hier im Hause 
möglich, aber sie ist nicht mehr möglich beim klei­
nen bayerischen Bauern, weil dort Beschwichtigung 
auf die Dauer nicht helfen kann. Dort kann nur· 
eines helfen, nämlich daß an die Stelle der Politik 
der Planlosigkeit eine Politik der organischen 
Marktplanung gesetzt wird. Es gibt keinen anderen 
Weg. Wenn die Bauern das erkennen und die Front 
gegen den Liberalismus, der an der Macht ist, so 
durchhalten, wie Sie es hier in der Diskussion über 
alle Parteien hinweg getan haben, wenn dann der 
Herr Landwirtschaftsminister seine Stellung im 
Bundesrat ein wenig ausnützt und wenn schließlich 
nicht bloß die .Spitzen des Bauernverbands, von 

. deren Zurückhaltung wir wissen, sondern auch 
einige energische Landwirtschaftsminister in Rhön­
dorf antreten würden, am besten noch vor der 
Wahl, weil es dann wirkt, dann könnte ich mir 
davon versprechen, daß die Wünsche, die der Land­
wirtschaftsminister hier selber ausgesprochen hat, 
auch von seiner Zentrale in Bonn stärker gefördert 
werden als bisher. 

{Betfall bei EP und SiHD) 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr Ab­
geordnete Dr. Lenz . 

Dr. Lenz (CSU): Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir einige 
ganz kurze Bemerkungen zu den kritischen Aus­
führungen der Herren der Opposition! Ich habe 
mich gewunder"t, daß der Herr Kollege Frühwald 
die Maßnahmen der Bundesregierung so kritisch 
~ewürdigt hat. Ich erinnere nur daran, daß sein 
Vater, glaube ich, 

(Heiterkeit) 

bayerischer Experte für Agrarpolitik und Präsident 
des Bayerischen Bauernverbands und damit auch 
Mitglied der Regierungskoalition im Bund ist. 

(Zuruf des Abg. Frühwald) 

Es wäre zweckmäßig, Herr Kollege Frühwald, wenn 
Sie noch einen Einfluß auf Ihren Vater haben soll­
ten, ich weiß es nicht, 

(Heiterkeit) 

daß Sie diese Wünsche, die Sie hier ausgesprochen 
ha!ben, Iihr·em eigenen Vater einma1 vortragen. 

(Zuruf des Abg. Frühwald) 
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Der Herr Kollege Eisenmann hat von einer ver­
fehlten Agrarpolitik gesprochen. Ich gebe ohne wei­
teres zu, daß diese Liberalisierung, wollen wir ein­
mal sagen, zu einem gewissen Preisrückgang in der 
Landwirtschaft geführt hat. Aber wir müssen uns 
doch das Gesamtbild und Gesamtmaßnahmen unse­
rer Bundesregierung vor Augen führen. Meine 
Herren, wenn ich zurückdenke: Die uferlosen De­
batten im Deutschen Reichstag über Schutzzoll­
fragen wären heute angesichts der außenpolitischen 
Situation unmöglich. 

(Abg. Dr. Wüllner: Jetzt haben wir sie in der 
Waihlrechfafr,age ! ) 

Seien Sie froh, daß es die gegenwärtige Bundes­
regierung fertiggebracht hat, einen Wunsch zu ver­
wirklichen, den wir Jahrzehnte gehabt haben, näm­
lich das System der Kontingentierung! Meine Her­
ren, Sie haben keine Vorstellung, was wir seiner­
zeit in der Schutzzollfrage erreichen konnten, als 
man nicht wußte, wie sich Schutzzölle überhaupt 
auswirken. Heute ist es bei der Kontingentierung 
auf Grund der Statistiken, auf Grund des Ernte­
ausfalls außerordentlich schwierig, aber jedenfalls 
ist mir dieses System lieber als _das frühere Schutz-­
zollsystem. Ich bin der Bundesregierung, und be­
sonders dem Bundesernährungsminister, dafür 
dankbar, daß er die Vorratsstelle eingerichtet hat, 
um endlich einmai eine Einwirkung auf die Preis­
bildung der Landwirtschaft zu .bekommen. Das ist 
die Voraussetzung für eine landwirtschaftliche 
Produktionsförderung, 

(Zurufe von der BP) 
daran wollen wir festhalten. 

Meine Herren, nun kommt eine F1eststellung. Wir 
ha'ben .früher 4 Milltarden Produktionswerte in 
der Landwirtschaft ge!habt. Wir haiben heute -
und das ist iliber.all festgestellt woTiden, Herr Mini­
ster - 10 bis 12 ilVIilliarden, ian denen wir fest­
ha1l ten woHen. Das können fäe rnicht mit sch.lechten 
Maßnahmen 'er·re!i.chen, sondern nur mit ·entspre­
cliend guten Maßn!ahmen. An idteser K!aufkl'laft 
wollen wir festhalten, g1er,aide nachdem in der letz­
ten Z.edt diese iPJ:eisrückgänge gekommen sind. Ich 
halbe in den letzten 30 J:ah11en die Beobachtung der 
Zuruckh1altung der ;K.arufkr,aft 1gegenüber dem 
M:itt-elstand, dem H:andwerik, dem Einzelhandel, 
der Kaufmannschaft nie so graivtierend machen 
können, a.ls zur Z1eit schlagartig der Pred:srückg.ang 
einsetzte. 

(.Zurufe von der tßiP) 

Ich sehe in der Kaufkraft der Landwirtschaft das 
Wiei.sentliiche, wenn man üiber P'l'eis'bildung spricht. 

Sie spr1echen nun von Liberalisierung. ·Ich ihabe 
erst vor 1einigen T1agen Ge~eg1enheit gehabt, mit 
dem Herrn Bundes1andwiTtscha:ftsminiister, Pro­
:ßessor Dr. Nrk1as Z!U sprechen; denn das ist .eine 
wichtfüge 1Fr:age für d1Ie Bauern, aruch allgeme·in 
volkswirtsch,aftlich ibetr.achtet. Er ·erklärte mir -
di1ese Feststel'lung ihaiben schon mehrere iHeTren 
gemacht -, daß eine· wesenfüch,e Einfuhr über­
haupt nicht 1s1Jattgefun'den hat, sondern daß die 
Pre~se von i·rgendwoher - lieh. möchte d.ariüber nicht 
weiter spr,echen in einer bestlimmten Art und 

1 

Wie!Lse beeinflußt worden sind. Meine Herren, wie 
kommt ·es, 1daß de1r Verbraucher 40 'Urud 42 Pfenn:ig 
für die iMiilch ·Z1ah'lt und v1JeUed.cht nur 2 Pfenntig 
Nach1aß 1bekommen 1hat, wäihrenid der Bauer 7 und 
8 Pfennig Nachlaß 1belmm? Wolher tkommt das? Ich 
will nicht weiter idarüher sprechen; ich weiß, meine 
Freunde in der Landwirtschiaft nehmen mir das 
nicht übel. 'Die Pxefabi1dung lhat man - da möchte 
ich den Hauernvel'lband 'anspr·echen; meine !Herren, 
ich kenne d:i!e Dinge s1eit 30 J,ahren - bis heute 

· ntl.cht rich1J1g geregelt. Das können Sie n!icht recht­
fert:iig·en, daß wir heute 18 und 20 Pfennig Handels­
spanne ihaiben. Ich will dar.auf nicht näher eingehen. 
Ich möchte auch kedne Vor·würfe machen .. 

'(Zurufo von der BP) 
D:i!e einz~g'e ilV.fögJichkeü list - rund dlie woHen wir 
anstre1ben - die Stah!ilisierung der Preise. Üa'S dst 
die Voriausset:z;ung. 

(Zuruf von der ;BiP: Warum so iaufgeregt?) 

Das kann man nur machen, wenn von dem Markt 
eine große Menge, s1ag·en w:ir Butter, her.ausgenom­
men wird. Staatssekr·etär Sonnemann urud Profes­
sor Nik}as ih1ahen erkläirt, 1das mach1en wir. Das wird 
auch gemacht. Ich halbe persönlich_,die Übexzeu­
gu111g und das Vertriaiq~n, daß lhieT1durch eine ge­
wisse Staibilii.tät .kommt, vie11edcht sogar noch eine 
Bes'Serung. Meine Herren, wir lha1ben ·im Mai, Juni 
immex ·einen gewissen Pr.eisruck-garug gehabt. Das. 
ist ·eine alte Er:ßahrung. Aus diesem Grunde muß 
das, w1as 1aus rdem Markt herarusgenommen \Vlird, 
später. w:i1eder 1zrurückge:ßührt wel'lden. 'Das ist die 
schwier.i.Jge Fr:age rund idas gxoße Pro1Mem: Können 
wJr das Herausgenommene j.etzt in den 11/liarkt zu­
rückg;e1ben oder nicht? Ich habe einen Vorschlag, 
besonide1rs da ·die :Brotversorgung nun ·etine andere 
g1ew0Tden ~t, weil dlie SUJbvention weggrefällen ist. 
Vd!ele Menschen sind zu mir gekommen runid :haben 
gekl1agt: Warum nimmt man un:s rdas weg, das 
billige Konsrumbrot für 50 Pfenni1g? 1\1(,an hiat die 
Klagen n:icht beachtet. 'Das war immerihin 1edne Er-
1e!ichterung. ims wäre vie'Ueicht. zweckmäßig, Herr 
Minister, wenn man diese Bestände zrur Sfabilisti:e­
rung der Preise in die soz·1a1 schwiach1en Schichten 
unseres Vo'1alles hineinbringen könnte oder in Kran­
kenhäuser, ibei denen wir dmmer Defizit ihalben, in 
Kinderbewalhrian:stalten, Alte1rsih-eime, in kinder­
redche F1amH!i.en. Gfauiben Sie denn, daß der Milch­
p11eis in kdnderreichen F1amilien ·keine Rolle spielt? 
Ist es für sie niCht ein Unterschied, ob sie 35 oder 
42 Pfennig ·za-Men müssen? iMetl.ne Herren, das 
könnte man ohne weiteres machien! 

{Zurufe von drer BP) 
Die Bestände könnte. man ohne weiter1es dort hin­
tun. Das sind ·aiber •auch Angelegenheiten der Be­
rufsvertretmngen. 

{J1awohl! ibei !der BiP) · 

Dariauf mache :ich !insbesondere den Herrn Kollegen 
Frühwald 1aufmertksam. 

Vizepräsident Hagen: Herr Kol1e.g1e, darf ich ·eine 
Bitte aussprechen? Nächstens kommt der Burudes­
waihlkampf. Wenn Sie Ihre Stimme jetzt nicht 
schonen - -

(IHei teirkei t) 
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Dr. Lenz {CSU): Meine Herren, das ist e•ine so 
wichi:iige Fr·age, diaß s1e mit :aller Deutlichkeit aus­
g·esprochen werden muß, weil sie sonst manche Her­
ren nicht verst·eihen. 

(Zuruf von der lBP: [)a müssen Sie nach 
lin1ks schauen!) 

Meine Herren, noch einiges ·zur Siedlungsfrage, 
weil. sie hier s•eihr kni.tisch ibeurteilt wur'de. Herr 
Kolleg·e Falk ha~ von zwei Fällen .gesprochen. 
Meine Herren, !ich würde Sie doch ibitten, ger:ade in 
de1r Fl'laig·e der .Bodenreform sehr vorsichiJig zu sein, 
mit einze'lnen Fällen .aufzuwarten. Sprechen Sie 
doch von_den T·auseniden von ·Fällen, die gut waren! 
Decr Hem Minister hat :Ihnen erklärt, daß -15 000 
Familien ä.n der 1BetTeuung der bayerischen Sied-
1-ungsibelhörde .stehen, 6000 VolJJbaruernstellen, 3000 
Nebenerwerbssiedlungen und eine große Anzahl 
von Kleinsd!erdlung•en, 15 000 von 30 000 Anwär­
tern! Und da ibeihauptet man, •e,s wä•re nichts ge­
schelhen! 

{Ahg. :Eisenmann: Das haiben w!i.r nicht 
· kiritis:i:ert!) 

117 Mtlfüonen hat man hierfür •aus.g.eg.eben. Ich bin 
dem Minister 1außerol'ldentlich dankihar, :auch der 
ihayerischen !Regierung und dei- 1Bundesregi:erung, 

:(Zuruf des Aihg. ;Fa1k) 

rdaß sie gerade die Fr.ag•en der Siedlung im In­
teresse unserer Heimatv•ertrie1benen vorwärts.ge­
trieben ha1ben. Ich muß hJi:er teststellen, daß sich 
das Flücht1'ingss1edlungsgesetz 1ausge2leichnet aus­
gewirkt hat. 

·~Zuruf 1des AJbg. Sch:reiner) 

Es wi!rd auch 'behauptet, 1daß 97 Prozent Flücht­
ling·e angesiedelt wurden. Ieh persönlich .bin der 
Üibemeuigrung, !Hierr Minister, daß 1di:eser Prozent­
~atz nicht stimmt. Wir ihiaiben 36 000 Hektar .:Boden­
reformland. 40 Prozent von dii:esem 1Bo1denreform-
1and stl.nid :als Anlie.gersi:edlung an die ed.niheimischen 
Bauern •abg·eg·eben wo•rden. Dias möchte tl.ch einmal 
:lleststeUen. Man kann also- nicht sag·en, 1daß nur 
HeimatVlertr·iebene· angesiedelt wurden. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit nur eine Bitte 
aussprechen, und zwar hinsichtlich der Neben­
erwerbssiedlungen. Eigenheime zu bauen, ist nicht 
möglich - ich bin ein Anhänger des Baues von 
Eigenheimen -, aus dem einfachen Grund, weil 
sie nicht finanziert werden können. Bei den Neben­
erwerbssiedlungen haben wir dagegen die besten 
Erfolge. Sie sind billiger und man kann mehr 
Familien unterbringen als bei Vollbauernstellen. 
An Stelle einer Vollbauernstelle kann man vier 
bis fünf Nebenerwerbssiedlungen schaffen. Es ist 
sehr gut, Menschen anzusiedeln und ihnen ein 
kleines Stück Boden wiederzugeben. Da möchte ich 
nun die Bitte aussprechen, wenn es möglich ·wäre, 
eine entsprechende Verordnung zu erlassen oder, 
wenn das notwendig ist, eine Gesetzesänderung 
vorzunehmen. Verschiedene Gemeinden und Ge­
meindeverbände, auch Städte, haben sich an die 
Oberste Siedlungsbehörde gewandt mit der Bitte, 
man möge ihnen Bodenreformland, das in un­
mittelbarer Nähe von Städten liegt, zur Verfügung 

stellen. Das ist auf Grund des Bodenreform­
gesetze~ nicht möglich. Die einzelnen Leute kön­
nen aus finanziellen Gründen nicht mehr siedeln. 
Es sind aber genug Gemeinden und Städte da, die 
sehr .gern bereit rwären, Siedlungen zu schaffen, 
wenn ihnen Bodenreformland zur Verfügung ge­
stellt würde. Ich bitte Sie, Herr Minister, diese 
Dinge zu überprüfen und, wenn· es einigermaßen 
möglich ist, den Städten entgegenzukommen und 
ihnen Bodenreformland bei entsprechenden Prei­
sen abzugeben. Das wollte ich ganz kurz ausführen. 

Vizepräsident Hagen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Priller. 

Priller (SPD): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Es ist etwas schwierig, nach so viel ge­
scheiten Reden, nach so v~elen Ausführungen, 
d.ie se'hr nützlich gewesen siilld, nach manchem 
Luftstoß nun üiber Leute zu spr.echen, die .auch 
zur Landwirtschaft gehören und die man lei­
der immer ·wieder vergißt. Es ist richtig, wir 
haben 504 000 Bauern und 36 000 Flüchtlings­
bauern im bayerischen Land. Wir haben aber auch 
67 000 Landarbeiter und Landarbeiterinnen, 600D 
Melker, 5000 Angestellte und 130 000 landwirt­
schaftliche familienfremde Dienstboten. Dazi.J. kom­
men 130 000 versicherte familieneigene landwirt­
schaftliche Dienstboten. Darüber hinaus wären 
noch die mithelfenden Bauernkinder zu nennen; 
doch ihre Zahl kann ich nicht angeben. Wir wissen 
aber auch, daß in der bayerischen Landwirtschaft 
75 Prozent· des bäuerlichen Besitzes Anwesen mit 
weniger als acht Hektar umfassen. Bei diesen -
das geben wir ohne weiteres zu - ist es hart, recht 
hart, mit der heutigen Zeit mitzukommen. 

(Abg. Kiene: Sehr richtig!) 

Da ist iauch die Leutenot in ·den Zeiten_ der Ar­
beitsspitzen, weil sie zur Zeit nicht in der Lage 
sind, das soziale Klima zu schaffen, das erforder­
lich wäre. · 

Bei den übrigen 25 Prozent, den größeren 
Bauern und Gutsbesitzern, haben wir auch heute 
keine Leutenot mehr. Ich sage absichtlich „Leute­
not" und nieht „Landflucht"; denn diese wird man 
nie unterbinden. In der Landwirtschaft handelt es 
sich um eine Leutenot. 

Wir haben uns im Unterausschuß für die Land­
arbeiterfrage zwei Jahre lang in 40 Sitzungen be­
müht, das Problem einer Lösung entgegenzubrin­
gen. Es ist uns gelungen, sehr gute Erkenntnisse 
zu erarbeiten und, was interessant ist, wir 14 Aus:.. 
schußmitglieder, zusammengesetzt aus allen Par­
teien, haben uns in dem kleinen Rahmen in den 
meisten Fragen verständigen können. Wir sind zi+ 
der Überzeugung gekommen, daß die bayerische 
Verfassung,. und zwar in ..;\.rtikel 168, den Land­
arbeiterfrauen ein bestimmtes Recht gibt. Der 
Lohn der Landarbeiterfrauen liegt heute noch weit 
unter dem der Männer in der Landwirtschaft. 
Dieser geringere Lohn ist nicht berechtigt und 
müßte angeglichen werden. - Wir sind weiter zu 
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der Überzeugung gekommen, daß das Urlaubs­
gesetz vom Jahr 1950 in seinem Artikel 3 ein Aus­
nahmegesetz für die landwirtschaftlichen Dienst­
boten darstellt. Deshalb haben wir einstimmig 
vorgeschlagen, möglichst bald eine Gesetzesände­
rung herbeizuführen. Der Landwirtschaftsaus­
schuß und ebenso der sozialpolitische Ausschuß 
·haben diesen Antrag einstimmig angenommen. Das 
ist eine Tat, die dazu führen wird, das Minder­
wertigkeitsgefühl bei den jungen landwirtschaft-' 
liehen Arbeitern einmal zu beseitigen. 

Die Landwirtschaft braucht Arbeitskräfte; denn 
Wissenschaftler, Bauerndoktoren haben wir genug. 
Wenn wir mit den Oberschulen so weiter machen, 
bekommen wir so viele Theoretiker, daß wir uns 
in einigen Jahren frC).gen müssen; Wer tut denn 
draußen noch die Arbeit? 

(Sehr gut!) 

Deshalb müssen wir auf die praktische Berufsaus­
bildung in der Landwirtschaft Wert legen. Eine 
Gesetzesvorlage liegt bereits vor. Ich bitte darum, 

__ d(lß cl!_ese. Qe_s_et~<=l>V()I' l(lge];:>alci inßgs _]=>l~I11lffi c:les . 
Landtags kommt. Wir wollen in der Landwirt­
schaft genau so wie im Gewerbe Lehrlinge, Ge­
sellen und Meister haben. Wir wollen Facharbeiter 
heranbilden; die wir heute schon in den Neben­
berufen ·bei der Landwirtschaft haben. Das bedingt 
selbstverständlich, daß der Lohn - es ist die For­
derung gestellt worden auf eine dreißigprozentige 
Erhöhung beim Facharbeiter, was ein Ansporn sein 
soll - erhöht >vird. In dieser Forderung gehen wir 
einig mit den Jungbauern der Katholischen Ak­
tion, die in Altötting zu 50 000 demonstriert haben. 
Einige maßgebende Herren haben dort erklärt, es 
muß eine Besserung eintreten. Alle Männer der 
Landwirtschaft, die es ernst meinen, müssen auf 
Seiten dieser Jugend stehen und ihr zeigen, daß 
die Landwirtschaft ein Beruf ist, den zu ergreifen 
sich lohnt, bei dem man, wenn man älter wird 
oder eine Familie gründen will, auch eine Hilfe 

-hat und vorwärts kommen kann. Bisher war das 
leider nicht der Fall. Die Sozialpolitiker kennen 
die durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienste. Das 
Bestreben, die Sozialversicherungsbeiträge mög­
lichst gering zu halten, hat dazu geführt, daß die 
alten landwirtschaftlichen Arbeiter heute schlechte 
Renten bekommen, viel schlechtere Renten als 
andere, die leichter durchs Leben gegangen sind, 
weil sie auf einem besseren Posten gestanden 
haben. Das weiß die heutige Jugend. Deshalb 
möchte ich im besonderen betonen, hier muß eine 
Besserung eintreten, und die kann eintreten, wenn 
wir zusammenstehen. Das ewige Gejammer, daß 
es der Landwirtschaft schlecht geht, daß man nicht 
kann, !führt mit der Zeit zu einer Schäcdigung. 
Wo zu helfen ist, haben wir Ihnen ja gezeigt: Bei 
den 75 Prozent der Kleinen ist zu helfen. Da müs­
sen aber die 25 Prozent, die etwas leisten können, 

· beispielgebend vorangehen. 

Ich persönlich, der ich so lange in dieser Be­
wegung stehe, kann Ihnen heute sagen, daß die 
landwirtschaftlichen Güter, die größeren Güter - • 

nicht die Staatsgüter, es gibt auch Privatgüter, ich 
meine alle zusammen - heute ein soziales Klima 
haben, daß wir do.rt absolut keine Leutenot haben 
und daß wir dort zum größeren Teil noch die­
jenigen heimatvertriebenen Landarbeiter haben, 
die einmal auf eine Bauernstelle kommen wollen 
und die nicht weggehen, weil sie Liebe zur Land­
wirtschaft haben. Die größeren Güter haben _die 
Lohnerhöhung, die sie uns gegeben haben, und 
zwar von 3 Pfg. an der Spitze bei 90 Pfg. Brutto­
lohn, zum Teil zurückbekommen, indem sie mehr 
rationalisiert haben. Gewiß, es gibt verschiedene 
Rationalisierungen; aber bei den Arbeiterinnen 
und Arbeitern ist ·rationalisiert worden; denn wir 
haben im Jahre 1951/52 im Winter in ganz Bayern 
nur 9000 arbeitslose Landarbeiter und Landarbei­
terinnen gehabt, während wir in diesem Winter 
15 000 arbeitslose Landarbeiter und Landarbei­
terinnen hatten. Man kann also bei den Betrieben, 
die wirklich die Leute beschäftigen können, nicht 
von einer Leutenot sprechen. 

Ein weiteres Kapitel ist die Wohnungsfrage, die 
Frage der Unterbringung überhaupt. Ich will nicht 
das alte Lied singen, daß in den Räumen Heimat-

_yertriell~ne _d:r:in sind. Das_ wilUch gar nicht singen,_ 
das ist so bekannt. Die wären längst weg, wenn 
sie könnten. Aber hier fehlt es schon an der eige­
nen Initiative. Man kann nicht alles vom Staat 
erwarten. 

(Sehr richtig! vom EHE) 

Die Landwirtschaft muß selbst in den Säckel grei­
fen. Ich könnte mir das so denken: Wenn Sie schon 
bei den kleinen Betrieben, die ja 75 Prozent aus­
machen, die Leutenot haben, dann bitte, bauen Sie 
in jedem Dorf ein bis zwei Arbeiterwohnhäuser! 
Dann können die·jungen Leute heiraten und kön­
nen die Arbeit machen, die die eigenen Bauern­
kinder nicht mehr machen, weil sie in irgendeine 
Lehre oder zum Studium gehen. Das sind Erkennt­
nisse, die ich mir iil meiner langjährigen Praxis 
innerhalb der Land- und Waldarbeiterschaft er­
arbeitet habe. Eine andere Lösung wird es nicht 
geben. Für die Rückkehr zum patriarchalischen so­
genannten Ehehalten-System - das wäre ja wun­
derschön, und in den Romanen klingt es auch 
wunderschön - ist die Zeit vorbei. 

Ein Beweis dafür, daß bestimmte Herren in der 
Landwirtschaft die heutige Zeit noch nicht begrif­
fen haben, ist folgendes Dienstbuch, das ich hier 
habe. Es ist recht gut gemeint. Herausgegeben ist 
es im Benehmen mit dem Bayerischen Bauernver­
band. Es ist sicher gut gemeint; es enthält einen 
Arbeitsvertrag, einen Einzelvertrag, es garantiert 
sogar den Tarifvertrag usw. Dann wird der Lohn 
eingetragen und dann heißt es: „Dieses Dienstbuch 
bleibt ständig auch nach Auflösung des Arbeits­
verhältnisses beim Arbeitgeber." Meine Herren, 
was haben Sie sich denn gedacht? Sie schließen 
einen Vertrag ab, tragen das Buch ins Zimmer hin­
aus, der Betreffende muß alle Monate quittieren, 
u.nd sehen wird er es nie mehr. Da hätten Sie 
schon hineinschreiben sollen: Di_eses Dienstbuch -
wenn Sie es schon so. heißen - wird doppelt aus­
gefertigt; eines gehört _dem Arbeitgeber und eines 
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behält der Arbeitnehmer. Das ist nur eine kleine 
Sache. 

(Zuruf von der BP) 

- Ich beziehe mich auf das, was hier steht. Das 
hätten Sie nicht hirteindrucken dürfen, Herr Kol­
lege Ernst: Sie sind im Präsidium, also schaffen 
Sie das ab! 

(Abg. Ernst: Das wird zum Teil gemacht!) 

- Im allgemeinen ist es eine recht gute Arbeit. 

Etin weiterer Punkt, den wir hdnsichtlich des 
soztalen Kliimas in rdrer Landwri.rrtschaft noch wün­
schen, ist dte Regelung der Arbeitszeit. :Selibst run­
sere Gewea:ikscharften lb:aiben einen T•a:rifv·ertriag un­
terschl'eitben müssen :im:folg•e rder L1ag1e der Land­
wirtschaft, g.er.ade dieserr 1k1ei:nbäuerlichen [Betriebe, 
mit einer 70stüruditgen Arlbeitswoch•e. Un!d diese 
70stündig·e Arfbeitswoche wd!vd in. den K'Leii.nstbe­
~rieiben auch noch üiberschriitten. Hii:er mruß infolge 
der RationaLlsilier111ng UTl!d Mech·anis~eTunJg 1eti.ne Än­
derung eintreten. Es ist möglich - wenn man 
zugr;eift, sefüstverstä'Illdlich -, in v1iel kür:z;erer Zeit 
dii:e Arbeit zu machen. Es ist iauch. ri.n der Land­
wirtsch·aft möglich, wi:e w.ir es schon aruf Gütern. 
hahen, daß der S:amstagnachmittag frtei ist. Es ist 
weiterr mög.Iich, daß man rder v•emei•r.ateten Frau -
und •auch der ßäuerin, das ist Ihre erste Aufgalbe, 
meiine Herren Aribed:bge1ber - einen freien Tag im 
Monat g:i!bt, damlit sie drgendwas :für sich tun lmnn. 
Das ist möiglich; denn das ist ja das Unglück ge­
wesen, daß man g·e.g1aubt hat, mit ·einer Einschrän­
kung der Konsumtion, mit ·eiiner schlechteren Le­
bensweise und mdt dem Spruch: „Das leidet's niicht, 
das können wir nicht kaufen" durchzuJmmmen, 
während man :immer weiter hinJeing·errutscht ist. 
Und .aouif einmal kommen wir 1c1a halt nicht 
her.aus. GLaulben Site mir, d.ch rede nicht wi:e der 
Hel'r L·andwirtschaftsminister mit den Bäumen im 
Wald oder mit den Kühen im Stall. Ich ·rede mit 
den Liandiarheiitern rund aruch mit den Dienstboten. 
Es kommt sogar· vo•r, daß ·ich zu einem Bauern 
komme, mit dem :ich mich unterhalte, rund daß er 
sagt: Schau 1Dir ·e:i.nmal mein Zeug ·an! Ich komme 
seJhr gut mit 1Jhnen ·aus. Wenn ich .a:ber •einem klei­
nen ·Bauerrn sagen würde: 'Du, lieh will Deinen 
Knecht orgianisier·en und Deri.ne Magd, dann wäre 
es schon aniders. Aha, s·agte der, Du bist ·auch •eine·r 
von den Sozi, ·Du bist auch a solchener, der mir 
meine Lerut' 1aufwieg.eln möcht'! Das füst •eine Sach·e, 
die wli.r j1a nli.cht machen wollen. Dite kiommen schon 
von selJ.bst 1zu uns, wenn sie' K1aig,en haben. Und was 
lieh hier vortr.ag,e, sind j·a nichts ·ande'l'.'es als Klagen, 
die idiie _Leute ian mich heral'.llbringen. 

Um noch ·einmal iauf den Unterausschuß zurück~ 
zukommen: Wiir haben doch 39 Besch1üss·e gefaßt. 
Der e1ine 1betl'ifft •eine Geset:zieS'änder.ung, und zwar 
eine Änderung des UrlaU'bsgesetzes, die sehr not­
wendig ist. 29 .Beschlüsse sind Empfehlungen, reine 
Empfehlungen .an die AI"bed.tgeiber- und Arlbeitne!h­
merveribände. Die 1brauchen ihd.er nicht 1besprochen 
zu werden. Alber 6 Hesch'1üsse s!ind dahed., zu denen 
wir etwa:s Mittel brnuchen. Damit wird sich der 

Landtag wohl oder übel ·einmal •beschäftigen müs­
sen. Wir !haben j:a dem Herrn Larudl\Vlirtschaftsmi111i.­
ster schon •einona1 1g·esagt, er muß ibed. der Planung · 
se!ines Etats auch •einen bestimmten Betrng für die 
Lerute •einsetzen, die wir zu vertreten ihaiben; denn 
das ist auch Fö:ridemmg der Landwrl.rtschaft. Das 
könnte man :ruhig von den ander•en .freiwill!igen 
Leistungen, die im Übermaß vorhanden sind, ab­
ziehen. Ich könnte mir zum Beispiel denken, daß 
der reiiche Wald gar nichts mehr br0aucht, der ihat 

., Geld wri.e Heu. 'lc~ könnte miT denken, dieses Geld 
könnten wir Letzten Endes da v·erwenden. Ich kann 
mir auch denken. - :ich S•age •offen, ich !habe da 
lachen müssen -, rdaß die Vd.eJhihändler keine Sub­
ven tfon und ikeri.ne Schule vom Sta:at briauch.en. Da 
haben aruch 10 000 D[i\I[ dl"in g1est1anden; nrun s!ind 
sie j:a weggekommen. Ich gl.auhe, daß die Bauern 
da mlit uns einig sii:ud, daß die VteJh!händler doch 
nicht unter die armen Leute gehören und daß wir 
ihnen d~e Vd.1ehhändlerschu1e, dioe sdce errichtet haben, 
auch noch finanzieren müssen, damit sie dann, wenn 
es zum Aushandeln g,eht, für die K:uh oder das 
Kalb, das verk!auft wird, id!ie lBaruern noch meihr 
über die Ohren hauen können. 

(Zuruf: Die werden dann geschult!) 

pa wol.len wir nicht mit\helfen. 

Nun •ein we!i.teTes Wort! Wir wünschen .also, daß 
V·On diesen EntschHeßung:en an das W:i:riklichkeri.t 
Wiird, w1as Wir so ernstlich er.a:ribeitet haiben. Wir 
halben wirkUch fle!ißig g·eprüft, untersucht und ab­
gestimmt, was man eiben in •einem Ausschuß so tut. 

. W:i.r haben manchmal bedauert, daß die Press•e di:e­
sen Ausschuß, der so 1a11ein da tagte, oft so wenig 
beachtet hat. Ich muß aber ·anerkennen, daß der 
Bauernve11band :in seiinem Organ wiederholt zd!em­
liche Ausführung1en darüber brachte. Ich meine 
hier die allgemeri.ne Pr•esse. 

Nun:, !Herr KoJLege [ffa:isch, Sie ihaben gesagt, es 
würden :in rden Metzgerläden nrur Schnit:ziel und 
Koteletts verlangt. Ich kenne diese Arusdrücke auch 
yon den Metzg.ermedstern draußen. Es mag sein, 
·daß dti:es da rund dort. richti:g ist. Ich glaube aber 
natürld.ch nicht, daß nur Schnit:ziel und Koteletts' 
V·erlangt werden; denn - ich denl\!e da ·an die 
Landarbeiter - wie sollten die nur :Schnitzel und· 
Koteletts kaufen! iDas li.st ja das teuerste. 

(Ahg . .I-Iaisch: Die halben :ihre 'Deputate!) 

- A:ber ke1in Fleisch! 

{Abg. iHaisch: J,a :fr.ed'1:ich!) 

Ich g,eibe zu, daß die jung·en Hausfrauen auf dem 
Lande heute v.fel1eicht seJhr viele P:liannenspeisen 
hemte~len. ·Es wär·e Aufgab'e des Herrn La111dW!irt­
schaftsministers, dafür ·zu sor.gen, daß die Mädchen 
in den ländliichen Hausfrauenschulen recht fieißdg 
das Kochen Jemen, damit man auch dfo •anderen 
Sachen .v•erwerten ikann . .Da:s ist ·eine Erscheinung, 
die man nrl.cht nur auf 1dem Land, sondern auch in 
der Stadt hat. 

{!Hei te•rked. t) 

Sch1auen föe doch :in ed.ne große Metzgerei in der. 
Staidt, Herr Kollege Haisch! Dort gi!bt es Wurst­
waren, von .denen 100 Gramm 20 !Pfennig kosten, 



Bayerischer Landtag - 151. Sitzung. Donnerstag, den 25. Juni 1953 1685 
~~~--------------------------------------------~ 

(Priller [SPD]) 

und von diesen 20-Pfenrug-Wurstw.aren rwerden an 
alle die .armen Leute, rdie stich id:ie tbesseren Sorten 
nicht kiau.fen können, Menigen verkauft. Bei den 
+,euten, denen 1es gutgeht, list e:ine Ge:schmacks-
~änderung eingetl'eten. Da ist ·es in der Stadt so 
wiie auf rdem Lande: 75 Prozent. haben es thalt und 
25 Prozent haben es nicht. 

{A!b:g. lfLaisch: Die kaufen nach. ]hrer Ansicht 
alle rdi:e lb!i.Hige Wiurst?) 

- Nein, nein! Mengen werden davon gekauft, weil 
die Leute die 1andere Wurst ja .gar nicht kaufen 
können. Ich wti.ll das nur im Interesse rder W.ahnheiit 
r•ich tigsteUen. 

Nun 1ein Wort zur Milch! 1Ich ha1be Iihnen schon 
gesaigt, daß wir •ein lßerufsauslbi1dungsg•esetz brau­
chen. Wir sind nahe daran. Wenn S:i:e von der Ge­
werkschaft •etwas hören, so :schauen Sie manchmal 
etwas ·ed.genartig iund siagen: Ja, dii:e Gewerkschaft! 
Im vorigen J·ahr •hat unsere ·Fachgruppe Melker 
das erste Le:istungsmelken ,a1bgeha1ten. hm · v·er­
gangenen Samstag hatten wir in Fürstenfeldbruck 
wieder 1eiri solch•e:s L·eistungsmelken durchgeführt. 
Uns-ere organi:si:erten Melker sinJd m'i.t dem größten 
Edifer angetreten. 

(Aibg. HaiJsch: Das thahen wir •im Bauernver-
1hand schon seit fünf J1aihren.) 

- Aiber nicht md.t ·F,achmelk.ern. Wir machen es mit 
diesen. 

{Aibg. Haisch: Auch rdas!) 

- Wir machen 1es mit den Fachmelkern, Herr Kol­
le:ge Haisch! Sü:e iha'ben uns nie dazu ·ed.ngeladen, 
weil woir gewerikschaftlich organis!i.ert sind. Sie 
haben ja direkt Angst vor uns. 

{iHeite:rkeit) 

Es waren 18 organisierte Melker in Fürstenfeld­
bruck angetr·eten. Und jetzt müssen di:e Bauern 
aufpassen: Diese Melker >halben allen bisherigen 
Lefatungsmelkern. vor.aus gehabt, daß s·ie r·estlos 
aus1gemolken halben. Das ha1ben die Herren von der 
Regierung gesagt. 

(Ab:g. Haü:sch: Das ü:st ja sel'bstverständlich!) 

-- Ja, restlos ausgemolken; das d.st nicht immer der 
F.all, wenn Si·e Ihre Prüfungen in den Me'lkkursen 
durchführen. 

1(Zuruf: Das ist v:telversprechend!) 

~lin Wort nun zum Zwischenhandel bei der Milch. 
Unsere Melker lb:atben heute keine entsprechende 
Bez1aihlung, ibei 60 :bis 70 1Stuniden in der Woche. 
Diese Melker thaben j·a nicht nur z1wei Kühe, son­
dern 22 Küihe täglich zweimal zu me'liken. Das ist 
schUeßlich •etwas aI11der·es, ·a1s wenn il'gended.ner nur 
drei Kühe melkt. D~ese Melker haben am Samstag 
in Fürstenfeklibruck in Anwesenheit der Regie­
rungsvertreter erklärt, daß der Werkmilchpreis von 
20,8 Pfennigen keine Gabe mehr sed., da ·er di:e 
Kosten nicht mehr c1ecke. Sie halben mir 1aiber auch 
erklärt, daß der rück.gelhende Preis :beä. der Milch, 
die sie picht albliefern, alUch kein&! Gabe meihr seL 
Sie haben mir gesagt: ,,iDu, PrHler, wie steht es 

denn mit dem Zwischenhandel? GLaUJbst du nicht, 
'·daß der zuviel k!'iegt?'' Jch iha'be dann das Schrei- · 

ben vom Referat Milch und F·ett herausgezogen 
und d.hnen .gezeigt: Da 3 Pfennig, da 4 Pfennig, da 
5,5 Pfennig. Als ich !ihnen dann 11aigte, daß der 
Großhandel 4,5 Pfennig, der Kleinhandel 5,5 Pfen­
nig usw. bekommt, da ih.a'hen s~e .g.efr1agt: „Was tut 
denn der Groß\handel daibei? Da stimmt ·etwas 
nicht!" In der Sch1weiz, wo die Genossenschaften 
di·e 1Sache machen - sagen Sie m!ir Jetzt nicht, daß 
das kein Vergleich ·ist! -, bekommt der Bauer 
43 1Rappen und der Käufer zahlt 50 Rappen für die 
Milch. . 

{A!bg. Haisch: lEs !ist nur interessant, daß 
·Uns die Gewerkschaft bei der Kürzung der 

iHande1sspannen unterstützt ihat!) 

E-inen Moment! Ich wem nieht .genau, wie das ist; 
ich bin nicht im BiiJ!de .. A!ber ich tbin schon immer 
da1für, daß die Zwischenihandelsspannen zusam­
men.gepreßt werden. Unsere ·Zwischenhandelsspan­
nen gehen heute 1bis zu 75 Prozent. Ja, wenn ich 
die Werkmi·lch nehme UD!d den Preis von 42 Pfennig 
pro Liter, so ist es noch schlimmer, denn es geht 

__ schon auf 100 Prozent. iDa stimmt doch 1etwas nicht! 
Es ist Ihre Aufgabe, als iBauern:v•eriband, ials Refe­
rat für Milch :und Fett, und ·es ist auch Iilrne Auf­
giaibe, Herr M·in:ister, llüer ·einzugr·eifen, weil wir 
die Überneugung halben, daß der Erzeug·er den 
g•er:echten Preis bekommen muß. N;ach -Aussag•e 
unserer Melkermeister - das sind Meister mit 20-, 
30jäihriger Praxis, keine jungen Leute!· - kann 
man mit 20,8 Pfennigen, mit 23 und 24 Pfennigen 
heute keine Milch mehr herstellen. Der Preis müßte 
um 3 bis 4 Pfennig hÖher Hegen; dann wäre ·er 
ung·efähr richtig und, wenn a'11e:s stimmen würde, 
bräuchte der Verbraucher rncht mehr ·ZU tbezahlen. 
Ich :selbst ibin ·dariaufgekommeri, daß di:e 1Stützungs­
aktion für die 1Bauern und Molkereien anscheinend 
sehr, sehr weitherzig geih1andhabt wird. 

Nun noch .•ein aI11der·es: Ich ihaibe iihnen schon .frü­
her gesagt, daß wir J1andwirtsch1afUichen Arbeit­
nehmer - das sind die 368 000, von denen ich ge­
sprochen habe - den Wunsch hätten, mitzubestim­
men !innerihaltb der Landwirtschaft. Ich spreche da 
von der L•andwirtschaftsaibgabe und von den damit 
veribundenen Kämpfen um di:e Bauernkammern, 
um die Landwirtschaftskammern. Da wollen wir 
mitbestimmen. Wir wollen iSie nicht überstimmen. 

.Das iha1ben wir auch vor 1933 n!i.cht g·etan. Wir haben 
vorzüglich zusammen gearibeitet, weil j1a nur Fach­
foagen 1beihande1t worden sind. Und was haben Sie 
nun im Präsidium des Bayerischen Bauernverban­
des getan? IS±e haben ·erklärt: Ja, ~u •einem Drittel 
könnt ti.hr 'euch beteiligen, a1ber von dem Drittel 
bekommt ihr AI'lbeitnehmer wieder nur die Hälfte, 
also ein Sechstel. Das haben föe im Jahre 1953 
erklärt, und das beweist Ih11e fänstellung gegen­
ülber den Gewerkschaften. Sie haben erklärt: Die 

„Gewerksch1aftsfonktionäre, also zum •Beispiel ich, 
dürfen nlicht :hinein. Itji ihätte a1:so' nur ein Vor­
sch·1agsrecht, obwoihl 1ch ein .ganzes Leben lang 
gearibeitet, Qlbwoihl ich meine zwei Jahre Dienstzeit 
bei den BaU;ern abgedient haibe. Heute sagen Sie 
mir ·ein:ßach: 1Du darfst nicht mitberaten. Da stimmt 
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etwas nicht! 'Ste wollen uns nicht halben. Sie haben 
wohl Angst, wir könnten da zu weit lhineinseihen? 

{.AJbg. Haisch: Lassen :Si 'e Baruern hinein?) 

- J•awolhl, die siI11d drin, soweit sie organisiert sind. 
Bitte, wir !haben 50 !Prozent besitzende W1a1daribei­
ter organisiert, die volles Recht bei uns iha'ben, und 
seiht vdcele K1ein!bauern. Im AIJ:lgäu lb:a1ben wir sogar 
Bauern ibis zru '6 Kühen innerhalb der Gewerkschaft 
organisiert, wed.1 sie im Ne1benberuf Forstarbeiter 
sind. 1Es würde ,a1ber zu weit ,g·ehen, 1darüber noch 
mehr :zu sprechen. !Seihen Sie: Den \Bayerischen 
Bauernverband erkennen 'Wir als Berufsviertretung 
an. W!i.r ibedaruern nur, daß Sie uns nicht in die 
Landwirtschaftslmmmern nehmen, die Sie auf 
Grund der il\IIonopoiste1hmg :i:nnerthalb :des iBauern­
verbiands ihaiben, tdaß 'Sie uns nicht gleichlberech­
tigt mit,aribeiten lassen. Die G1e~chberechtigung hät­
ten wd.r in Bayern trotz der Paritätsforderung im 
deutschen Land nur zu ,einem 1Drittel. 

'(A1bg. Haisch: Sie woHen die ·meichiberechti­
gung .auch den mitar'beitenden Kindern nicht 

geiben!) 
- Wieso nicht? 

(.AJbg. Ha!i.sch: Das lh.aiben Sie schon wieder-
lholt gesagt.) 

- Ein Kind kiann doch nicht ülber sich seföst be­
stimmen. 1Es sind il\/Iillionen Kinder; dann nehmen 
wir die Lam:1aribeiterkinder auch noch dazu. Kin­
der kann ich doch nicht als Wähler aufführen. Die 
mita!'lbeitenden Kinder, d:De versichert sind, erken­
nen wd.r ja an. :Schaiuen Sie, so hat ·er ·das gemeint. 
Die Gewerksch1aften Iiegen Ihnen da manchmal 
nicht so ganz richtig in der Linie. Sehen Sie, wenn 
die 504 000 ibay.erischen lBauern für ihren Bauern­
vierbailld 20 Pfennig pro Woch,e ibez,ahlen, dann 
iha!ben Sie 5 iMilld.onen Dil\II. iföe brauchen dann 
keine Landwirtschafts,a·bgia'be. Wenn sie 40 Pfennig 
pro Woche ibezah:len - g,eiben 1Sie noch das „Baye­
rische Bauernblatt" diazu -, dann !halben Sie üiber 
10 Mifäonen iDiM. Sie lhaiben dann eine Zeitung und 
haiben ·eine wunder!barie J!'ä.nanziierung. Mir scheint 
ia.iber, daß rder 1Zahlungsiidealismus dort nicht so 
groß ist wie !bei den Landarbeitern, die das Dop­
pelte, ja sogar das 21/2fache von den 20 Pfennigen 
Gewerkschaftsbeitraig f!'eiwiHig 1bezahlen, und zwar 
ohne Gesetz 1bez1ahlen, wie :Sie das wollen. Nber 
einkasster.en müssen '81'e· ·es doch. Kassieren föe 
10 Dil\II im Jalhr ·ein, dann können Sie alles bezah­
len, idie Zeitulllg us,w . .A!ber 1das Her;geiben! Ich weiß 
das schon; ,denn zalh1en tut man nicht gern. Ich 
muß Ihnen lei!der ,da noch sagen: V1iel ihat sich g'e­
bessert. (Es gilbt 'alber trot:zidem nioch Fälle, wo land­
wirtschaftliche \Dienstboten 1auch auf den Lohn 
warten müssen. Der !Bauer ist nicht da und die 
Bäuerin :ist nicht 'da. Nein, der Lohn ist eine Bring­
schuld, und zwar zu pünktlicher Zeä.t! Wir freuen 
uns heute, daß der größte Teil uns·erer Bauern, 
richtig ausbezahlt. Für 'einz:elne Fälle können Sie 
nichts und können wir nichts. Das wissen wir. Wir 
wissen auch, :diaß mancher Melker einmal ·ntl.cht 
heimkommt. >Das ,g~bt es überall. Atber es hat sich 
sehr viel schon 1g·ebessert dank der zä1~en Arbeit, 

die wir in den le1tzten J1alh.rzelhnten geleistet ihaiben, 
ich füge !hinzu: dank des Verständnisses der land­
wirtschaftlichen 1Besitzer, mit denen wir es ziu tun 
haben. 

Zum Schluß noch ein Wort zur Essensfrage bei 
den landwirtschaftlichen Dienstboten. Wir erhal­
ten oft Klagen darüber - es wäre falsch, heute zu 
sagen, daß die Kost schlecht ist -, daß die Kost 
zu eintönig ist. Das spielt eine große Rolle. Auch 
heuer, um den Februar herum, haben mir wieder 
einige Leute gesagt: Ich kann da nicht länger blei­
ben, ich bekomme 8 bis 10 Tage lang immer wie­
der dasselbe Essen. - Der Küchenzettel sollte 
schließlich auch einmal etwas anders sein; denn 
wir wollen doch den Mitarbeiter im Betrieb und 
nicht den Knecht sehen. Deshalb opponieren wir 
immer gegen den Knecht. Wenn der Bauer im 
Dienstboten immer den Mitarbeiter sieht, dann 
kann es um die bayerische Landwirtschaft nicht 
gefehlt sein. · 

Ich fasse zusammen; weil ich glaube, meine 
Redezeit läuft ab. Wir wollen Ihnen gern helfen, 
dort, wo Sie etwas bedrückt. Ich habe Ihnen offen 
gesagt, wo es bei diesen Kleinen fehlt. Ideologisch 
·müßten ja die Leute auf unserer Seite stehen. Sie 
stehen nicht auf unserer Seite. Sie stehen auf Ihrer 
Seite. Ich habe das Gefühl, daß dieser landwirt­
schaftsfreundliche Bayerische Landtag - er ist 
landwirtschaftsfreundlich; denn der Herr Minister 
hat es sogar fertiggebracht, etwas mehr heraus­
zubekommen, als er selbst geben wolite - etwas 
erreicht. Wenn wir zusammenhelfen, im Interesse 
der Landwirtschaft, aber auch im Interesse derer, 
die die schwere Arbeit machen, nämlich der Land­
arbeiterschaft in Bayern und auch im Interesse der 
vielen Tausenden von Heimatvertriebenen, die in 
den Betrieben heute noch auf irgendeinen kleinen 
Besitz warten, dann geht es. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Redner 
der Herr Abgeordnete Falk. Ich mache darauf auf­
merksam, daß seiner Fraktion nur noch ein paar 
Minuten zur Verfügung stehen . 

Falk (FDP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Der Landwirtschaftsetat ist so schön und 
so interessant, daß ich selbst die letzten paar Minu­
ten bis zur Neige ausnützen muß. Ich kann leider 
iri meiner gestrigen Tagesordnung nicht mehr 
weiter fortfahren, nachdem alle Kollegen, die vor 
mir gesprochen haben, so viele Neuigkeiten ge­
bracht haben, daß ich miei.11. unwillkürlich wieder 
einmal umstellen muß. Ja, es ist nicht so einfach! 

Meine Damen und Herren Kollegen! Ich bin 
gestern bei einem Punkt stehengeblieben. Es bringt 
jetzt den unwillkürlichen Zusammenhang mit mei­
nem Kollegen Priller, wenn er vorhin gesagt hat 
- ebenso wie sein Kollege Kiene heute vormit­
tag -: Den Bauern geht es jetzt wieder ausge­
zeichnet, es geht ihnen glänzend, sie sollen end­
lich aufhören zu klagen! Wenn der Herr Kollege 
Kiene gesagt hat, das mit den Wildschäden seien 
nur Propagandareden, so muß ich ihm sagen: Ihr 
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geht an der Wahrheit sehr weit vorbei. Ich muß 
Ihnen schon sagen, es hat mich im Ausschuß ·sehr 
erschüttert, als mich der Herr Kollege Priller 
schwerstens angegriffen hat, weil ich immer und 
immer wieder darauf hingewiesen habe, daß bei 
verschiedenen Staatsgütern soundso vieles nicht 
in Ordnung ist. Sehen Sie, auf der einen Seite 
macht man uns Vorwürfe: Euch Bauern geht es 
längst wieder gut, bei euch ist alles in Ordnung, 
auf der anderen Seite - denken Sie an die Be:. 
ratungen im vergangenen Jahr anläßlich der Hagel­
schäden - haben wir ein Beispiel, -wo 5000 DM 
Entschädigung für ein Staatsgut bezahlt worden 
ist, während 30 000 DM Schaden entstanden waren. 
Ich möchte Sie hören, wenn es draußen bei den 
Bauern so wäre. Man muß die Kirche beim Dorf 
lassen. So geht es auch hier nicht. Wenn ich das 
kritisiert habe, so aus dem einfachen Grund, um 
immer und immer wieder auf die ungeheuren 
Schwierigkeiten hinzuweisen. Man kann es nicht 
so machen, daß man die Produktion der Industrie 
mit der Produktion der Landwirtschaft einfach so 
ohne weiteres über einen Kamm schert und mit-

-··· einander- vergleicht; Wir··haben in der Landwir't-­
schaft eben ganz andere Produktionsbedingungen 
als in. der Industrie. Wenn Sie vorhin davon ge­
sprochen haben, wir würden uns vielleicht vor der 
Gewerkschaft fürchten, so muß ich Ihnen schon sa­
gen, das ist durchaus nicht der Fall. Wir sind sehr 
menschenfreundlich eingestellt und, nachdem es 
sich bei den Gewerkschaften im allgemeinen auch 
nur um Menschen handelt, fürchten wir uns nicht 
sehr davor. Wenn uns irgendwelche andere Dinge 
manchmal weniger gefallen, so sagen wir das 
genau so. 

(Zuruf von der SPD: Beruht auf Gegen­
seitigkeit!) 

- Ich hoffe, daß Sie das mit dem Ausmelken nicht 
auf uns beziehen wollten. 

(Heiterkeit) 

Ich muß Ihnen noch etwas sagen. Sie haben vor­
hin von 70stündiger Arbeitszeit gesprochen. Ich 
kenne in Franken kriegszerstörte Betriebe, WO• die 
Bauern heute noch in Notwohnungen. unten im 
Keller sitzen. In diesen Betrieben muß die Frau 
Tag und Nacht arbeiten und niemand spricht da­
von. Wir können, da die Technisierung heute längst 
.noch nicht so weit vorwärtsgetrieben ist, unter den 
gegenwärtigen Bedingungen nieht sagen, uns geht 
es gut. Wir kämpfen heute einen verzweifelten 
Kampf um unsere Existenz. 

(Zuruf: Die Landarbeiterfrauen haben auch 
mit Nichts anfangen müssen!) 

Ein Landarbeiter wird heute vielleicht nicht glän­
zend bezahlt. Es wurde aber selbst im Ausschuß 
zugegeben, daß bei uns heute die Löhne höher 
sind, als sie der Tarif Ihrer Seite fordert. Wir be­
kommen überhaupt keine Leute, wenn wir nicht 
die höchsten Löhne bezahlen. Im Verhältnis zu 
dem, was unsere familieneigenen Kräfte bekom­
men, werden die Landarbeiter ausgezeichnet be­
zahlt. Auch das muß einmal gesagt werden. 

Der Herr Kollege Dr. Lenz wollte mir vorhin 
Vo.rwürfe machen wegen der Siedlungen. Ich habe 
doch nichts Böses gesagt. Ich . habe mich doch ge­
freut, daß Tausende von Heimatvertriebenen un­
tergebracht worden sind. Ich habe lediglich die 
Mißstände aufgezeigt und wollte nur sagen, daß 
man auf andere Weise. sehr viel leichter und besser 
bauen könnte, auch dann, wenn man örtliche 
Handwerker zuziehen 'würde. Das hat mit dem, 
was der Herr Kollege Dr. Lenz ausgeführt hat, 
gar nichts zu tun. 

Wenn der Herr Kollege Haußleiter immer mit 
seiner Liberalisierung spazierengeht, muß ich ihm 
schon sagen: Mein lieber Kollege Haußleiter, da • 
sind wir uns nicht ganz einig. Auch die Agrar­
politik, die Sie immer vertreten und heute hier 
vertreten haben, ist nicht ganz die richtige. Ich 
würde Sie schon langsam zum Landwirt$chafts­
minister vorschlagen, aber ich habe doch die größ­
ten Bedenken. 

(Heiterkeit - Zuruf des Abg. von und zu 
Franckenstein) 

Sie greifen uns immer so schön an wegen der Libe­
ralisierung. Was ist denn damals bei qer Käse­

- _ liberalisierung. überhaupt passiert? Praktisch doch 
gar nichts! 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
jetzt müssen Sie aber trotzdem zum Schluß kom­
men. Die Gerechtigkeit gegenüber allen Fraktionen 
verlangt, daß auch Sie Ihre Redezeit einhalten. 

Falk (FDP): - Herr Präsident, ich werde folg­
sam sein; aber dem Kollegen Haußleiter muß ich 
schon noch ein Wort sagen. Das muß er noch hören, 
weil er immer von Liberalisierung spricht. Es ist 
nicht so„ daß die Liberalisierung nur dazu da wäre, 
die Landwirtschaft zugrundezurichten. Es steht 
fest, daß auf Käse 30 Prozent Schutzzoll' und 
4 Prozent Umsatzsteuer liegen und daß der ge­
samte Käse, der vom Ausland hereinkommt, unse­
ren Markt bis zur Stunde noch nicht so viel ge-
drückt hat. · 

(Widerspruch bei der SPD - Abg. Kiene: 
Das ist nicht richtig!) 

-· Das ist richtig, Herr Kollege Kiene. 
(Abg. von und zu Franckenstein und Abg. 
Kiene: Dann gehen Sie doch ins Allgäu!) 

Lesen Sie es doch im Landtagsdienst nach! Im 
Landtagsdienst steht ganz groß drin, daß der Herr 
Bundeslandwirtschaftsminister das selbst bezeugt 
hat. Ihre Argumente können nicht überzeugen; 
denn oben ist die Sache schon richtiggestellt. Das, 
was Sie hier erzählen, stimmt nicht; Sie können 
Ihre Argumente, daß der Milchpreis im Allgäu so 
heruntergegangen sei, nicht gegen den Bundesland­
wirtschaftsminister vorbringen. Das hatte einen 
anderen Grund; meine Zeit reicht. nur nicht mehr 
aus, dies darzulegen. Aber ich muß Ihnen schon 
sagen: Ohne eine klare Binnenmarktpolitik geht 
keine und mit einer klaren Binnenmarktpolitik 
geht jede Rechnung auf. Und· wenn man von ver­
dorbenem Gemüse gesprochen hat: Wenn von Ita­
lien ein Telegramm kommt __:_ -

{Glocke des Präs1!denten) 
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Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich bitte zum Schluß zu kommen. 

Falk 1(FDP): - Der vor1etzte Satz! -

(Hei te:r kei t) 

Wenn aus 1Ibalien ·ein Telegramm 1kommt, wonach 
d:1e Eindiuhrfristen ütber den ~opf dies Fachministers 
hinweg v·erlängert werden sollen, und wenn dann 
bei uns T.ausende von Zentnern Gemüse kaputt­
g·ehen, dann können wir nichts dafür und unser 
Fachminister auch nicht. Das ist dann ein Fleihltritt 
in cler Leitung. 

{Große Heiterkeit - Zuruf) 

- Ich kann jetzt ndcht deutlich.er werlden. 

(Zuruf) 

AJber i~ ider 01bersten Leitung, iHerr Kollege! -

Ich muß Ihnen \Schon noch etwas s1agen: Industrie 
und L1anc1wirtschaft g·elhören zusammen, gen.au so 
gut wie nicht nur deir Landarbeiter, sondern auch 
der Arbeiter und der iBauer zus,ammerugeihören und 
genau so gut wie der Handwerker, der Gewerbe­
trei:bende rund der Beamte zus•ammenigeihören. Wir 
sind ein Volk, wir ziehen an einem Strang 

(Heiterkeit) 

und es ist ein einziges großes Uhrwerk. Dieses Uhr­
werk heißt 'Deutschla;nd. 

(Große Heiterkeit) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort erteile ich 
weiter dem Herrn .kbgeo.l\dneten Schuster. 

Schuster {CSU): Herr Prästdent, meine Damen 
und Herren! Wenn nun zum ScMuß noch ein Anti­
liberalist das Wort ergreift, so wollen Sie noch 
einiges Verständnis dafür haben. Ich bin sehr be­
eindruckt von der Zuneigung und dem v;erständnis, 
das alle Parteien und aUe Zeitungen der L·andwirt­
schaft entgegenbringen. !Dd.e guten Ratschläge, die 
Sie uns heute erteilt ib.ia1ben, werden wir uns als 
Bauern selhr zu Herz·en nehmen. Gar mancher 
Bauer würde, wenn er ihe1Ut·e hier gewesen wäre 
und die Herren Volksvertreter, die Herren Abge ... 
ordneten hätte sprechen hören können, vielleicht 
etwas weniger düster sehen, als er manchm1al sehen 
muß. Ich darf dem Ministerium danken für die 
klare und saubere Ausrichtung in der Etatrede 
und diarf auch dafür danken, daß wir die 1andwirt ... 
schaftliche Schulung 1Und Beriatung ·als Hoheitsauf­
galbe anerkennen. Diesem Satz wurde von keiner 
der Parteien widersprochen, und ich darf anneh ... 
men, daß gerade diese beTden Dinge als Hoheits­
aurga,ben zukünftig die entsprechende Würdigung 
sed.tens des P.arliaments erfahren. 

Es wurde davon g•esprochen, daß wir agrarische 
Zuschußgebfete un!d deshia1b auch einer besonderen 
Gefalhr ·ausgesetzt se•ien. Wenn irgendwelche Man­
geHa·gen auftr·et1en, dann sind wir in Westdeutsch-

. land woihl am Ende der Jijrde. Von dd.esem Ge­
sichtswinkel aus müßten wir die igesamte 'Agrar­
politd.k :betrachten und auch die Erzeugungssteige­
mng in Angriff nelhmen. Im Hinblick 1auf uns·er 

Zie1, die lErzeug1Ungsmöglichkeiten im höchsten 
Grad ~auszunützen und eineJ:" höchsten Dauerpro­
d111ktd.on zuzustrehen, müssen wir uns die wesent­
lichen Faktoren eines solchen Bestrebens vor Au­
gen halten. Einier der wesentlichsten Faktoren der 
Erzeugungssteiger'Uil!g ist neiben der Schulung und 
der Beratung ein g.erechter, auskömmlicher Preis. 

Damit komme ich zu Iden Ausführungen unseres 
Herrn Kollegen Kiene. Herr Kollege Kiene, man 
darf soz:ialen iPreis nicht mit Sozi.alisierung ver­
wechseln. Wenn Sie uns heute so lcliar vorgerechnet 
haben, wie gut es 1Uns in der L1anldwirtschaft geht, 
wi:eviele Summen wir zu investieren vermögen, 
möchte ich Sie nur darum 'bitten, uns in Gottes 
Namen nicht vorzurechnen, wievieJe Sensen wir 
im Jahr gekauft, wievie'le Wetzste·ine und Schuhe 
wir verbraucht !hätten; denn mit solchen Argumen­
ten k!önnen Sie den Wohlstand der L1andwirtschaft 
wirklich nicht dok1Uinentieren, .damit können Sie 
ke,inen Maßstab aufstellen. So geiht es nicht. Wenn 
S1e rder L1andwirtschaft mehr auf Iden Grund gehen 
wollen, müssen Sie dte genauen iBuchungsergeh­
nisse zugrundelegen. Dann werden Si:e wohl eines 
anderen !belehrt werden. Was die schlechte Rendite 
innerhalib der Landwirtschaft betri.fft, so möchte 
ich ·ed.nma.l den iBawern mit einem Gewerbetreiben­
den oder einem IrudustrieUen vergleichen und fra­
gen, ob ein solcher, wenn sich die Produktion nicht 
mehr lohnt, noch bei seiner Prod1Uktion bleiihen 
würde. Gelht ein Schreiner, der bei seiner Hand­
arbeit seine Möbelstücke nicht verkaufen kann und 
sich dann dem Mö1belhandel zuwendet, den rich- . 
tigen w.eg? Wir Bauern fühlen uns als Sachwalter 
unseres Bodens. Wenn wir uns nicht als Sachwal­
ter unseres Bodens und 1als Ernährer des Volkes 
füh'len wü11den, wü!'den wir wolhl manclre Leistun­
gen nicht auf uns nehmen können. Was, glauben 
S1'e, würde ed.n :Stück fßrot wohl kosten, wenn in 
der Lallldwirtschaft nicht die fämilieneigene Ar­
beitskraft unter dem Tarif od;er zu einem ganz 
niedrigen Lohn arbeiten wü.11d1e? !Rechnen Si:e sich 
das einmal 1aus, dann werden Sie näher an das· 
heriankommen, was der Bauer d.m aHgemeinen will. 
Herr Kollege Kiene, uns g·eiht es nicht darum, 
irg·endein Nötl.ield zu singen oder irgendwie zu 
jam1p.ern, sondern uns geiht es um wel meihr. 

(Zuruf des AJbig. K!iene) 

Uns geht es darum, die Ernäihrung unseres Volkes 
sicherzusteUen und den w.eg mit !ihnen und auch 
den aruderen Kollegen zu finden, wie wir die Lage 
der L1andwirtsch.aft vel'lbessern können. 

(Aibg. Kiene: Wir sprechen uns in einem 
Jahr wieder!)· 

Die Arbeitsproduktivität, Herr KoUege Bungartz, 
kann in der L•andwirtschaft niema:ls so hoch sein 
wie in der Industrie und im G.ewel'lbe oder wie in 
Holland und !in Belgien. 

(Abg. Dr. Bungartz: Warum nicht?) 

- Warum nicht? Das werde ich Ihnen gleich sagen. 
Wenn Sie in einem Land nur hochwertige Pro-­
dukte erzeugen, wenn Sie nur Gemüse b.auen und 
intensiven Ackerbau treiben können, dann dürfen 
Sie den Maßstab ddeses L1a:rrcfos nicht an ein Land 
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anlegen, das sehr große Weidegebiete hat, in denen 
nur eine weniger intensive Landwirtschaft getrie­
ben werden kann. Das ist doch 1ganz ik1ar: Wir sind 
:fl.ächenmäßä.g so ausgeweitet, daß wir die Gebiete 
der Thhön, des Bayerischen Wia'.kles und des Fran­
kenwaldes niemals stark· in Rechnung stellen kön­
nen; denn die Produktionsfaktaren und die Pro­
duktionskosten sind hier gegenüber denen in Bel­
gien und Holland grundverschieden. Dadurch i:st die 
geringere Leistung pro Kopf und Hektar bedingt. 

(Abg. Dr. ißung1adz: Unid in der Schweiz?) 

- In der Schweiz ihaiben wir die hochentwickelte 
Milch<Wirtscha-ft im Tal, die unter sehr günstigen 
Bedingungen arbeitet. Wenn Sie den Schweizer 
Ber,g1brauern mit dem Holländer vergleichen wollen, 
werden Sie mit der iRechnunig, rdie Sie heute auf­
gemacht [haben, auch nicht zum Zruge kommen. 

Und nun noch eine weitere Frage, Herr Kollege 
Bungartz: Brnuchen Sie in der Industrie eine ge­
sunde heimische Landwirtsch1aft oder brauchen Sie 
sie nicht? Das ist die grundlegende Frage. Von 
hiier aus hat auch Ihre Einstellung zur Landwirt­
schaft auszugehen. Wenn Sie cl_en landwirtschaft.;; 
llchen _Käufer· auf det.n I:ni1enmarikt nicht bmuchen, 
dann können Sie d±e Politik treiben, die Sie uns 
heute vorgeschlagen haben. Aber wenn Sie Wert 
darauf Jeig·en, daß Iihnen der Bauer I!hre Maschinen 
aibka1wft, lci.egen 1die Dinge schon etwas 1anders. 

Herr iKoUege Kiene, auch der Arbeiter hat von 
den notwendigen Investitionen der Landwirtschaft 
seihr wolhl seinen Nutzen. Hier ziehen wir natürlich 
alle an 1einem Str,ang. Wk müssen uns g1egenseii.tig 
so ausrichten, daß .einer neben dem anderen zu 
leiben v·ermag. Gerade ang·eskhts der Landfrucht -
wenn wir auch auf die Landflucht kurz einen 
Blick weTfen - unld der AI'ibeüernot, die Kollege 
l?iriUer herarusgestellt ·:hat, ist die Notwendigkeit zu 
Investierungen und zur Mechanisierung g.egetben. 
Die MechanisieruDJg mann aher nur so weit gehen, 
soweit 1erstens idias KiapitaI ausreicht und soweit 
zweitens der Boden eine Mechanisierung zuläßt, 
das heißt soiweit idte aHg1emeine Lage der Land­
wirtschaift ·eine iMechanisi1erung zuläßt. Daß ein Be­
trieib unter 10 Hektar nicht voH mechanisiert sein 
kann, wird jeldem einleuchten. Denn im Kleinbe­
trte'b wird d:ie 1Ham:1aribeit immer noch 1das Vorrecht 
haben. Hier zeigt sich die Auswirkung der Be­
triebsstruktur in Bayern. Hier zeigt sich auch, daß 
die GegenütbersteHungen mit den ü1brigen Ländern 
nicht immer r.icht1g sind. Man muß a:ls erstes die 
Betriebs- und die iPr.oduktionsfäktoren zuigrunde 
legen. Unter diesem Gesichtswin~el müssen wir die 
mindere Rentabfütät der Landwirtschaft betrach­
ten. Wir können die Technisierung nur so weit 
vor·antre:ilben, soweit s:ie wirtschaftlich vertretbar 
ist und finanzi,ell von 1de,r Landwirtschaft auch g1e­
tragen werden kann. 

:wenn uns vom Herrn Kollegen Priller entgegen­
;ehalten wird, die Bauernkinder hätten selbst 
:eine sehr große Lust, innerhalb der Landwirt­
chaft zu arbeiten, so liegt das einzig und allein 
arin begründet, Herr Kollege, daß das Auskom-

men in der Landwirtschaft sehr kärglich und sehr 
mager ist. Nun darf ich Ihnen aber eines sagen: 
Nicht die Kinder der Großbauern laufen der Land­
wirtschaft davon, sondern gerade diejenigen, die 
uns früher die· Arbeitskräfte gestellt haben, die 
aus den Betrieben unter 8 Hektar. Von denen 
findet es keiner für notwendig, in der Landwirt­
schaft weiter zu arbeiten, jeder sucht sich einen 
besseren Verdienst und ein besseres Unterkom­
men. Ich kann mich nicht dem Gedanken anschlie­
ßen, den vielleicht mancher in sich tragen wird, 
wir sollten einen Zwang ausüben. Ich stehe auf 
dem Standpunltt: Auch in der Landwirtschaft hat 
der Arbeiter genau so wie in den übrigen Betrie­
ben ein Recht auf eine gerechte Entlohnung. Die 
gerechte Entlohnung ist aber preisbedingt. Wenn 
wir der Landwirtschaft am Zeug flicken und ihr 
den gerechten Preis nicht zugestehen wollen, sind 
wir auf dem falschen Weg. Und nun einen Schritt 
weiter! Wenn Sie einen gerechten Lohn für den 
·Landarbeiter· fordern, dann hat der Betriebsfüh­
rer dasselbe Recht, eine gerechte Entlohnung zu 
verlangen. 

Heute wurde auch noch von der Arbeitszeit ge~ -
spr9chen ... Herr Kollege Prflier,- d.ie Arbeitszeiten 
ln der Landwirtschaft sind bereits sehr weitgehend 
geregelt. Wir sind nur durch das Klima gezwun­
gen, in den Spitzenzeiten manchmal über die Zeit 
hinauszuarbeiten. Von der Landwirtschaft wird 
natürlich in der anderen Zeit auch dem. Wunsch 
der Arbeitnehmer Rechnung getragen und ihnen 
genügend Freizeit zugebilligt. 

Wir Bauern wollen kein Jammerlied singen, 
sondern wir wollen einen gerechten Ausgleich 
suchen. Wir wollen mit unseren Forderungen ge­
hört werden und wir wünschen, daß das Verständ­
nis, das wir Ihrem Berufsstand gegenüber auf­
bringen, auch unseren Bauern zugewendet wird. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort erhält 
noch der Herr Abgeordnete Piechl. 

(Abg. Piechl: Wieviele Minuten habe ich 
denn noch, Herr Präsident?) 

- Fünf Minuten. 

(Abg. von und zu Franckenstein: Was kostet 
der Hopfen, Piechl?) 

Piechl (CSU): Herr Präsident, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Es ist heute so viel ge­
sprochen worden, daß für mich bloß einige Minu­
ten übrig bleiben. Aber da ich von Natur aus ein 
sehr bescheidener Mensch bin, gebe ich mich mit 
diesen paar Minuten zufrieden. 

Ich möchte zuerst zum Fall Wolnzach sprechen 
und sagen: Gerade der Fall Wolnzach ist ein Bei­
spiel dafür, wie eine Sache aufgebauscht werden 
kann. Ich glaube, wir tun am besten, wenn wir 
den Fall Wolnzach gar nicht mehr erwähnen. Un­
gefähr 20 große Zeitungen haben sich mit ihm be­
schäftigt, 20 große Zeitungen haben diesen Fall 
benützt, um gegen die Bauern zu hetzen und 
Steine auf die Bauern zu werfen. Bis nach Frank-
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furt hinaus ist der Fall Wolnzach bekannt .gewor­
den. Er wurde dazu benutzt, um gerade gegen die 
Hopfenbauern besonders scharf zu schießen. Ich 
möchte dazu folgendes sagen: Ich habe heute die 
Absicht gehabt, dem Bayerischen Landtag, insbe­
sondere denjenigen, die vom Hopfenbau nicht viel 
wissen oder nicht viel wissen wollen, Aufklärung 
über den Hopfenbau zu geben und ihnen zu sagen, 
daß der Hopfenbau ein landwirtschaftlicher Be­
triebszweig ist, der dem deutschen Bundesgebiet im 
Jahre 40, 50 und 60 Millionen Devisen einbringt, 
also schon hinsichtlich der Aktivierung unserer 
Handelsbilanz nicht zu verachten ist. 

Wir haben heute eine Hopfenanbauf:l.äche von 
etwa 8500 Hektar; das sind 7600 Hektar alte Hop­
fenf:l.äche, der Rest ist die neue Anbaufläche. Wenn 
heute die Vertreter der Brauereien verlangen, daß 
wir die Hopfenanbauf:l.äche auf 10 000 Hektar hin­
aufsetzen, habe ich die Frage zu stellen, ob diese 
Forderung mit dem übereinstimmt, was uns von 
dieser Industrie als Bedarf angegeben wird. Im 
Herbst vorigen Jahres wurde uns gesagt, daß der 
Inlandsbedarf an Hopfen 170 000 Zentner beträgt. 
Wir müssen heute die. Feststellung machen, daß 
nicht einmal 120 000 Zentner abgenommen worden 
sind. Wenn wir nicht die Möglichkeit gehabt hät­
ten, zu exportieren und im Interzonenverkehr 
Hopfen abzusetzen, säßen wir heute noch auf 30 
bis 40 000 Zentnern. Es ist paradox, auf der einen 
Seite die Vergrößerung der Anbaufläche zu ver­
langen und auf der anderen Seite alles zu tun, 
um den Hopfenbauern auf seinem Hopfen sitzen 
zu lassen. Ich weiß, es gibt verschiedene Menschen, 
die sagen, den Hopfenbauern ist es jetzt gut ge­
gangen. Gut, das wollen wir gar nicht leugnen. 
Aber Sie wissen ganz genau, daß es gerade beim 
Hopfen eine sehr kritische Stimmung dann geben 
wird, wenn der Absatz nicht mehr so floriert wie 
bisher. Und wenn gesagt wird, die Hopfenbauern 
haben nicht genug bekommen, dann habe ich euch 
.zu sagen: Der größte Teil der Hopfenbauern hat 
seinen Hopfen zu regulären Preisen abgesetzt.· Der 
Hopfenpreis ist von verschiedenen Faktoren ab­
hängig, nicht allein von dem, was der Bauer will 
oder nicht will. Das sind Faktoren, die von vorn­
herein überhaupt nicht eingeschätzt werden kön­
nen. Das sind die Imponderabilien, mit denen man 
sich überhaupt nicht beschäftigen kann, hauptsäch­
lich dann, wenn man von Hopfen nichts versteht. 
Die Holledauer Hopfenbauern und auch die Hop­
fenbauern von Spalt und Hersbruck haben neue 
Anlagen geschaffen. Sie haben getan, was ihnen 
von der Bundesregierung vorgeschrieben worden 
ist. Sie haben ihren guten Willen zum Ausdruck 
gebracht. Aber ich kann euch hier von dieser Stelle 
aus sagen: Wenn man uns im kommenden Herbst 
und im kommenden Jahr im Stich läßt, werden 
wir genau wissen, was wir zu tun haben. Dann 

. fällt das,. was man glaubt, uns antun zu können, 
auf di:e zurück, die uns in der kritischen Zeit nicht 
unterstützt haben. 

Ich habe bere.its in den ersten Ausführungen 
darauf hingewiesen, daß wir sehr viel Hopfen ins 

Ausland exportieren. Wir haben von der Ernte 1950 
Hopfen in 58 verschiedene Länder, europäische 
und außereuropäische, ausgeführt. Sie können dar­
aus ersehen, welche Qualität von Hopfen bei uns 

· e:zeugt wird. Ich glaube, auch nicht vergeblich an 
dieses Hohe Haus appellie:rt zu haben, wenn ich 
sage, es möchte alle Bestrebungen, die auf Ver­
besserung, ich möchte sagen, hinsiehtlich der Hop­
fenkultur abzielen, unterstützen. 

Wir wollen eine Hopfenforschungsanstalt errich­
ten, nicht deshalb, damit die Hopfenbauern davon 
einen besonderen Vorteil haben, sondern deshalb, 
damit wir gegenüber den anderen Ländern kon­
kurrieren können. Denn Sie wissen ganz genau: 
Wenn heute die „Grüne Union" Tatsache werden 
sollte, müssen wir uns gegen diejenigen hopfen­
bautreibenden Länder wehren können, die Hopfen 
wie wir erzeugen. Dann müssen wir ihnen mit 
Untersuchungen und Analysen aufwarten können, 
aus denen man ersehen kann, daß unser Hopfen, 
der Spalter und Hersbrucker Hopfen, zu den besten 
der Welt zählt. 

Ich komme zum Schluß meiner Ausführungen, 
und da möchte ich nicht versäumen ...:._ ich mußte 
jetzt natürlich meine Rede zusammenstreichen -'-, 
dem Herrn Minister Dr. Schlögl und seinen Mit­
arbeitern für die Unterstützung den herzlichsten 
Dank zum Ausdruck zu bringen, die sie in den 
letzten Monaten hinsichtlich des- Exports und des 
Interzonenverkehrs gewährt haben. Ich möchte 
aber hinzufügen: Ich habe es nicht verstanden, daß 
man droben in Bonn den Einflüsterungen von 
einer gewissen Seite so .sehr Gehör geschenkt und 
eine Exportrestriktion vom Monat November bis 
Mitte Januar eingeführt hat. Es ist nicht so, daß 
d.eshalb ungeheuere Mengen bei uns .zurückgeblie­
ben wären - das macht vielleicht einige tausend 
Zentner aus -; aber es hat hinsichtlich der Stim­
mung und der Sympathien, die vom Ausland un­
serem Hopfen entgegengebracht worden sind, eine 
starke Einbuße verursacht, weil von seiten unserer 
Regierung im Hinblick· auf die Forderungen der 
Brauereien eine Beschränkung der Ausfuhr er­
folgt ist. Wir sind nämlich mit 24 Ländern handels­
vertraglich gebunden und müssen für jedes Land 
soundso viel Hopfen im Jahr liefern. Das ist ver­
traglich festgelegt. Die Regierung hat sich aber 
dann auf den Standpunkt gestellt, daß die Men­
gen, die über den Vertrag hinaus noch abgesetzt 
werden. könnten, nicht ins Ausland ausgeführt 
werden können, weil sonst die inländischen Braue­
reien eine Einbuße in ihrer Versorgung erleiden 
würden. Daß das falsch war, beweist die Tatsache, 
daß die Brauer nicht 170 000, nicht 160 000, nicht 
150 000, nicht 140 000, sondern höchstens 120 000 
Zentner aufgenommen haben. Das muß immer 
wieder festgestellt werden. 

(4.bg. Eisenmann: Sehr richtig!) 

Ich möchte bitten, daß gerade die bayerische 
Staatsregierung im kommenden Jahr die Belange 
der Hopfenbauern in einer Weise unterstützt, dafl 
sie Ausfuhrbeschränkungen absolut kein GehÖJ 
schenkt. Ich möchte sogar darum bitten, daß sü 
alles unternimmt, um den guten Ruf des bayeri 
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sehen Hopfens weitestens ~n die Welt hinauszu­
tragen. Dann werden wir auch bei einer größeren 
Ernte nicht unter Absatzschwierigkeiten zu leiden 
haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

P1·äsident Dr. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen. Der Herr Staatsminister verzichtet 
darauf, ein Schlußwort zu sprechen. 

(Bravo!) 
Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte Sie, die 

Beilage 4230 zur Hand zu nehmen: Einzelplan 08, 
Geschäftsbereich des bayerischen Staatsministe­
riums für Ernährung, Landwirtschaft und :F'orsten 
für das Rechnungsjahr 1953. 

Ich rufe auf Kapitel 08 01, Zentrale Verwaltung. 
A. Ministerium. Abschluß: Summe der Einnahmen 
101 900 DM, Summe der Ausgaben 4 035 400 DM; 
Zuschußbedarf 3 933 500 DM. - Ich stelle fest, daß 
diese Ziffern vom Hohen Haus gebilligt sind. 

Ich rufe auf Kapitel 08 01 B, Sammelansätze für 
den Gesamtbereich des Einzelplans 08. Einnahmen 
sind nicht vorhanden; -die Ausgabensumme mit -
84 000 DM stellt den Zuschußbedarf dar. - Das 
Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 08 02, Allgemeine Bewil­
ligungen. Der Haushaltsausschuß schlägt vor, bei 
Titel 600, Zuschüsse zur Förderung der landwirt­
schaftlichen Erzeugung und Unterstützung wissen­
schaftlicher, technischer und sonstiger allgemeiner 
Bestrebungen auf dem Gebiete der Land- und Er­
nährungswirtschaft, den Betrag um 10 000 DM_ auf 
460 000 DM zu kürzen; in den Erläuterungen zu 
Titel 612, Zuschüsse zur Förderung der Milchwirt­
schaft in Ziffer 2, Zuschüsse an nichtstaatliche 
milchwirtschaftliche Lehranstalten, den Betrag 
von 30 000 DM auf 40 000 DM zu erhöhen und 
Ziffer 4, Zuschüsse für sonstige Förderungsmaß­
nahmen in der Milchwirtschaft 10 000 DM, zu strei­
chen; bei Titel 615, Zuschüsse zur Förderung der 
Pferdezucht, den Betrag um 10 000 DM auf 
210 000 DM zu erhöhen; bei Titel 618, Zuschuß an 
den Landeskontrollverband e. V. München zur 
Durchführung von Milchleistungsprüfungen, den 
Betrag um eine Million DM auf 1 500 000 DM zu 
erhöhen; bei Titel 619, Zuschüsse zur Förderung 
des . Obst- und Gartenbaues, den Betrag uin 
70 000 DM auf 170 000 DM zu erhöhen und in 
Ziffer 4 der Erläuterungen an Stelle des Betrages 
von 30 000 DM 100 000 DM einzusetzen; bei 
Titel 621, Zuschüsse zur Förderung der Jagd -im 
allgemeinen, den Betrag um 20 000 DM auf 
100 000 DM zu kürzen. 

Unter Berücksichtigung dieser Änderungen 
schließt das Kapitel 08 02 ab mit Einnahmen von 
1 935 500 DM, mit Ausgaben von 9 716 100 DM, so­
mit einem Zuschußbedarf von 7 780 600 DM. - Ich -
stelle die Zustimmung des Hauses fest. - Ich be­
merke dazwischen: Sollte bei einem Kapitel Wider­
spruch erhoben werden, so bitte ich, sich zu ·rühren. 

Ich rufe au! ~apitel 08 05, Marktregelung. Ein-_ 
nahmen 15 300 DM, Ausgaben 325 900 DM; Zu-

schußbedarf 310 600 DM. - Ohne Erinnerung; ge­
nehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 08 10, Landesanstalt für 
Pflanzenbau und Pflanzenschutz München. Der 
Haushaltsausschuß schlägt vor, bei Titel 3, Gebüh­
ren, den Betrag um 100 000 DM auf 600 000 D;M 
zu erhöhen; bei Titel 101, Dienstbezüge der plan­
mäßigen Beamten, im Stellenplan bei Besoldungs­
gruppe A 3 b Regierungsamtmann die Zahl von 
1 auf 2 zu erhöhen; bei Titel 104, Dienstbezüge der 
nichtbeamteten Kräfte, im Stellenplan bei 1. An­
gestellte b. Tarifliche Angestellte unter Vergü­
tungsgruppe IV die Zahl um 1 auf 4 zu kürzen 
und folgenden neuen Titel einzufügen: „ Titel 950, 
Zuschuß an die Stadt München zur Unterbringung 
der Büroräume der amtlichen Pfianzenbeschau in 
der Großmarkthalle 50 000 DM." 

Unter Berücksichtigung dieser Änderungen 
schließt das Kapitel 08 10 ab mit Einnahmen von 
629 400 DM, mit Ausgaben von 1 569 100 DM, so­
mit einem Zuschußbedarf von 939 700 DM. - Ich 
stelle die Zustimmung des Hohen Hauses fest. 

Es folgt das Kapitel 08 11, LandwirtschaftliChe 
Versuchsgüter der Landesanstalt für Pflanzenbau 
und Pflanzenschutz. Einnahme 187 300 DM, Aus­
gabe 308 700 DM, Zuschußbegarf 121 400 DM. -
Ohne Erinnerung, genehmigt. 

Ich rufe auf das Kapitel 08 12, Landessaatzucht­
-anstalt Weihenstephan. Der Haushaltsausschuß 
schlägt vor, bei Titel 104, Dienstbezüge der nicht­
beamteten Kräfte, im Stellenplan bei 1. Ange­
stellte, b. Tarifliche Angestellte, unter Vergütungs--­
gruppe VII die Zahl um 1 auf 22 zu erhöhen. Das 
Kapitel schließt ab in Einnahme mit 65 700 DM, 
in Ausgabe mit 980 100 DM, somit einem Zuschuß­
bedarf von 914 400 DM. - Ich stelle die Zustim­
mung des Hauses fest. 

Es folgt Kapitel 08 13, Landessaatzuchtanstalt 
Weihenstephan :___ amtliche Saatenanerkennung in 
Bayern. Einnahme 230 000 DM, Ausgabe 230 00 DM. 
Die Einnahme und die Ausgabe hebt sich gegen­
seitig auf. Ich stelle die Zustimmung des Hauses 
fest. 

Es folgt Kapitel 08 14, Landwirtschaftliche Ver­
suchsgüter der Landessaatzuchtanstalt Weihen­
stephan. Einnahme 211 300 DM, Ausgabe 211 300 
DM, ohne Zuschußbedarf und ohne Überschuß wie 
das vorausgegangene Kapitel. - Das Hohe Haus 
stimmt zu. 

Es folgt Kapitel 08 15, Verpachtete Staatsgüter. 
Summe der Einnahmen 2000 DM, Summe der Aus­
gaben 700 DM, Überschuß 1300 DM. - Ich stelle 
die Zustimmung des Hauses fest. 

Ich rufe auf das Kapitel 08 20, Landesanstalt für 
Moorwirtschaft München. Einnahme 1100 DM, 
Ausgabe 456 200 DM, Zuschußbedarf 455 100 DM. 
- Ohne Erinnerung, genehmigt. 

Ich rufä auf das Kiapitel 08 21, Moorwirtschafts­
stellen. Einnahme 2 53'6 300 DM, Ausgabe 3 113 300 
DM, Zuschußbe.darf 577 000 DM. - O!hne Erinne­
rung, genehmigt. 

Ich r.ufe auf Kapitel 08 2q, Obere Siedlungsbe­
hörden. Einnahmen sind nicht vorhanden. Die Au.s-
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gabe mit 368 800 DiM stellt den Z!USchußbedarf dar. 
- Das Holhe Haus •billigt das Kapitel. 

Ich rufo auf cLas Kap!ite\I. 08 30, Fluribereinigungs­
ämter. Einnahme 865 800 DiJV[, Ausgaibe 10 231100 
D!l.VI, Zuschußlbeidarf 9 365 300 D!M. - Genehmigt. 

Es folgt Kapitel 08 40, L•andwi.rtschaftsämter und 
Landrwirtschaftssch.ulen . ( 118 Landwi'rtsch1aftsäm ter, 
104 Landwirtschaftsschulen). Der Haushaltsaus­
schuß schlägt vor, in der Überschrift die Z1ahl 118 
durch 121 :au .e!l'setzen; ·bei Titel 101, Dienstbezüge 
der planmäßi.<gen Beamten, den J;3etrag um 18 300 
Dil.VI auf 3 027 500 DiJV[ zu erhöhen und im Stellen­
p1an unter ib. Lan1dwirtschaftsämter und -schulen 
:in der lBesoM'llngsgruppe A 2 c 2 Landwirtschafts­
räte die Za!hl um 3 auf 131 zu erihöhen; bei Titel 
104, Dienstbezüge der nichtibeamteten Kräfte den 
Betrag be·i ·a. Vergütungen der• Angestellten um 
23 400 Dil.Vr auf 4 008 900 DM zu erihöihen und im 
Stellenplan unter !Bedarf an nichtbeamteten Kräf­
ten 1. Angestellte b. Tariflri.che Angestellte 1bei Ver­
gütungsgruppe VII die z,aJhl um 6 1a1Uf 387 und bei 
Vergütungsgruppe VIII die Zahl um 3 auf 68 zu 
erhöhen; bei Titel 206, !Bewtrtschaftung von Dienst­
grun1dstücken und Diensträumen den Betrag um 
15 '600 DM auf 365 100 DiJV[ zu erhöhen; bei Ti­
tel 340, Schulbesuchsibeihilf.en, / den Betrag um 
20 000 DiJV[ auf 80 000 DM zu erhöih:en. 

Unter !Berücksd.chtigung dieser Änderungen 
schließt das Kapitel 08 40 ab in Einnahme mit 
4 997 200 iDiJV[, in Alllsgaibe mit 14 918 400 DM und 
einem verbleibenden Zuschußibedarf von 9 921 200 
DiM. - Ich stene die Zustimmung des Hauses fest. 

Ich rufe 1auf Kapitel 08 41, Ländliche Hauswirt­
ßchaftsbe11atung und ländliche Hauswirtschafts­
schu~en (118 hauswirtschaftliche Beratungsstellen, 
103 ländliche !Hauswirtschaftsschulen) Der Haus­
bialtsausschuß beantragt, in der Überschrift die 
Zialhl 118 durch 121 und die Zahl 103 durch 104 zu 
ersetzen; bei' Tite1 101, Diensubezüge der plan­
mäßigen Beamten, den Betrag um 16 000 DM auf 
911400 iDil.VI Zll1 •erhöhen und im Stellenplan· unter 
b. Ländliche Hauswirtschaftsberatung und länd­
liche Hauswirtschaftsschul•en bei lBesoMungsgruppe 
A 4 ib 2 Lehrerinnen der landwirtschiaftlich·en Haus­
haltungslkunde die Z·ahl um 4 auf 112 zu erihöhen; 
bei Titel 206, Bewirtschaftung von !Dienstgrund­
stücken und Diensträumen, den !Betrag um 5700 DiM 
auf ·201 200 iDiM zu erhöhen. 

Unter Berücksichti:gung dieser Änder.ungen 
schließt das Kapite~ 08 41 ab mit ·einer Einnahme 
von 580 100 DiJV[·, mit einer Ausg.a1he von 3 569 900 
DM, somit einem Zuschußlbedarf von 2 989 800 Dil.VI. 
~Ich stelle die Zustimmung 1des Hauses fest. 

Es folgt Kapitel 08 42, Erweiterter landwirt­
.scha·ftlicher iBemtungsdienst. Einnahme 720 000 DM, 
Ausgabe 720 000 i[)iJV[, so daß weder ein Überschuß 
noch ein Zuschußbedarif sich ergibt. - Das Hohe 
Haus stimmt zu. 

Ich rufe auf Kapitel 08 43, Staiatliche Vogel­
schutzwarte Garmisch-Partenkirchen. .Einnahme 

15 800 DiM, Ausg·aibe 24 700 DM, Zuschußlbedarf 
8900 DiJV[. - Ohne Erinnerung, genehmigt. 

Ich rufe auf K•apitel 08 45, Fachaufsicht - Milch­
wirtschaft. Einnahmen sind nicht vorhanden. Die 
Ausga1be beläuft sich aiwf 114 600 DM. Diese Summe 
stellt den Zuschußibedarf dar. - Ohne Erinnerung, 
genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 08 46, Milchwirtschaftliche 
Unt•ersuchungsanstalten. Einnahme 295 300 DM, 

· Ausgaibe 295 300 DiM, ohne Überschuß und Zu­
schußibe1darf. - Genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 08 50, Tierzuchtämter. Ein­
nahme 182 500 DM, Ausgabe 3 752 600 DM, Zu-· 
schußihe1dal'\f 3 570 100 DM. - Ohne Erinnerung, • 
genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 08 51, Landesianstalt für 
Tierzucht in Grub. Der Hausih:altsaussch:uß schlägt 
vor, bei Tutel 104, Dienst1bezüge der nichtlbe1amteten 
Kräfte, bei a. Vergütungen der Angestellten den 
Betrag um 11 500 !DiM auf 165 000 DiM zu erhöhen 
und im Stellenplan zu Titel 104 bei Bedarf an 
nichtbe1amteten Kräften, 1. Angestellte, b. Tarif­
liche Angestellte, bei Vergütungsgruppe III die 
Zahl um 1 auf 4, bei VergütungsgTuppe VI b die 
Zahl um 1 auf 3 unld bei Vergütungsgruppe VIII 
die Zahl um 1 aurf 9 zu erhöhen. - Unter Berück­
sichtigung dieser Änderung schließt das. Kapitel 
08 51 a:b in !Einnahmen mit 58 700 Dil.VI, in Ausga.ben 
mit 718 600 [)iJV[ und somit mit einem Zuschuß:be­
darf von 659 900 DiJV[. - Ohne Erinnerung geneh­
migt. 

Ich rufä auf Kapitel 08 52, Versuchsgüter der 
Landesanstalt für Ti-erzucht in Grub. Der Haus­
haltsaussch:uß •Schlägt vocr, in den Erläuterungen 
zu Titel 15, Wirtschafts- und Betriebseinnahmen, i 

Ziffer „5. Privatmoorwirtschaften, 2·31 000 DM" zu 
stTeichen, in Ziffer „6. Neibenbetriebe" an Stelle 
des lßetrag·es von 57 700 DiJV[ die Zahl 266 700 DM, 
·t.md in Ziffer „ 7. .&llgemeine Wirtschafts- und Be­
trieibseinnahmeni' an SteHe von 4700 DM die Zahl 
26 700 DiJV[ zu setzen. Da:s Kapifol schließt ab mit 
Einba!hmen von 1 635100 DiJV[, Ausg1aben von 
1 900 900 DiJV[, somit mit ·einem Z.uschußibe.da.rf von 
2•65 800 DM. - Das !Hohe Haus· ist damit einver­
standen. 

Ich rufe auf Kapitel 08 53, Lehr- und Versuchs­
anstalt für Kleintierzucht Kitzing·en. Einnahmen 
102 600 DM, Ausgaben 157 000 iDM, Zuschußbedarf 
54 400 DiM. - Das Hohe Haus ist damit einver­
staniden. 

Ich rufe auf Kiapitel 08 54, Viehhaltungs- und 
Melkerschule Kringell. Einnahmen 109 200 DM, 
Ausg1aben 208 000 DM, Z:uschußibedarf 98 800 DM. 
- So genehmigt. -

Ich rurf.e auf K•apitel 08 55, Vieih'haUungs- und 
Melke.rschule mit Lehr1hetrieb in Almesbach bei 
Weiden/Opf. Einnahmen 188 500 DM, Ausgaben 
290 800 DM, Zuschußbedar!f 102 300 DM. - So ge-
nehmigt. / 

Ich rufe auf Kapitel 08 56, Lehr- und Versuchs­
anstalt für Schweinezucht mit Proibemastanstalt -
Vie!hhaltungs- und Me1kersch'Ule - in Schwar~ 
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zenau. Einnahmen 162 400 DM, Ausgaben 285 700 
DM, Zuschußbedarrf 123 300 DilVI. - So genehmigt. 

Ich rufe •auf Kapit·el 08 58, Lehr- und Versuchs­
anst•a1t für Fischerei fo Starnberg. Einnahmen 
7900 DilVI, Ausgaben 106 100 DilVI, Zuschußbedarf 
98 200 DilVI. - So genehmigt. 

Ich rufe auif Kapitel 08 60, Lm1desanstalt für 
Bienenzucht. Einnaihmen 8100 DM, Ausgaben 
12·6 700 IDM, Zuschußibe:darf 118 600 DM. - So ge­
nehmigt. 

Ich ruf.e auf Kapitel 08 •65, Pfe't1dezuchtinspekto­
ren. Auf Vorschl1ag des Haushaltsausschusses soll 
die Überschrift folgende Fassung erhalten: „Pferde­
zuchtinspektionen". - Einnahmen sind nicht vor­
handen. Die Summe der Ausg·aiben, die Z'Llgleich 
den Zuschuß1bedarf darstellt, 1beträgt 71 600 DM. -
Es ist so genehmigt. 

Ich rulf.e 1au[ Kapitei 08 66, 1Stammgestüt Schwaig­
ang:er. Einnaihmen 551100 DM, Aus1giaben 645 100 
DM, Zusch·ußbeldarf 94 000 DM. - So genehmigt. 

Ich rwfe auf Kiapitel 08 67, Gestütsämter. Ein­
nafrl.men ~ 196100 DilVI; Ausga1ben 552 200 ··DM, Zu- · 
schußbe1darf '35>6 100 DM. - So genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 08 68, Hufbeschlagschulen. 
Der Haush!altsiausschuß hatte vorgesch1agen, in der 
Überschrift das Wort „Ansbach" durch das Wort 
„Nürnberg" zu ersetzen. Nach dem gestern gefaß­
ten Beschluß ist dieser Vorschlag jetzt gegenstands­
los; er entfällt daher. Das K1apitel 08 68 schließt ab 
in Einnahmen mit 51 100 DM, in Ausgaben mit 
193 100 DM. Der Zuschußbedarf beträgt 142 000 DM. 
- So genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 08 70, Staatliche Obst- und 
Gartenbaustellen. Einnahmen 33 300 lDM, Aus­
gaben 265 200 DilVI, Zuschuß:bediarf 231 900 DM. -
So genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 08 71, L·andesobstgarten 
Theißing. Einnaihmen· 48 000 DM, Ausgaben 87 400 
DM, Zuschußbedarf 39 400 DM. - So genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 08 72, Landesanstalt für 
Wein-, Obst- und Garten1bau Veits!höchheim. Ein­
nahmen 763 900 DM, Ausig1aben 1 728 400 •DM, Zu­
schuß!bedarf 964 500 DilVI. - So genehmigt. 

Ich rufe au[ Kapitel 08 73, Staatsiweingut Würz­
burg. Auf Vorschlag des Haushaltsausschusses soll 
folgender neuer Titel eingefügt ·werden: „Titel 150, 
Ruih1egehäHer, 16 400 DM." Ferner schlägt der Haus­
haltsia•usschuß vor, bei Titel 152, Witwen- und W1ai­
sengelder, den Betrag um 16 400 [)M auf 3600 DM 
zu kür.zen. Unteir Berücksichtigung dieser Änderun­
gen schließt das Kapitel 08 73 ab· m~t Einnahmen 
von 489 700 iDilVI, mit Ausga1ben von 668 800 DM, 
somit mit einem ZuschußbedaDf von 17>9 100 DM. -
Ich stelle di:e Zustimmung des Hauses fest. 

Damit sind die einzelnen Kapitel vembschiedet. 
Wir kommen zur Schlußabstimmung ütber den Ein­
zelplan 08. Die Gesamta.bgleichung lautet: 

Summe der Einnahmen 17 978 200 DM 
Summe der Gesamtausgaben 63 031 800 DM 
Gesamt•zuschuß 45 053 600 DM. 

Ich bitte diejenigen Mitglieder des iHohen Hauses, 
die diesem Ges•amtabgleich des Einzelplans 08 ihre 
Zustimmung erteilen, sich vom Platz zu erheben. 
- Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthal­
turugen? Bei 6 Stimmenthaltungen aus der Fraktion 
der F!DP ist der. Eime1plan 08 angenommen. Dem 
Holhen Haus liegt ferner vor eine Anlage A, Nach­
weisung der Sondervermögen. Hiervon wird Kennt­
nis genommen. 

Der Ausschuß hat fo1genlden Antirägen Zustim­
mung erteilt: erstens einem Antmg des Ahgeord­
neten Beier betreffenld Führung der Landwirt­
schaftspolitik nach den Grundsätzen der Markt­
regelung (!BeHage 4238) mit folgendem Wortlaut: 

Das Staatsministerium für Ernä!hrung, Land­
wirtscha.ft und Forsten wird ersucht, sich im 
Interesse des Bauerntums und zum Schutze 
der ~eribraucher beim Bund mit stärkstem 
Nachdruck dafür einzusetzen, daß die Land­
wirtschaftspolitik nach den Grundsätzen der 
Marktreg·elung geführt wird. 

Wer dem die Zustimmung erteilt, woHe Platz be­
halten. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimm­

. entihaltungen? ·- Bei zwei Stimmentihaltungen ist 
dieser Antrag Beier angenommen. 

Es lag ferner vor ein Antrag Elsen :und Genossen 
betreffend die Gewährung von Zuschüssen und 
Darlehen an durch Frostschäden existenzgefährdete 
Win:zer-{Beiliage 4175). Er lautet: 

Die Staatsregierung wird ersuCht, aus dem 
Katastropihenfonds ·~es Staatsministeriums für 
Ernäihrung, Landwh·tscha[t und Forsten für 
durch Frostschäden existenzgefährdete Winzer 
Mittel für Zuschüsse und zu Zinsv·erbilligung 
von Darleihen .zur Verfügung zu stellen. 

Wer dem zustimmt, wolle P1atz be!ha1ten. - Ich 
bitte 'Um di·e Geg•enprobe. - Stimmenthaltungen? 
- Dieser Antriag ist einstimmig angenommen. 

Es liegt ein dritter Antrag vor vom .A!bgeord­
neten Frühwald, betred:ifend die Ber·eitstellung von 
Haushaltsmitteln für das Institut für Erbwertfor­
schung (Beilage 32'64). 1EI!' lautet: 

Di:e istaatsreigierung wird •ersucht, im Haus­
halt des Ländwi'rtschaftsministeriums für d.as 
Rechnungsj·aihr 195'3 entspreche111de Betriebs­
mittel für das „Institut für Erbwertforschung" 
in Neustadt an der Aisch einzuplanen. 

Nun muß ich aiber bemerken, daß der Haus!halt 
1953 schon v•erabschiedet ist. Entweder rst dem 
Antriag ii.m Haushaltspl1an Rechnung getragen oder 
er kann nuir im Hausihalt 1954 berücksichtigt wer­
den. 

(Ahg. Ebel.1har1d: Steht drin!) 

- Also ist der Antr.ag gegenstandslos und er wär·e 
im Ausschuß als gegenstandslos zu bezeichnen ge­
wesen. Eine Abstimmung darüber erüibl'igt sich. 
Der Ant!l.„ag ist •a}s. gegenstandslos er1eldigt. 

Der Antrag der Abgeordneten Stegerer und Ge­
nossen betreffend die Bereitstellung von Hau~­
haltsmitteln für die Umpfropfung von Obstbäumen 
(Beilage 3762) ist durch die Erhöhung des Aus-
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gabenbetrags bei Kapitel 08 02, Titel 619 ebenfalls 
erledigt. 

Der Antrag des Abgeordneten Dr. Lacherbauer 
und Fraktion betreffend Änderung im Stellenplan 
bei der Landesanstalt für Pflanzenbau und Pflan­
zenschutz (Beilage 4239) hat durch die Änderung 
des Stellenplans bei Kapitel 08 10, Titel 101 und 
104 ebenfalls seine Erledigung gefunden. Ich darf 
in diesen Fällen annehmen, daß der Antrag von 
den Antragstellern selber als formal zurückgezogen 
betrachtet wird. 

Der Antrag der Abgeordneten Dr. Schönecker, 
·Frühwald, Lanzinger, Metgler, Junker, Nagengast, 
Dr. Franke, Bauer Georg betreffend Förderung der 
Fasanenzucht (Beilage 4240) - -

(Abg. Wimmer: Goldfasanen!) 

- Herr Kollege Wimmer, ich glaube, die brauchen 
wir nicht wieder zu züchten. 

(~eifall) 

Der Antrag wird vom Ausschuß zur Ablehnung 
empfohlen. Er lautet: 

Bei Kapitel 08 02, Titel 622, ist ein Betrag 
von 300 000 DM einzusetzen, der insbesondere 
zur Förderung der Fasanenzucht durch Ein..: 
setzung und Fütterung verwendet werden soll. 
Der angeforderte Betrag kann Deckung finden 
aus den Einnahmen anläßlich der Jagdwaffen­
amnestie. 

Wer dem Ausschußvorschlag auf Ablehnung bei­
tritt, wolle Platz behalten. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. -

(Zuruf: Jäger!) 

Gegen die Stimmen der Mehrzahl der Fraktion der 
Bayernpartei und vier Stimmen aus den Reihen 
des BHE und einer Stimme der CSU und bei drei 
Stimmenthaltungen aus den Reihen des BHE ist 

Berichtigungen: 

beschlossen wie vom Ausschuß vorgeschlagen; der 
Antrag ist also abgelehnt. 

(Abg. Dr. Franke: Wir kommen wieder! -
Abg. Dr. Korff: In der nächsten Legislatur­

periode!) 

Meine Damen und Herren; damit ist die Be­
ratung des Einzelplanes 08 beendet und dieser 
Gegenstand der Tagesordnung abgeschlossen. 

Wir hätten nunmehr auf der Tagesordnung noch 
zwei Gegenstände, den .Antrag Meixner, Dr. Jüng­
ling und Dr. Schubert betreffend Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verhältni:sse am Wallfahrtsort 
Vierzehnheiligen und den Bericht des Ausschusses 
für Angelegenheiten der Heimatvertriebenen und 
Kriegsfolgegeschädigten zum Antrag der Abgeord­
neten Stain, Dr. Schubert, Frenzel, Reichl und 
Dr. Eberhardt betreffend Einleitung von Maßnah­
men zur Auflösung des Ausländerlagers Föhren­
wald. Der letztere Gegenstand wird eine Debatte 
hervorrufen, wie mir gesagt worden ist. Beim 
ersteren Gegenstand liegt 

(Zuruf: Auch!) 

an sich vom Wirtschaftsausschuß ein einstimmiger 
Vorschlag, vom Haushaltsausschuß allerdings ein 
Ergebnis mit geteilter Meinung vor. Wenn eine 
Debatte erfolgt, dann ist es nicht zu empfehlen, 
den Gegenstand heute noch aufzurufen. Wir neh­
men davon Abstand und nehmen beide Gegen­
stände auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung. 
Morgen findet keine Plenarsitzung statt, wie be­
reits im Ältestenrat bekanntgegeben wurde; da­
gegen tagen morgen verschiedene Ausschüsse. Wir 
halten 14 Tage Ausschußsitzungen; die dritte Woche 
ist wieder eine Woche für Plenarsitzungen, voraus­
gesetzt, daß die Arbeit im Haushaltsausschuß das 
ermöglicht. 

Die Sitzung ist für heute geschlossen. 

(Schluß der Sitzung 17 Uhr 58 Minuten.) 

.Auf Seite 1675, rechte Spalte, 4. Zeile von unten muß es heißen: „Wenn es nicht möglich wäre". 

Auf Seite 1676, linke Spalte, 3. Zeile von oben muß es statt „Bereich" „Bericht" heißen. 


